
ISSN 0005-7045  |  www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 21. Oktober 2021  |  72. Jahrgang  |  Nummer 20

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit 
Wirtschafts- und 
Umweltfragen
zu tun hat, braucht die

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker

Bayerische
GemeindeZeitung

Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt - B 1578
Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH, 
Postfach 825, 82533 Geretsried

Sie lesen in dieser Ausgabe
Seite

Zuspruch für Bayerns Grundsteuerreform.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .2
„Demografiefeste Kommune“ macht Gemeinden fit .  .  .  .  .  .  .2

GZ-Kolumne Dr. Klemens Gsell:
IT an Schulen: Organisation neu regeln! .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .3

Kommunale Entwicklungszusammenarbeit .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .3
Bausteine für die Pflegereform . . . . . . . . . . . . . . . . . . .3

Kommunale Finanzthemen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 - 8
Kommunale Energiethemen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 -10
Kommunale Verkehrsthemen.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  11 - 12
Wasser l Abwasser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13
Aus den bayerischen Kommunen.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  14 - 16

Nach Bekanntwerden der Ver- 
gabe des Friedensnobelprei-
ses an zwei aufrechte Journa-
listen sinniert unser Rathaus-
kater über die historische 
Rolle der Presse und des 
Journalismus‘ für die Ent-
wicklung, Bewahrung und 
Stabilisierung von Demokra-
tie und Freiheit.  Seite 15

Bayerischer Innovationspreis Ehrenamt:

Ehrenamt ist nachhaltig!
Unter dem Motto „Ehrenamt ist nachhaltig! – Ehrenamt gestal-
tet unsere Zukunft!“ wurden beim Bayerischen Innovationspreis 
Ehrenamt 2020 zum dritten Mal Personen, Initiativen und Orga-
nisationen mit neuen Ideen rund ums Ehrenamt gesucht. Unter 
mehr als 300 Bewerbungen wählte die Jury unter Vorsitz von Bay-
erns Sozialministerin Carolina Trautner elf Preisträger aus. Sechs 
Preisträger erhielten in München jeweils 10.000 Euro in der Kate-
gorie ‚Innovative Projekte‘. In der Kategorie ‚Neue Ideen‘ wurden 
fünf Preisträger ermittelt, die mit je 3.000 Euro bedacht wurden.

„Ihr Einsatz macht Sie zu den 
besten Vorbildern, die wir ha-
ben können“, würdigte Traut-
ner die Sieger: „Sie gehören zu 
den Menschen, die mutig neue 
Wege gehen und sich mit voller 
Kraft für unser Gemeinwohl ein-
setzen. An Ihnen liegt es, dass 
das Ehrenamt auf der Höhe der 
Zeit ist und unsere Gesellschaft 
voranbringt.“

Nachhaltiges Engagement

Das Übernehmen sozialer 
Verantwortung und das nach-
haltige Engagement in der Re-
gion hat im Robert-Bosch-Werk 
Blaichach in Immenstadt (Land-
kreis Oberallgäu) eine lange Tra-
dition. Seit 2011 führen Auszu-
bildende im zweiten Lehrjahr 
in Projektteams eigenständig 
ehrenamtliche Projekte durch. 
2017 wurde die Initiative auf al-
le Mitarbeiter ausgeweitet. Das 
Unternehmen unterstützt die 
Projekte, die unter dem Stich-
wort „Tat vor Ort“ laufen, dabei 

auch finanziell und will nun die 
Initiative auf Partnerfirmen und 
Netzwerkkontakte erweitern. 

Die Schülermitverantwortung 
(SMV) des Erasmus-Grasser- 
Gymnasiums in München hat 
das Projekt „Schule als Staat“ 
als Schülerinitiative an ihrer 
Schule bereits zweimal über-

aus erfolgreich durchgeführt. 
In einem einwöchigen Planspiel 
wurde jeweils eine bestimmte 
Staatsform mit allen Institutio-
nen nachgespielt. Den Schülern 
kommt es darauf an, durch das 
„Erleben“ anderer Staatsfor-
men die Vorteile einer Demo-
kratie sichtbar zu machen und 
so auch die Partizipation im ei-
genen Staat zu fördern. 

Treffen – Schaffen – Teilen

Unter dem gelebten Mot-
to „Treffen – Schaffen – Teilen“ 
bietet der Verein Schaffenburg 
e.V. in Aschaffenburg mit seiner 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bundes-KPV:

Kommunales Profil 
der Union stärken 

Nach einer Sitzung des KPV-Bundesvorstandes und Haupt-
ausschusses im Konrad-Adenauer-Haus forderte Christian 
Haase MdB, KPV-Bundesvorsitzender und Kommunalpo-
litischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, das 
kommunale Profil der Union wieder mit Leben zu füllen. 
Jetzt gelte es, das desaströse Ergebnis der Bundestagswahl 
intern aufzuarbeiten. „Nach unserem Verständnis muss 
die Union ihre Stärke in der Kommunalpolitik wieder bes-
ser zum Ausdruck bringen“, betonte Haase.

Benötigt würden ein neuer kommunalfreundlicher bundes-
politischer Kompass und kommunale Leitplanken: „Geld muss 
dauerhaft und dynamisch der Aufgabe folgen. Das war in der 
Vergangenheit nicht immer der Fall – Stichwort Ganztagsbe-
treuung für Grundschulkinder.“ Die Maxime laute: „Wer be-
stellt, muss zahlen.“

Wenn Bund oder Länder Leistungsgesetze ausweiten und 
individuelle Rechtsansprüche schaffen, müssen sie diese aus 
Haases Sicht auch vollumfänglich finanzieren. Alle bestehen-
den Leistungsgesetze seien zu prüfen. Man müsse wegkom-
men von „Mischfinanzierungen“ und „Mischzuständigkeiten“.

Grundgesetzänderungen dürften nur dann erfolgen, wenn 
dadurch Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten klarer wür-
den. „Wir müssen dafür sorgen, dass das Geld aus Fördertöp-
fen auch dort ankommt, wo es wirklich gebraucht wird.“ Ge-
rade „klamme Gemeinden“ würden nicht über die Ressourcen 
verfügen, um aufwändige Förderanträge zu stellen. Haase for-
dert eine Vereinfachung des Förderprozederes. Außerdem sol-
le es entbürokratisiert und digitalisiert werden.

Da zu einem lebenswerten Deutschland lebendige Innen-
städte und Ortskerne zählten, fordert die Bundes-KPV, zusätz-
lich 2,5 Milliarden Euro aus Städtebauförderung und Innen-
stadtfonds bereitzustellen. Damit könnten die Schäden durch 
Corona und Digitalisierung reduziert werden. 

Gehe es um Aufgaben der Daseinsvorsorge, versagten 
Marktmechanismen, zu sehen sei das aktuell beim Glasfaser-
ausbau. „Deswegen gehört die Infrastruktur in diesem Bereich 
in die öffentliche Hand“, machte Haase deutlich.  DK

Initiative Fürth. Ort aus Mittelfranken mit dem Projekt „Nachhaltig-
keits- und Zukunftszentrum Alte Feuerwache Fürth“. Unser Bild zeigt 
(v.l.): Staatsministerin Carolina Trautner, Florian Friedrich, Simon Re-
bitzer, Ehrenamtsbeauftragte Eva Gottstein.  Bild: StMAS/Alexander Göttert

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistags:

Verantwortung 
vor Ort 

Nach seiner Präsidiumssitzung im Landkreis Celle hat der 
Deutsche Landkreistag seine Erwartungen für die neue Le-
gislaturperiode formuliert. Das Augenmerk sei darauf zu 
richten, finanzielle Fesseln durch immer neue Förderpro-
gramme und Anschubfinanzierungen zurückzuführen und 
stattdessen eine bessere und gerechtere Grundfinanzie-
rung der Kommunen zu realisieren. 

Präsident Landrat Reinhard 
Sager erklärte dazu: „Die Verant-
wortung vor Ort muss gestärkt 
werden. Daran werden wir ei-
ne neue Regierungskoalition in 
Berlin messen. Die Verantwort-
lichen vor Ort wissen am bes-
ten, was sie brauchen – gerade 
bei Klimawandel, Digitalisierung 
und Infrastruktur. Die Kommu-
nen müssen die drängenden Zu-
kunftsherausforderungen ange-
hen und dazu auch finanziell im-
stande sein.“ Zudem sollten die 
nächsten vier Jahre eine Wahl-
periode der gleichwertigen Le-
bensverhältnisse werden. 

Neben der Stärkung föderaler 
Strukturen zur Krisenbewälti-
gung muss die Bundespolitik bis 
2025 laut Deutschem Landkreis-
tag die Kommunen besser mit 
Steuermitteln ausstatten. Da-
zu sei der kommunale Anteil an 
der Umsatzsteuer deutlich an-
zuheben, an dem auch die Land-
kreise zu beteiligen sind. Diese 
Mittel müssten durch einen ein-
wohnerbasierten Schlüssel, der 
belastungsorientiert gewichtet 
und ausgestaltet werden kann, 
verteilt werden. 

Gestaltungsspielräume

Auch gelte es, Gestaltungs-
spielräume bei Bundesgesetzen 
zu erhalten. Deshalb müsse die 
75 %-Grenze in Art. 104a Abs. 
3 GG für alle Geldleistungen 
maßgeblich sein, und zwar un-
ter Wahrung der kommunalen 
Selbstverantwortung. Dies gelte 
in erster Linie für Sozialleistun-
gen, die nach individuellen Be-
darfen und nach unterschiedli-
chen Gegebenheiten vor Ort ge-
währt werden (müssen). 

Gemeinsam mit den Ländern 
müsse der Bund zudem geeig-
nete Wege finden, die Ausga-
ben bei der Eingliederungshilfe, 
der Sozial- sowie Kinder- und Ju-
gendhilfe zu begrenzen und die 
diesbezüglichen Mehrbelastun-
gen vollständig und dynamisch 

auszugleichen. Aktuell beziehe 
sich dies auf die kommunalen Fi-
nanzierungslasten bei der Ganz-
tagsbetreuung. 

Aufgabenangemessene  
Steuerausstattung

Auch im Hinblick auf die mit 
der Digitalisierung der Bildung 
in Landkreisen und Gemeinden 
verbundenen Kosten sei für ei-
ne aufgabenangemessene Steu-
erausstattung der kommunalen 
Ebene zu sorgen. Vorbild dür-
fe nicht der Digitalpakt Schu-
le sein, sondern es sollte eine 
dauerhaft erhöhte kommunale 
Steuerbeteiligung geben. 

Verfassungswidrige  
Aufgabendurchgriffe

Zu unterbinden seien darüber 
hinaus verfassungswidrige Auf-
gabendurchgriffe des Bundes.  
Der Bund wird aufgefordert, die 
vom BVerfG als verfassungswid-
rig erkannte Zuständigkeitsbe-
stimmung der Landkreise zu So-
zialhilfeträgern in § 3 Abs. 2 SGB 
XII unverzüglich für das gesamte 
SGB XII aufzuheben. 

 (Fortsetzung auf Seite 4)

8. Bayerisches BreitbandForum in Gunzenhausen:

Neue  
Dimensionen

Gelungener Neustart: Nach zweijähriger Corona-Pau-
se konnte das Team der Bayerischen GemeindeZeitung 
endlich wieder eine Präsenzveranstaltung für bayerische 
Kommunen sowie Vertretern aus Wirtschaft und Verbän-
den durchführen. Gastgeber des 8. Bayerischen Breit-
bandForums war nach 2019 erneut die mittelfränkische 
Stadt Gunzenhausen. Insgesamt folgten 400 Teilnehmer, 
davon 60 Aussteller aus acht Ländern, der GZ-Einladung. 
Als Medienpartner fungierte einmal mehr TV Bayern live. 

„Der Breitbandausbau ist das 
Rückgrat der Digitalisierung, vor 
der sich heute niemand mehr 
verschließen kann“, betonte 
GZ-Chefredakteurin Constanze 
von Hassel in ihrer Begrüßung. 
Ohne dieses „breite Band der 
Sympathie“ und den Möglich-
keiten der Digitalisierung hät-
te   das gesamte Staatengebilde 
während der Corona-Pandemie 
noch weitaus größeren Scha-
den erlitten als es ohnehin der 
Fall war. Klar sei aber auch, dass 
das digitale Band noch brei-
ter und schneller werden müs-
se, erklärte von Hassel und ver-
wies in diesem Zusammenhang 
darauf, dass der Breitbandaus-
bau in Bayern keine kommunale 
Pflichtaufgabe darstelle.

Riesenaufgabe

Laut Gunzenhausens Zwei-
tem Bürgermeister Peter Schnell 
„wird von den Gemeinden und 
Städten erwartet, die digitalen 
und smarten Möglichkeiten zu 
nutzen und auszubauen“. Dies 

sei eine Riesenaufgabe für Ver-
waltung, Wirtschaft und Stadt-
gemeinschaft. Vor diesem Hin-
tergrund freue es ihn ganz be-
sonders, dass die Stadt am Alt-
mühlsee vor kurzem als eine von 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

V. l.: Theresa von Hassel; Gunzenhausens 2. Bürgermeister Peter 
Schnell; Peter Reisinger, Deutsche Glasfaser; Constanze von Has-
sel; Ministerialrat Bernd Geisler, StMFH; Direktor Stefan Graf,  
Bayerischer Gemeindetag.  r
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Wir gratulieren
ZUM 75. GEBURTSTAG

Bürgermeister  
Hermann Anselstetter 

95339 Wirsberg 
am 3.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Göcking 

95659 Arzberg 
am 23.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Fabian Streit 

86576 Schiltberg 
am 2.11.

Bürgermeister  
Martin Fenninger 
83379 Wonneberg 

am 3.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Braun 

92280 Kastl 
am 22.10.

Bürgermeister Philipp Schlapak 
86709 Wolferstadt 

am 27.10.

Bürgermeister Thomas Dorsch 
82383 Hohenpeißenberg 

am 30.10.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Florian Hartmann 
85221 Dachau 

am 2.11.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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GZ Akademie
Unser Online-Seminar-Ange-
bot wird stetig ausgebaut. Un-
sere nächsten Termine stehen 
fest. Buchen Sie Ihr Ticket und 
seien Sie online live dabei!

Bildrechte & DSGVO Teil 1:
25. Nov. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Bildrechte & DSGVO Teil 2: 
7. Dez. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Die Menschen lieben Bilder. Bil-
der können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb kön-
nen weder Politik noch Verwal-
tung auf Bilder verzichten. Doch 
was muss man wissen, um nicht 
die Fallen der Betrüger und die 
Mühlen der Justiz zu geraten. 
Das Ganze ist nicht so einfach, 
wie man glaubt – aber auch 
nicht so schwierig, wie befürch-
tet. Aber es braucht Zeit, um Si-
cherheit zu gewinnen. Deshalb 
wird dieser Vortrag zweigeteilt. 
Ihre Fragen dazu sind herzlich 
willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, 
PR-Competence
Anmeldung unter veranstaltun-
gen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: je 145,- €  
zzgl. MwSt. (290,- € zzgl. MwSt. 
für beide Termine)  r

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof:

Corona-Ausgangssperre 
war unzulässig

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (VGH) hat die Corona-Aus-
gangsbeschränkungen vom Frühjahr 2020 in Bayern für unzulässig 
erklärt. Die Ansbacher Richter bemängelten sowohl Formfehler bei 
der Veröffentlichung der Beschlüsse als auch die Unverhältnismäßig-
keit der Beschränkungen. Nun geht die Staatsregierung in Revision.

In dem Verfahren ging es um 
die Ende März 2020 erlassene 
Infektionsschutzmaßnahmen-
verordnung, die vom 1. bis zum 
19. April gültig war. Einzelperso-
nen durften ihre Wohnung oder 
ihr Haus damals nicht ohne trifti-
gen Grund verlassen. Als solcher 
waren etwa Arztbesuche, Sport 
oder die Berufsausübung defi-
niert. Die entsprechenden Passa-
gen erklärten die Richter nun für 
unwirksam.

Strenger als  
bundesweite Regelung

Nach der bundesweiten Vorga-
be durften sich die Bürger zu je-
nem Zeitpunkt im Jahr 2020 mit 
einer weiteren Person eines an-
deren Haushalts in der Öffentlich-
keit treffen. Zwar habe der Frei-
staat, so die Richter, damals eine 
schlechtere epidemiologische La-

ge gehabt, „allerdings spiegelte 
sich diese bedrohlichere Lage im 
ganzen süddeutschen Raum wi-
der“. Es hätte Möglichkeiten ge-
geben, die Bund-Länder-Vorga-
be in Bayern zu verschärfen, ohne 
gleich eine generelle Ausgangsbe-
schränkung festzulegen.

Die Bayerische Staatsregierung 
geht im Rechtsstreit über die 
strengen Corona-Regeln im Früh-
jahr 2020 in Revision. „Wir sind 
davon überzeugt, dass die Aus-
gangsbeschränkungen Ende März 
bis Anfang April 2020 zum Wohl 
und zur Sicherheit der Bürgerin-
nen und Bürger Bayerns in der 
ersten Welle der Pandemie ein 
wirksames und richtiges Mittel 
waren“, erklärte Gesundheitsmi-
nister Klaus Holetschek. Der Weg 
der Bayerischen Staatsregierung 
sei durch „eine Vielzahl an Ge-
richtsentscheidungen“ als rechts-
konform bestätigt worden.  DK

Zuspruch für Bayerns  
Grundsteuerreform

Im Unterschied zum Gesetzespaket des Bundes wählt Bayern ei-
nen anderen Weg in der Grundsteuerreform. Ob und wie ein sol-
ches Gesetz das Ziel einer unbürokratischen Fortentwicklung der 
Grundsteuer erreicht, besprachen Juristen, Vertreter von Städten 
und Gemeinden sowie Steuer- und Immobilien-Sachverständige 
mit den Mitgliedern des Haushaltsausschusses und stellten Bay-
erns geplante Reform bei der Grundsteuer auf dem Prüfstand: Die 
überwiegende Zahl der Experten befürwortete die Regionalisie-
rung und Bayerns abweichenden Weg vom Bundesmodell.

Eine Neuregelung der Grund-
steuer war notwendig gewor-
den, nachdem das Bundesverfas-
sungsgericht 2018 die geltende 
Grundsteuerregelung für verfas-
sungswidrig erklärt hatte, weil die 
Grundstückswerte veraltet sei-
en und gleichartige Grundstücke 
unterschiedlich behandelt wür-
den. Aufgrund einer Öffnungs-
klausel können die Länder nun 
die Grundsteuer selbst regeln. 
Bayern plant die Grundsteuer ab 
2025 auf Basis der Grundstücks- 
und Gebäudeflächen sowie de-
ren Nutzung zu berechnen. Im 
Detail bedeutet das: vier Cent 
pro Quadratmeter Grundstücks-
fläche sowie 50 Cent pro Quad-
ratmeter Wohn- und Nutzfläche. 
Dieser Messbetrag wird dann mit 
dem Hebesatz, den jede Gemein-
de individuell bestimmt, multipli-
ziert. Der Wert des Grundstücks 
spielt dann – anders als im Mo-
dell des Bundesfinanzministeri-
ums – keine Rolle. Damit entfällt 
eine aufwendige Neubewertung 
sämtlicher Immobilien alle sie-
ben Jahre. 

Weniger kompliziert, 
weniger streitanfällig

Zudem ist es unerheblich, ob 
ein Grundstück in einer teuren 
Stadt oder auf dem Land liegt. 
Der Leiter der Steuerabteilung 
im Finanzministerium stellte in 
der Expertenanhörung im Haus-
haltsausschuss des Bayerischen 
Landtages heraus, dass das so 
genannte Flächenmodell Bayerns 
weniger kompliziert und weniger 
streitanfällig als ein wertabhängi-
ges Modell sei. Für den Vertreter 
des Finanzministeriums ein fun-
dierter Entwurf, der eine tragfä-

hige Grundlage bilde. Im Verlauf 
der Diskussion äußerten die Ex-
perten auch Kritik und unterbrei-
teten Änderungsvorschläge.

Die Vertreter der Kommunen 
verwiesen auf die große Bedeu-
tung der Grundsteuer für die 
Kommunalfinanzen. Bernd Bu-
ckenhofer, geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied des Bayeri-
schen Städtetags, sprach von ei-
ner der wichtigsten Einnahme-
quellen. Im Jahr 2019 lag das 
Aufkommen bei 1,83 Milliarden 
Euro. „Die Grundsteuer ist kon-
junkturunabhängig, berechen-
bar für jeden und unverzicht-
bar“, so Buckenhofer. Allerdings 
fehle im Entwurf die Grundsteu-

er C als Instrument der Bauland-
mobilisierung. Mit der Grund-
steuer C, könnte baureifes Land 
stärker besteuert werden, wenn 
es nicht zeitnah bebaut wird. 
Unterstützung bekam er von 
Hans-Peter Mayer, Direktor des 
Bayerischen Gemeindetags und 
Harald Riedel, Stadtkämmerer 
der Stadt Nürnberg. Sie bekräf-
tigten, damit werde die Chance 
vergeben, flächendeckend neu-
en Wohnraum zu schaffen und 
an Ortsrändern einen Beitrag 
zum Flächensparen zu leisten.

Buckenhofer, Mayer und Rie-
del sprachen sich gegen eine Zo-
nierung aus, also die Möglich-
keit für die Kommunen, unter-
schiedliche Hebesatzgebiete zu 
bestimmen. Sie befürchteten, 
dass der Grundsteuermessbe-
trag zu niedrig sei und die Kom-
munen deshalb gezwungen wä-
ren, höhere Hebesätze zu ge-
nerieren. So verwies Riedel am 
Beispiel der Stadt Nürnberg da-
rauf, dass dort der Hebesatz um 
50 Prozent angehoben werden 

müsste, um dasselbe Aufkom-
men wie zuvor zu erreichen. 
Da sei Streit vorprogrammiert. 
Ebenso, wenn innerhalb einer 
Kommune verschiedene Hebe-
sätze festgelegt würden.

Keine Abschreckung  
von Spekulanten

Gegen die Einführung einer 
Grundsteuer C sprachen sich die 
Immobilien-Sachverständigen 
deutlich aus. Dr. Ulrike Kirchhoff, 
Vorständin Haus & Grund Bay-
ern zeigte sich ebenso wie der 
Vorstand Zentraler Immobilien 
Ausschuss (ZIA), Sven Behrends, 
überzeugt davon, dass Bauspe-
kulanten dadurch nicht abge-
schreckt würden. Kirchhoff er-
klärte: „Die Grundsteuer C trifft 
private Eigentümer, nicht Speku-
lanten, denn die geben die Kos-
ten weiter beim Verkauf, das wird 
einfach draufgeschlagen.“ Der Vi-
zepräsident des Bund der Steuer-
zahler in Bayern, Klaus Griesha-
ber, und Günter Helmhagen, Vi-
zepräsident und Schatzmeister 
der Steuerberaterkammer Mün-
chen, lobten das Flächenmodell, 
hielten allerdings die Grundsteu-
er C vor allem in Ballungsgebie-
ten für nicht umsetzbar.

Eine Umkehrung der Besteue- 
rung forderte Prof. Clemens 
Richarz. Der erste Vizepräsi-
dent der Bayerischen Architek-
tenkammer appellierte an die 
Abgeordneten dafür zu sorgen, 
dass bebaute Grundstücke nied-
rig, unbebaute dagegen hoch 
besteuert werden müssten. Bo-
den sei eine beschränkte Res-
source und das müsse der Ge-
setzgeber deutlich machen. Mit 
dem Entwurf werde die Bebau-
ung jedoch nicht gefördert. Aus 
wirtschaftswissenschaftlicher 
Sicht lobte Dr. Florian Neumei-
er den Entwurf für das bayeri-
sche Flächenmodell. Der Leiter 
der Forschungsgruppe Steuer- 
und Finanzpolitik am Ifo-Insti-
tut sprach von einem verlässli-
chen Instrument, das einfach zu 
handhaben sei und keine gro-
ßen Belastungsverschiebungen 
mit sich bringe. Die Vereinigung 
der bayerischen Wirtschaft wür-
digte den beherrschbaren Bü-
rokratieaufwand und verwies 
auf den Vorteil, dass nicht – 
wie beim Bundesmodell – wie-
derholt neue Bewertungen der 
Grundstücke nötig werden.

Gleichheitsgrundsatz

Unterschiedlich beurteilten 
die Juristen den Entwurf. Wäh-
rend Prof. Klaus-Dieter Drüen, 
von der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München ebenso wie 
seine Kollegin, Prof. Johanna 
Hey, Direktorin des Instituts für 
Steuerrecht an der Universität 
zu Köln, keine grundsätzlichen 
verfassungsrechtlichen Beden-
ken beim Flächenmodell hatten, 
beurteilte der Potsdamer Jurist 
Professor Thorsten Ingo Schmidt 
den Gleichheitsgrundsatz des 
Grundgesetzes als nicht ausrei-
chend berücksichtigt.

„Entscheidend ist, dass das 
Gesetz verfassungsmäßig ist“, 
erklärte CSU-Politiker Michael 
Hofmann in der Aussprache und 
knüpfte daran die Frage, ob ei-
ne Übermaßbesteuerung dro-
hen könne. Drüen verwies dar-
auf, dass es in Deutschland ein 
Viel-Steuerrecht gebe. Aber er 
schränkte ein: „Die Grundsteu-
er bringt bei der Belastung das 
Fass nicht zum Überlaufen.“ Tim 
Pargent, finanzpolitischer Spre-
cher von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, stellte das Äquivalenzprin-
zip in Frage und wollte wissen, 
warum unbebaute Grundstücke 
überhaupt besteuert werden. 
Die Eigentümer zögen keinen 
Nutzen aus der gebotenen kom-
munalen Infrastruktur. Für Ju-
ristin Hey kein Argument, denn 
Steuern seien nie geeignet, indi-

viduelle Kosten und Nutzen ab-
zubilden.

CSU sieht Anhörung  
als Bestätigung

Ausschuss-Vorsitzender Josef 
Zellmeier (CSU) sieht Bayerns 
Weg durch die Stellungnahmen 
der Experten bestätigt: „Dies 
ist ein konsequenter Schritt in 
Richtung Steuervereinfachung. 
Gerade im wirtschaftlich er-
folgreichen Bayern würden die 
Pläne von Grünen und SPD we-
gen der steigenden Immobilien-
werte zu laufenden Steuererhö-
hungen führen.“ Michael Hof-
mann, der Berichterstatter der 
CSU-Fraktion für das Bayerische 
Grundsteuergesetz, ergänzte: 
„Entscheidend für mich ist, dass 
wir mit unserem verfassungs-
konformen Modell in der Sum-
me keine größeren Belastungen 
schaffen als bisher. Wir lehnen 
eine verkappte Vermögensteu-
er ab. Durch die Experten haben 
wir weitere wertvolle Hinwei-
se bekommen.“ Der Gesetzent-
wurf zur Grundsteuer wird der-
zeit im Haushaltsausschuss be-
raten. Der Bayerische Landtag 
wird das Gesetz voraussichtlich 
noch vor Weihnachten verab-
schieden. red

Heimatminister Albert Füracker: 

„Demografiefeste Kommune“ macht 
Gemeinden fit für die Zukunft

Neues Pilotprogramm mit Förderung von über 1,2 Millionen Euro  
Kommunen begegnen aktiv dem demografischen Wandel

„Bayern ist einzigartig, lebenswert und vielfältig. Immer mehr 
Menschen wählen Bayern als ihre Heimat. Trotzdem ist der de-
mografische Wandel eine Herausforderung, insbesondere für 
strukturschwächere Regionen! Mit individuellen und maßge-
schneiderten Strategien nehmen wir diese Herausforderung an: 
Gemeinsam mit unseren Kommunen und den Bürgerinnen und 
Bürgern bringen wir Bayern voran und werden demografiefest in 
Stadt und Land. Das Heimatministerium unterstützt die Teilneh-
mer bei der zukunftssicheren Ausrichtung im Rahmen des Pilot-
programms ‚Demografiefeste Kommune‘ mit insgesamt über 1,2 
Millionen Euro“, freute sich Finanz- und Heimatminister Albert 
Füracker bei der Förderbescheidübergabe an die zehn Pilotkom-
munen in der Allerheiligen-Hofkirche.

Kommunen spüren den demo-
grafischen Wandel auf vielfache 
Weise. Die Erkenntnisse eines Pi-
lotprojekts sollen daher auch an-
deren bayerischen Kommunen 
zugänglich gemacht werden. Sie-
ben Gemeinden bzw. Gemeinde-
zusammenschlüsse auf jeden Re-
gierungsbezirk verteilt, eine Regi-
on, ein Stadtteil einer Großstadt 
sowie ein Landkreis treten in der 
ersten Förderphase – exempla-
risch für ganz Bayern – dem de-
mografischen Wandel vor Ort ak-
tiv entgegen. Sie haben die Her-
ausforderung für sich erkannt, 
planen eigene Maßnahmen oder 
haben diese bereits umgesetzt:

Der Zusammenschluss der 
oberbayerischen Gemeinden Ap-
feldorf, Unterdießen und Fuchstal 
gehört zu den Gewinnern des de-
mografischen Wandels. Für sie 
gilt: Wachstum meistern, Neu- 
und Altbürger zusammenbringen 
und Identität in den Gemeinden 
bewahren. Der starke Verbund 
steht exemplarisch für viele Ge-
meinden im Umfeld der bayeri-
schen Metropolregionen. 

In Niederbayern, an der baye-
risch-tschechischen Grenze, hat 
die Gemeinde Mauth bereits 
viel aus eigener Kraft geschafft. 
Mauth hat eine engagierte Nach-
barschaftshilfe, einen Bürger-
bus und einen Seniorenbeirat 
etabliert. Um den prognostizier-
ten Bevölkerungsschwund und 
die Überalterung zu bewältigen 
braucht es passgenaue Dienst-
leistungsangebote und bedarfs-
gerechte Wohnformen für Seni-
oren. Mit dem Pilotprogramm 
wird die Gemeinde in ihrem bis-
herigen Engagement unterstützt 
und kann dieses ausweiten. 

Ebenfalls an der bayerisch- 
tschechischen Grenze liegt die 
oberpfälzer Stadt Waldmünchen. 
Die Stadt kämpft mit überdurch-
schnittlich starker Überalterung 
und die Abwanderung gerade 
jüngerer Menschen verschärft 

diesen Trend zunehmend. Wald-
münchen hat sich trotz schwieri-
ger Haushaltslage mit aller Kraft 
gegen diese Entwicklung gestellt. 

Die „Initiative Rodachtal“ ist 
ein erfolgreicher Zusammen-
schluss zwischen sechs bayeri-
schen und fünf thüringischer Ge-
meinden. In Oberfranken sind 
dies Ahorn, Bad Rodach, Itz-
grund, Seßlach, Weitramsdorf 
und das unterfränkische Unter-
merzbach. In interkommunaler 
Zusammenarbeit lässt sich die 
Veränderung der Bevölkerungs-
struktur und die damit verbun-
denen Auswirkungen auf den 
Bedarf vor Ort und das bürger-
schaftliche Engagement besser 
bewältigen. Die starke Zusam-
menarbeit über Regierungsbezir-
ke und Ländergrenzen hinweg ist 
ein großartiges Vorbild. 

Als beliebter Kur- und Reha-
Ort konnte die mittelfränkische 
Stadt Bad Windsheim die letzten 
zehn Jahre einen Bevölkerungs-
zuwachs verzeichnen. Dieses 
Wachstum geht allerdings mit ei-
ner zunehmenden Überalterung 
einher. In Bad Windsheim gibt es 
bereits eine Vielzahl an engagier-
ten Menschen, die sich den Her-
ausforderungen wie dem Fehlen 
von bedarfsgerechten ÖPNV-An-
geboten oder barrierefreiem öf-
fentlichen Raum stellen. 

Oerlenbach in Unterfranken 
möchte verstärkt um Rückkeh-
rer und den Zuzug junger Fami-
lien werben. Als Gründungsmit-
glied der Ökomodellregion „Alli-
anz Oberes Werntal“ verfolgt die 
Gemeinde ein klimasoziales, ge-
nerationsgerechtes Wachstum 
in den Bereichen Wohnen, Le-
ben und Arbeiten. Oerlenbach ist 
beispielhaft für den nachhaltigen 
Umgang mit den gesellschaftli-
chen Herausforderungen. 

Die Verwaltungsgemeinschaft 
Wemding im Norden Schwabens 
mit der Stadt Wemding, den Ge-
meinden Fünfstetten, Huisheim, 

Otting und Wolferstadt hat be-
reits viel erreicht. Dorfladen, Ta-
gespflegeeinrichtung und gemein- 
same Jugendarbeit wurden zu-
sammen gestemmt. Mit Hilfe des 
Pilotprogramms will die Verwal-
tungsgemeinschaft die medizini-
sche Versorgung aufrechterhal-
ten, altersgerechten Wohnraum 
und Pflegeeinrichtungen schaffen.

Der Würzburger Stadtteil San-
derau erfreut sich großer Be-
liebtheit bei Studierenden, jun-
gen Familien und Senioren. Am 
Durchschnittsalter gemessen ist 
die Sanderau einer der ältesten 
Stadtteile. Die Stadt möchte so-
wohl den Bedürfnissen älterer 
Menschen nach selbstbestimm-
ten Leben im Alter, als auch den 
Bedürfnissen junger Menschen 
gerecht werden. Am Beispiel des 
Würzburger Stadtteils sollen im 
Pilotprojekt Erkenntnisse für an-
dere Großstädte, bayerische Mit-
telzentren und Universitätsstäd-
te gewonnen werden. 

Der oberpfälzer Landkreis Tir-
schenreuth hat bereits viele An-
strengungen und Initiativen er-
griffen um dem demografischen 
Wandel entgegenzuwirken. Der 
Bevölkerungsrückgang hat Aus-
wirkungen auf die sozialen Si-
cherungssysteme, die regiona-
le Wirtschaft und auch auf die 
Siedlungs- und Infrastruktur. Um 
Synergien zu schaffen und neue 
Ansätze aufzuzeigen, sollen die 
Erfahrungen der letzten Jahre 
mithilfe des Pilotprogramms zu-
sammengefasst werden. 

Die Region Forggensee mit 
Füssen, Halblech, Lechbruck 
am See, Rieden a. F., Roßhaup-
ten und Schwangau legt einen 
Schwerpunkt auf die Vereinbar-
keit von Umweltschutz und Tou-
rismus. Mit einer gemeinsamen 
Strategie und einem Maßnah-
menkonzept sollen die Verände-
rungen der Landschaft, der Ge-
wässer, der Lebensraumqualität 
sowie der Tourismuswirtschaft 
im Umfeld des Forggensees wie-
der in Einklang gebracht werden. 

Die Dringlichkeit des Themas 
demografischer Wandel zeigt die 
große Resonanz: Über 100 Ge-
meinden hatten sich für das Pi-
lotprogramm beworben. Die 
Kommunen wurden gemeinsam 
mit den kommunalen Spitzenver-
bänden so ausgewählt, dass sie 
ein möglichst differenziertes Bild 
zum demografischen Wandel in 
Bayern darstellen.   r
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die Pandemie hat öffentlich 
den Spot auf die Ausstattung 
der Schulen mit IT gerichtet. 
Das Urteil der veröffentlich-
ten Meinung ist vernichtend: 
„Steinzeit in den Klassenzim-
mern“, „Deutschland hinkt hin-
terher“ oder „Kein Geld für Bil-
dung“, so kann man die Schlag-
zeilen zusammenfassen.

Wie immer sind öffentli-
che Befunde und Realität si-
cher nicht übereinstimmend. 
Je nach Engagement der Kom-
munen, der örtlichen Lehrkräf-
te und auch der jeweiligen Bundesländer sind 
schon wichtige Schritte für eine zeitgemäße IT- 
Ausstattung zu finden. 

Und dennoch, die negativen Schlagzeilen ha-

ben einen wahren Kern. Vollständige und durch-
dachte Gesamtkonzepte sind nicht die Regel. Je 
nach Finanzkraft der „Sachaufwandsträger“ 
(ein typisch deutsches Wort, das international 
kaum zu übersetzen ist), gibt es Ausstattungen. 
Manchmal tolle Technik im Klassenzimmer und 
dann fehlt es an der Verkabelung im Haus oder 
am Anschluss an die Datenautobahn. Andern-
orts finden sich im gleichen Haus tolle Beispie-
le für Lernen mit digitaler Ausstattung und voll-
ständige analoge Unterrichtsformen nebenei-
nander, weil es unterschiedliche Akzeptanz für 
digitale Medien bei den Lehrkräften gibt.

Ursache dafür sind auch die Förderstruk-

turen. So wird die Verkabe-
lung im Haus manchmal über 
das sog. FAG in Zuständigkeit 
des Kultusministeriums an-
teilig gefördert, meist jedoch 
nicht. Der Anschluss ans Da-
tennetz wurde in Bayern teil-
weise durch das Finanzminis-
terium bezuschusst. Die Klas-
senzimmerausstattung kann 
meist auf Bundesförderung 
oder manchmal auch auf Lan-
desprogramme zugreifen, was 
auch für mobile Geräte in 
Schülerhand gilt. Software- 
lizenzen und digitale Lehrma-
terialien sind oft gar nicht för-
derfähig, ebenso Lehrerein-

weisungen in die Hardware. 
Für die meisten dieser Hardwarethemen sind 

die Kommunen zuständig. Bei der nötigen Fort-
bildung der Lehrkräfte ist der Staat gefordert 
und für die digitalen Lehrmaterialien und de-
ren Verteilung (z.B. über Lernplattformen) sind 
die staatlichen Angebote in die kommunalen 
Planungen einzubinden. Kurzum: für einen ‚Ge-
samtplan digitales Lehren‘ in den Schulen ist 
die Zuständigkeit so, dass viele und nervende 
Abstimmungen, Förderanträge und Anpassun-
gen nötig sind.

Der eingangs geschilderte Befund ist also 
meist nicht auf Finanzprobleme zurückzufüh-
ren. Eine klare Struktur und ein einheitlicher 
Finanzierungstopf sind längst überfällig. Die 
Koordinierung käme dabei dem Kultusminis-
terium zu. Ansätze dafür sind aber nicht vor-
handen, (auch aus Furcht vor der Keule Konne-
xität). Es wird Zeit einen gemeinsamen Weg für 
Organisation und Finanzierung zu finden, wie 
bei der Kinderbetreuung auch! 

GZ KOLUMNE
Dr. Klemens Gsell

IT an Schulen:  
Organisation neu regeln!

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Klemens Gsell
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern 
Altbürgermeister

» … weil die Kommunen 
für die Umsetzung der 
gemeinsamen Ziele die 
entscheidenden Partner 
sind. «
Carolina Trautner
Bayerische Staatsministerin 
für Familie, Arbeit und Soziales

Ich lese die GZ
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Deutscher Pflegetag 2021:

Bausteine für die Pflegereform
Umfassende Maßnahmen zur Stärkung der Pflege in Deutschland 
hat Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek 
von der künftigen Bundesregierung gefordert. Wie Holetschek, 
der auch Vorsitzender der Gesundheitsministerkonferenz ist, im 
Rahmen des Deutschen Pflegetags in Berlin erklärte, „muss eine 
Pflegereform auch die Situation der pflegenden Angehörigen ver-
bessern. Die Angehörigen leisten Großes und sind neben der pro-
fessionellen Pflege eine tragende Säule des Pflegesystems. Des-
wegen schlage ich ein steuerfinanziertes Pflegezeitgeld vor.“

diese Ausgaben ähnlich wie bei 
einer Spende von der Steuer ab-
setzen können.“  

Laut Holetschek sind dies nur 
zwei von vielen Bausteinen für 
die Pflegereform, die so drin-
gend benötigt wird. „Wir müs-
sen unter anderem auch mehr 
qualifiziertes Personal für Pfle-
geberufe gewinnen und dafür 
den Beruf attraktiver machen, 
sowie die Struktur und Finan-
zierung der Pflegeversicherung 
genau unter die Lupe nehmen.“ 
Klar sei: „Auf die nächste Bun-
desregierung wartet eine Mam-
mutaufgabe. Wer immer dem-
nächst regieren und Gesund-
heitspolitik gestalten wird, 
muss das schnell und beherzt 
anpacken. Jetzt ist keine Zeit 
mehr für eine Politik der klei-
nen Schritte, denn schon in we-
nigen Jahren wird im Verhältnis 
von Pflegebedürftigen und Pfle-
gekräften die Schere noch wei-
ter auseinanderklaffen.“

Die Präsidentin des Deutschen 
Pflegerats, Christine Vogler, hat-
te im Vorfeld der Konferenz „ei-
ne Gesamtidee“ gefordert, „wie 
wir 5,1 Millionen Pflegebedürf-
tige bei fehlenden 500.000 Pfle-
gefachpersonen in 2030 noch 
gepflegt bekommen“. Bereits 
heute fehlten rund 200.000 
Kräfte in Krankenhäusern, Al-

tenheimen und in der ambulan-
ten Pflege. Deshalb müsse drin-
gend die Bezahlung angepasst 
werden. Derzeit liege die Span-
ne zwischen 2.100 und 3.700 Eu-
ro brutto im Monat. Angemessen 
für eine Vollzeitstelle wäre aber 
ein Monatsgehalt von 4.000 Eu-
ro, so Vogler. Laut Bundesagentur 
für Arbeit sind rund 1,7 Millionen 
Menschen in der Kranken- und 
Altenpflege sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt. Auf Pflege 
angewiesen sind hierzulande 
mehr als vier Millionen Men-

schen. Im Pflegerat haben sich 
große Verbände der Pflegebran-
che zusammengeschlossen. 

Laut Vogler blieben Refor-
men zur Verbesserung der La-
ge, die von der großen Koaliti-
on in den vergangenen Jahren 
auf den Weg gebracht wurden, 
in der Wirkung für die Pflege-
bedürftigen und die Beschäf-
tigten zu schwach. „Die Maß-
nahmen wenden sich kurzfristig 
den Symptomen zu - die Grund-
fragen aber werden konsequent 
ignoriert.“ 

Ohne Personal  
keine Versorgung

„Wir erwarten in einem Koali-
tionsvertrag klare Aussagen, wie 
der Fachkräftemangel angegan-
gen werden soll. Erster Schritt 
muss es sein, das Pflegeperso-
nalbedarfsbemessungsinstru-
ment, die PPR 2.0, das der Deut-
sche Pflegerat, Verdi und wir ge-
meinsam entwickelt haben, als 
Interimsinstrument umgehend 
einzusetzen“, erklärte Dr. Gerald 
Gaß, Vorstandsvorsitzender der 
Deutschen Krankenhausgesell-

schaft (DKG). Die künftige Bun-
desregierung müsse ein deut-
liches Zeichen für die Stärkung 
der Pflege setzen. 

Die Corona-Pandemie hat aus 
seiner Sicht deutlich gemacht, 
dass ohne Personal keine Ver-
sorgung möglich ist und der Per-
sonalmangel die größte Her-
ausforderung ist. Aber auch die 
Krankenhäuser selbst müssten 
ihren Anteil leisten, um die Ar-
beitsbedingungen bestmöglich 
zu gestalten. „Wir müssen ver-
lässliche gute Arbeitgeber sein, 
die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf sicherstellen und 
auch gut bezahlen. Dazu brau-
chen wir verlässliche Rahmen-
bedingungen, eine deutliche 
Entbürokratisierung des Berufes 
und verlässliche Finanzierungs-
grundlagen und Strukturen“. 

Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn dankte in seinem 
Grußwort zunächst den Pflege-
kräften für ihre Arbeit während 
der Corona-Pandemie und ver-
wies darauf, dass in der zurück-
liegenden Legislaturperiode für 
die Pflege viel angestoßen wor-
den sei. „Die Abwärtsspirale ist 

gestoppt, wir haben den Weg 
begonnen.“ Exemplarisch nann-
te der Minister die Ausbildung 
für Pflegekräfte. In den Kranken-
häusern sei mit dem Pflegebud-
get dafür gesorgt worden, dass 
nicht mehr zu Lasten der Pfle-
ge gespart werden kann. In den 
Krankenhäusern sei Bezahlung 
nach Tarif gesichert, in der Al-
tenpflege werde diese gesetzli-
che Vorgabe derzeit umgesetzt. 
Zudem sei mit der Einführung 
einer gesetzlichen Personalbe-
messung begonnen worden.

Spahn zufolge hat in der Al-
tenpflege der neue Mindestlohn 
für Tausende von Pflegekräften 
einen echten Unterschied ge-
macht. Für viele Pflegekräfte ha-
be sich im Alltag noch nicht viel 
verändert, weil zwar die Stellen 
und die Bezahlung gesichert sei-
en, aber das Personal fehle. Die 
„Stellenbesetzung braucht ei-
nen langen Atem“, so der Minis-
ter. Abschließend rief er die Pfle-
gekräfte dazu auf, sich besser zu 
organisieren, um ihre Interessen 
durchzusetzen. Angesichts der 
Personalknappheit „sitzen Sie 
am längeren Hebel.“  DK

„Wir brauchen eine solche 
Lohnersatzleistung, die es ähn-
lich dem Elterngeld ermöglicht, 
sich für einen bestimmten Zeit-
raum um die Pflege eines na-
hen Angehörigen zu kümmern. 
Wer diese Aufgabe übernimmt, 
sollte auch eine entsprechende 
Unterstützung von der Gemein-
schaft dafür erwarten dürfen. 
So eine finanzielle Hilfe würde 
ermöglichen, für einige Monate 
aus dem Beruf auszusteigen und 
sich ganz der Pflege zu widmen“, 
erläuterte der Minister.

Steuerliche Absetzbarkeit

Über die genaue Höhe und 
die Länge des Leistungsbezugs 
muss man aus Holetscheks Sicht 
noch diskutieren. Aber die Pfle-
ge müsse in den Koalitionsver-
handlungen für eine neue Bun-
desregierung in jedem Fall ganz 
oben stehen, ergänzte er und 
warnte: „Wenn wir jetzt nicht 
handeln, stehen wir vor einer 
humanitären Katastrophe.“ Der 
Minister forderte auch für Men-
schen Verbesserungen, die weit 
weg von ihren Angehörigen 
wohnen und die Pflege selbst 
nicht leisten können: „Wenn je-
mand eine professionelle Pfle-
geleistung für einen Angehöri-
gen einkaufen muss, sollte er 

„Entwicklungszusammenarbeit anders denken“, Teil 7: 

„Die Menschen sollen  
Konflikte erleben“

Im Rahmen ihrer Masterarbeit behandelte unsere Autorin Anja 
Schuchardt das Thema „Kommunale Entwicklungszusammenarbeit“. 
Sie sprach dazu mit Dr. Thomas Hüsken, wissenschaftlicher Mitar-
beiter bei der Facheinheit Ethnologie der Universität Bayreuth.

GZ: Sie haben selbst jahre-
lang Teamtrainings für diver-
se Gruppen konzipiert und ge-
führt. Wie beurteilen Sie Kon-
zepte zu Interkulturellen Trai-
nings, die im Rahmen von 
Rollenspielen die Teilnehmer 
auf verschiedene Kulturen vor-
bereiten sollen?

Hüsken: Ich habe immer ver-
mieden, den Leuten mit irgend-
welchen Identitätsbauklötzchen 
und vorgeschriebenen Kategori-
en von einer sogenannten „kul-
turellen Identität“ zu kommen. 
Vielmehr habe ich versucht, die 
Leute miteinander in ein Ge-
spräch über ihre Vorstellungen 
zu bringen. Wenn ich überhaupt 
zum Thema Kultur trainiert ha-
be, dann sollten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer ihre 
eigene kulturelle Identität auslo-
ten und beschreiben. Dann kom-
men sie immer an einen Punkt, 
an dem das Ganze so divers und 
differenziert wird, dass sie fest-
stellen: Ich kann mich da eigent-
lich auf gar nichts Konkretes 
festlegen – ob ich mich beispiels-
weise als Deutsche oder als Be-
wohnerin eines Dorfes oder als 

Kölnerin sehe. Was man in Trai-
nings natürlich machen kann ist 
die ganz klassische Landeskun-
de: Wirtschaft, Politik, Recht und 
auch Kulturgeschichte. 

GZ: Wie bereiten Sie Teilneh-
mer denn ganz konkret auf ih-
re Arbeit in der Entwicklungs-
zusammenarbeit vor?

Hüsken: Ich versuche die 
Menschen zu ermuntern, in 
echte Auseinandersetzungen 
zu gehen. Dazu muss man auf 
Diversität neugierig sein und 
sie auch aushalten. Klar ist 
es einfacher, wenn Konflikte 
vermieden werden können. 
Aber in meinen Trainings sol-
len die Menschen Konflikte 
erleben, damit sie lernen, sie 
zu reduzieren. Letztlich sollen 
wichtige Projekte nicht an 
Kontroversen scheitern. 

Im Rahmen eines kommu-
nikativen Prozesses macht 
man sich gemeinsam auf den 
Weg und handelt Entschei-
dungen aus. In der Entwick-
lungszusammenarbeit sto-
ßen wir dabei auf ein grund-
sätzliches Problem: Das Geld 
kommt aus Deutschland und 
soll in konkrete Projekte vor 
Ort einfließen. Tunlichst in ei-
ner Partnerschaft auf Augen-
höhe. Der Begriff der Parti-
zipation ist nichtsdestotrotz 
bei der lokalen Bevölkerung 
mit Ambivalenzen und Res-
sentiments konnotiert.

GZ: Als Basis der kommuna-
len Entwicklungszusammenar-
beit wird vor allem diese „Kom-
munikation auf Augenhöhe“ 
hervorgehoben – wozu auch 
Teilhabe gehört. Warum be-
schreiben Sie Partizipation als 
ambivalenten Begriff?

Hüsken: Diese Partizipation 
ist oft nur ein Versprechen, das 
in der Praxis nicht eingelöst wer-
den kann. Das liegt nicht immer 
nur an den Durchführungsorga-
nisationen oder den Geberlän-
dern. Leider sind die Regierun-
gen und Verwaltungen in den 
Partnerländern häufig an der 
Partizipation der lokalen Bevöl-
kerung gar nicht interessiert. 
Wenn es um kulturelle Befrei-
ung geht, stoßen wir so an Gren-
zen. Dann müssen Kompromis-
se gefunden werden, auch sol-
che, die schmerzen. Die konkre-
te Entwicklungszusammenarbeit 
erfordert sehr viel Fingerspitzen- 
gefühl. 

GZ: Sie haben vorhin ange-
sprochen, dass man Diversität 
aushalten muss und dann ge-
meinsam Entscheidungen aus-
handeln sollte. Wie gestalten 
sich die Prozesse konkret in der 
Entwicklungszusammenarbeit?

Hüsken: Je autoritärer die Be-
dingungen in den Ländern sind, 
in denen man arbeitet, desto 
schwerer ist es. Im Grunde ge-
nommen muss man ein Stück 
weit pragmatisch und strate-
gisch vorgehen und ausloten, 
was jeweils machbar ist. Als 
GIZ kann man dann manchmal 
nur ganz kleine Schritte gehen 
und versuchen sich Freiräume 
zu erarbeiten, in denen die loka-
le Bevölkerung und ihre Vertre-
ter agieren und sich artikulieren 
können. Das ist aber echt ein di-
ckes Brett. 

Hilfreich kann dabei eine Pro-
zessbegleitung mit Unterstüt-
zung in der täglichen Arbeit sein. 
Fragen wie „Wo fühle ich mich 
unverstanden?“ oder „Wo sind 
mir Türen verschlossen und wa-
rum?“ gilt es zu klären. 

In der Sozialarbeit nutzt man 
diese Art der Supervisionschon 
lange. In der Entwicklungszu-
sammenarbeit ist diese Form bis 
heute noch unterentwickelt. Da 
wird dann nur gesagt: Sie haben 
ja Länderkunde und einen inter-
kulturellen Kurs in der Vorbe-
reitung gemacht, das muss rei-
chen. Da ist wirklich noch viel 
Luft nach oben.  red

Dr. Thomas Hüsken hat als 
Ethnologe im Rahmen von 
Feldstudien Erfahrungen in 
der Entwicklungszusammen-
arbeit in verschiedenen Län-
dern gesammelt. Seine Be-
obachtungen gibt er unter 
anderem in Trainings weiter. 
Im Interview betont Hüsken, 
wie wichtig „Neugierde auf 
das Fremde“ und auch das 
Auseinandersetzen mit Kon-
troversen sind.

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
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Werkstatt eine soziale Plattform 
für nachhaltige Technik. Natur-
wissenschaftlich interessierte 
Menschen finden hier ein brei-
tes Themenspektrum, in dem 
sie sich gemeinsam mit ande-
ren verwirklichen können. Dabei 
spielen soziale Aspekte für den 
Verein eine große Rolle. Er ar-
beitet mit dem Ziel einer gene-
rationenübergreifenden tech-
nisch-kulturellen Bildung mit 
Inklusion von Menschen mit 
Behinderung und sozial benach-
teiligten Menschen. Deshalb hat 
sich der Verein auch mit ande-
ren Einrichtungen, wie Jugend-
zentrum oder Mehrgeneratio-
nenhaus, vernetzt. 

Die Retter von Morgen

Ohne Berührungsängste pla-
nen und organisieren „Die Ret-
ter von Morgen“ aus Augsburg 
und Umgebung gemeinsame 
Ausbildungen, Übungen und 
Aktionen. So wurden etwa 24- 
bzw. 48-Stunden-Jugendübun-
gen mit realistischer Unfalldar-
stellung durchgeführt, durch die 
die jungen Menschen auch Auf-
merksamkeit und Verständnis 
für die Arbeit der Hilfsorganisa-
tionen in der Öffentlichkeit ge-
weckt haben. 

Die Initiative „Fürth.Ort“ setzt 
sich dafür ein, dass in der 2020 
frei gewordenen Alten Feuer-
wache in Fürth ein Nachhaltig-
keits- und Zukunftszentrum ent-
steht. Ziel dieses Netzwerkes 
ist es, verschiedene Initiativen, 
Kreative und Künstler aus allen 
Lebensbereichen zusammenzu-
bringen und gemeinsame Räu-
me für diese Initiativen zu schaf-
fen. Die Initiative zielt auf Bür-
gerbeteiligung und hat erreicht, 
dass aufgrund eines Stadtrats-
beschlusses von der Stadtver-
waltung ein entsprechendes 
Konzept für die zukünftige Nut-
zung der Alten Feuerwache ent-
wickelt werden soll. 

In herausragender Weise ha-
ben Bürgerinnen und Bürger 
im schwäbischen Oberdorf und 
Martinszell (Ortsteile von Wal-
tenhofen) Eigenverantwortung 
für ihr Dorf übernommen. Als 
das letzte Wirtshaus und der 
letzte Tante-Emma-Laden am 
Ort zusperrten, packten sie 

selbst mit vielen Ideen und Lei-
denschaft an. Im Zentrum des 
2014 gegründeten Vereins steht 
der in ehrenamtlicher Arbeit 
umgebaute ehemalige Bahn-
hof als Dorftreff mit Bistro und 
Kleinkunstbühne. Dabei hat sich 
die Interessengemeinschaft ein 
breites Themenspektrum auf 
die Fahnen geschrieben und ste-
tig fortentwickelt: Dorfgestal-
tung, Infrastruktur, Klimaschutz, 
soziales Miteinander und Kultur 
am Ort zählen dazu.

Im gemeinsamen Projekt „Ju-
nior Demenzbegleiter“ der Mal-
teser Jugend und des Demenz-
referats des Malteser Hilfs-
dienstes e.V. im Bezirk Oberbay-
ern sollen demenziell erkrankte 
Menschen von Jugendlichen be-
gleitet werden. Diese werden 
durch entsprechende Schulun-
gen für das Thema Demenz sen-
sibilisiert. Ziel des Projekts ist 
es, den demenziell veränderten 
Menschen durch das ehrenamt-
liche Engagement der Jugend-
lichen Anteil am gesellschaftli-
chen Leben zu schenken. Gleich-
zeitig soll es den Jugendlichen 
bereits in ihrem Alter ermög-
licht werden, Berührungsängs-
te abzubauen und ihre sozialen 
Kompetenzen zu erweitern. 

Digitalisierte Prozesse

Für das Projekt „Digitalisierte 
Prozesse im Sportverein“ wur-
de der Sportverein K.F.F. Met-
tenheim im Landkreis Mühldorf 
ausgezeichnet. Dieser hat sich 
nicht nur den Fußball und so-
ziales Engagement, sondern 
auch die moderne Organisati-
on des Vereinslebens auf die 
Fahnen geschrieben. Vor rund 
vier Jahren implementierte er 
eine interaktive Management-
system-Software. Mit diesem 
Tool zu den Themen Prozess-, 
Qualitäts- und Wissensmanage-
ment werden etwa Protokol-
le und Aufgaben digital orga-
nisiert. Gleichzeitig analysiert 
der Verein damit auch Stärken 
und Schwächen, entwickelt sei-
ne Strategie für die Ausrichtung 
des Vereins und plant anhand 
von Fakten. 

Menschen mit sogenannter 
geistiger Behinderung sollen 
beim Inklusionsprojekt „Schwim-
men lernen für ALLE“ der Stif-

Ehrenamt ist ...
tung „Deutschland schwimmt“ 
zu Schwimmlehrern ausgebil-
det werden. Nach einer ent-
sprechend zertifizierten Ausbil-
dung können sie als Assistenz-
schwimmlehrer tätig werden. 
Seit Jahren bereits setzt sich die 
Stiftung Deutschland schwimmt 
in vielfältiger Weise für den 
Schwimmsport von Menschen 
mit Behinderung ein. 

Talente vermehren

Mittlerweile erfolgreich um-
gesetzt hat das Freiwilligenzent-
rum „mach mit!“ des Caritasver-
bandes im Landkreis Neustadt 
a. d. Aisch-Bad Windsheim sei-
ne Idee „Talente vermehren“. 
Das Zentrum startete ein Expe-
riment mit Schülern, das das bi-
blische Gleichnis vom Vermeh-
ren der anvertrauten Talente als 
Grundidee hat. Das Projekt wur-
de mit einer Schulklasse im Un-
terricht geplant und in der Frei-
zeit in Kleingruppen praktisch 
durchgeführt. Die Schüler soll-
ten ganz eigenständig mit ei-
nem Startkapital von 20 Euro 
ehrenamtlich aktiv und produk-
tiv werden. Das vermehrte Geld 
aus den entstandenen Aktionen 
wurde am Ende wieder einem 
guten Zweck zugeführt. Bei die-
sem Projekt geht es also nicht 
darum, Geld zu vermehren. 

Der „Treffpunkt Ehrenamt“, 
Koordinierungszentrum für Bür-
gerschaftliches Engagement im 
Landkreis Cham, hatte die Idee 
für ein präventives Projekt im 
Bereich Demenz namens „De-
menzverzögerer ‚Woaßt as no?“ 
entwickelt. Hintergrund ist, dass 
laut einer Studie Demenz hin-
ausgezögert werden kann, wenn 
man sich mit den Risikogrup-
pen frühzeitig beschäftigt und 
zum Beispiel deren kognitive Fä-
higkeiten kontinuierlich fördert 
und trainiert. Ehrenamtliche des 
Landkreises sollen entsprechend 
geschult werden und sich dann 
um die Senioren kümmern. 

„Wir sehen in dieser Zeit mehr 
denn je, wie wichtig das Ehren-
amt für unsere Gemeinschaft 
und unser Zusammenleben ist. 
Ehrenamt ist keine Nebensa-
che. Was Ehrenamtliche leisten, 
ist unverzichtbar für unseren 
gesellschaftlichen Zusammen-
halt“, bekräftigte Trautner ab-
schließend.  DK
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Zur zukunftsfesten Gestaltung 

der Altenpflege gehöre, dass die 
Pflegeversicherung die pflege-
bedingten Aufwendungen voll-
ständig abdeckt oder zumindest 
die Eigenbeteiligung der Pflege-
bedürftigen deutlicher als bis-
lang begrenzt wird. Des Weite-
ren müssten die 

Krankenkassen alle Maß-
nahmen der medizinischen Be-
handlungspflege übernehmen. 
Aufwendungen für Unterkunft 
und Verpflegung bei bedürfti-
gen Personen seien vollständig 
von der Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung 
abzudecken. Sie dürften nicht 
mehr zulasten der Hilfe zur Pfle-
ge gedeckelt sein. Auch müssten 
die gesetzlichen Grundlagen für 
eine wirkungsvolle kommuna-
le Pflegeplanung im SGB XI ge-
schaffen werden. Insbesonde-
re pflegebedürftige behinder-
te Menschen sollten die vollen 
Leistungen der Pflegeversiche-
rung erhalten. 

Zur Planung und Ausgestal-
tung einer sektorenübergreifen-
den medizinischen Versorgung 
sind laut Deutschem Landkreis-
tag gesetzgeberische Maßnah-
men zu ergreifen. Die Landkrei-
se müssten in diese Planung ak- 
tiv eingebunden werden. Not-
wendig sei die flächendecken-
de Sicherstellung der bedarfs-
gerechten stationären Versor- 
gung. Hierzu bedürfe es einer 

Krankenhausfinanzierung, die 
Qualität und Erreichbarkeit im 
Sinne gleichwertiger Lebensbe-
dingungen gewährleistet. 

Sonderabschreibungen

Des Weiteren plädiert der 
Kommunalverband dafür, Un-
ternehmen in Ortskernen bei 
der Durchführung von Sanie-
rungsmaßnahmen mit steuerli-
chen Sonderabschreibungen ge-
zielt zu unterstützen. Auch soll-
te bei der Städtebauförderung 
ein besonderer Schwerpunkt 
auf die besonderen Herausfor-
derungen von Ortskernen der 
Klein- und Mittelstädte gelegt 
werden. Zudem seien die bau-
rechtlichen Instrumente zum 
Erhalt und zur Vitalisierung der 
Ortskerne auszubauen und die 
Möglichkeiten der Kommunen 
zum Erwerb von Grundstücken 
zu verbessern. Neben dem in 
einigen Kommunen bestehen-
den Wohnraummangel sei die 
Ertüchtigung von Leerständen 
in den Blick zu nehmen. Ein gut 
ausgestattetes Programm „Jung 
kauft Alt“ könne gezielte Kauf- 
anreize für den Erwerb von Be-
standsimmobilien setzen. 

Das Bundesförderprogramm 
für den Breitbandausbau in 
„Grauen Flecken“ müsse fort-
geführt und so dotiert werden, 
dass in allen Landkreisen flä-
chendeckende Glasfasernetze 
entstehen können. In der nächs-

ten Legislaturperiode seien da-
für Fördermittel in Höhe von 
mindestens 20 Mrd. Euro be-
reitzustellen. Im Mobilfunkbe-
reich liege der Fokus darauf, so-
wohl die Lücken im LTE-Netz zu 
schließen als auch den Ausbau 
des 5G-Netzes zu fördern. 

Im Blickpunkt steht laut DLT 
auch die intelligente Unterstüt-
zung der Verwaltungsdigitalisie-
rung. Bei der Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes komme es 
darauf an, dass Lösungen nach 
dem Prinzip „Einer für Alle“ ent-
wickelt werden und eine flächen-
deckende Nachnutzung bis zu 
den kommunalen Fachverfahren 
sichergestellt wird. Darüber hin-
aus sollten auch Softwarelösun-
gen von kommunalen IT-Dienst-
leistern und privaten Anbie-
tern sowie aus dem Bereich der 
Sparkassenorganisation berück-
sichtigt werden. Es sollte auf 
Open-Source gesetzt werden. 
Die Unterstützung der Kommu-
nen müsse insbesondere die im 
Rahmen des Portalverbundes 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen online anzubietenden Leis-
tungen in Landes- und Kommu-
nalverantwortung umfassen. 

Zudem sei die Registermoder-
nisierung voranzutreiben, wo-
bei eine dezentrale Haltung von 
Fachdaten in den verschiedenen 
staatlichen und kommunalen Da-
tenspeichern sicherzustellen ist. 
Im Hinblick auf neue digitale Pro-
zesse und die Einbindung des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes 
in den Datenaustausch im Ge-
sundheitswesen seien abge-
stimmte Standards und Schnitt-

stellen erforderlich, die eine An-
bindung der kommunalen Pro-
zesse und Fachverfahren an 
zentrale Strukturen ermöglichen. 

Stärkung der Flächenadern

Beim Aus-, Neu- und Umbau 
des Straßen- und Schienennet-
zes sollte sich der Bund stär-
ker am Ziel gleichwertiger Le-
bensverhältnisse orientieren.  
Neben den Hauptadern seien 
die Flächenadern zu stärken. 
Zum weiteren klimagerechten 
Ausbau des ÖPNV in der Fläche 
bedürfe es in Ergänzung der Fi-
nanzmittel der Länder u.a. einer 
weiteren Anhebung und Verste-
tigung der Regionalisierungsmit-
tel. Für das ambitionierte Ziel 
der Klimaneutralität bis 2045 sei 
der Ausbau von Lade- und Was-
serstoffinfrastrukturen in der 
Fläche voranzutreiben. Gestärkt 
werden muss nach Auffassung 
des Verbands auch die Verant-
wortung der Landkreise als öf-
fentlich-rechtliche Entsorgungs-
träger für die Bewirtschaftung 
sämtlicher Siedlungsabfälle. 

Stichwort Klimaschutz: Die be-
sonderen Belastungen der Bevöl-
kerung in den Landkreisen seien 
durch steuerliche Entlastungs-
maßnahmen sowie durch infra-
strukturverbessernde Maßnah-
men auszugleichen. Der Bund 
solle ferner dafür sorgen, dass 
die mit dem Klimaschutz und der 
Erzeugung erneuerbarer Energi-
en verbundenen Wertschöp-
fungspotenziale unmittelbar in 
den betroffenen ländlichen Räu-
men realisiert werden können. 
Dazu seien die Chancen der 
Sektorkopplung bei der Wind- 
energieerzeugung sowie der 
Wasserstoffwirtschaft zu nut-
zen. Durch die gezielte Ausrich-
tung und Förderung von Wasser-
stofftechnologien sollten gerade 
in der Fläche Erneuerbare Ener-
gien, Mobilität und Wärmeer-
zeugung gekoppelt und regiona-
le Energiekreisläufe und Wert-
schöpfung ermöglicht werden. 

Vision für 2040

In seiner europapolitischen 
Ausrichtung sollte der Bund die 
ländlichen Räume insgesamt 
stärker in den Fokus rücken 
und den Prozess der „langfristi-
gen Vision für die ländlichen Ge-
biete bis 2040“ aktiv mit eige-
nen Vorschlägen und Initiativen 
begleiten, heißt es weiter. Zu-
dem müssten die EU-Program-
me zum Wiederaufbau nach der 
Pandemie kommunale Investiti-
onen unterstützen. Um die kom-
munalen Haushalte nicht noch 
stärker unter Druck zu setzen, 
sollten zur Kompensation nati-
onale Mittel eingesetzt werden, 
um die Kommunen bei der Er-
bringung ihres Eigenmittelan-
teils zu entlasten. 

Themawechsel. Nach der ver-
heerenden Flutkatastrophe ist 
es nach Meinung des Deutschen 
Landkreistags wichtig, den Wie-
deraufbau möglichst schnell, 
aber auch klimafolgenangepasst 
zu organisieren. Präsident Sager 
zufolge „begrüßen wir, dass der 
Bund und die Länder umgehend 
ein milliardenschweres Aufbau-
hilfeprogramm beschlossen ha-
ben. Daneben braucht es nun 
eine Reihe von Maßnahmen zur 
Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren. 
Wir sollten jetzt den Rahmen für 
einen Wiederaufbau in Höchst-
geschwindigkeit schaffen.“ Die-
se Ansätze für den Wiederauf- 
bau im Ahrtal sollten darüber hin- 
aus auch in der neuen Legisla-
turperiode eine Rolle spielen. 
„Denn generell gilt: Wir müssen 
in Deutschland bei Infrastruk-
turprojekten schneller werden.“

Für die von der Flut verwüste-
ten Orte sei es von zentraler Be-
deutung, nach den unmittelba-
ren Hilfs- und Instandsetzungs-
maßnahmen den Wiederaufbau 
der kommunalen Infrastruktur 
nachhaltig anzulegen und da-
bei auch die Anpassung an die 

Klimafolgen mitzudenken. „Der 
Hochwasserschutz etwa muss 
ein maßgebliches Kriterium 
sein, um katastrophensicher zu 
planen und zu bauen.“

Zugleich seien Erleichterungen 
im Bau- und Planungsrecht not-
wendig, um eine schnellere Rea-
lisierung zu befördern. Dazu zähl-
ten Erleichterungen bei den zu-
grundeliegenden Verfahren, z. B. 
zur Neuerrichtung von Ersatzbau-
ten und baulichen Anlagen wie 
Schul- und Verwaltungsgebäude, 
Straßen, Brücken, Ver- und Ent-
sorgungsleitungen. Sager: „Ver-
einfachte Genehmigungsverfah-
ren sind hier das Stichwort. Auch 
sollte auf bereits erteilte Geneh-
migungen zurückgegriffen wer-
den können. Sonst vergeht ein-
fach zu viel Zeit. Das kann man 
den betroffenen Menschen nicht 
erklären.“ Gleiches gelte für die 
viele Jahre dauernden Planfest-
stellungsverfahren.

Straffen und vereinfachen

Weitere Punkte seien Frist-
verkürzungen und die Straffung 
der Rechtsschutzmöglichkeiten 
beim Wiederaufbau nach Kata-
strophen. „Klageverfahren soll-
ten auf die tatsächlich Betroffe-
nen und eine Instanz beschränkt 
werden, deren Entscheidung 
dann abschließend ist und ge-
gen die nicht weiter monate- 
und jahrelang vorgegangen wer-
den könnte.“

Auch müssten die Landkreise 
dauerhaft die Möglichkeit erhal-
ten, im Rahmen von Planungs-
verfahren digitaler zu werden, 
vor allem mit Blick auf Beteili-
gungsprozesse. „Das muss im 
Jahr 2021 digital und zügiger von-
stattengehen.“ Ferner seien Be-
schaffungsvorgänge für Bau-, Lie-
fer- und Dienstleitungsvergaben 
in den Katastrophengebieten zu 

nennen. Auch hier gehe es dar-
um, zu straffen, zu vereinfachen 
und Ausnahmen zuzulassen.

Klare Aussagen von den Län-
dern erwartet das Präsidium 
des Deutschen Landkreistags, 
wenn es um die Finanzierung 
des Rechtsanspruchs auf Ganz-
tagsbetreuung für Grundschü-
ler geht. Wie Reinhard Sager be-
tonte, „müssen die Länder nun 
nachholen, worum sie sich wäh-
rend des Gesetzgebungsverfah-
rens herumgedrückt haben: das 
Bekenntnis, diese neue Milliar-
denaufgabe gegenüber ihren 
Landkreisen und Städten zu fi-
nanzieren. Dabei sollte ihnen 
die Kostenbeteiligung des Bun-
des helfen, die im Vermittlungs-
verfahren noch einmal erhöht 
worden ist. Die Länder müssen 
jetzt aus der Deckung kommen.“

Neue Rechtsansprüche

Der Präsident wies erneut da-
rauf hin, dass sich gerade die 
Betriebskosten sehr dynamisch 
entwickeln würden. Es gehe bei 
den laufenden Ausgaben um ei-
nen Betrag von rund 4 Mrd. Eu-
ro pro Jahr. „Ducken sich die 
Länder an dieser Stelle weiter-
hin weg, kann uns das vor Ort 
das Genick brechen. Deshalb ap-
pellieren wir an die Länder, ihre 
Zusagen zügig abzugeben und 
damit ein Signal der Entspan-
nung in Richtung ihrer Kommu-
nen zu senden.“

Die Landkreise litten sehr dar-
unter, dass neue Rechtsansprü-
che kommunale Dauerlasten 
verursachten, die nicht oder 
nicht vollständig von den Län-
dern als Verantwortliche ausge-
glichen würden: „Am Ende sind 
wir in finanzieller Hinsicht meist 
die Leidtragenden. Das kann 
so nicht weitergehen“, so der 
DLT-Präsident abschließend. DK
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erst 25 Kommunen in Bayern mit 
dem Zertifikat „Digitales Amt“ 
des Bayerischen Digitalministe-
riums ausgezeichnet wurde. 

Schnell machte deutlich, dass 
auf Kommunen immer mehr die 
Aufgabe zukommen werde, „für 
den Ausgleich zwischen digita-
ler und analoger Welt zu sorgen 
bzw. sich dieser Thematik an-
zunehmen“. „Denn in unseren 
Städten und Gemeinden tref-
fen diese beiden Welten direkt 
aufeinander, und hier zeigen 
sich auch am deutlichsten deren 
Auswirkungen – sowohl positiv 
wie auch negativ.“      

Wie Regierungsdirektor Bernd 
Geisler vom Bayerischen Staats-
ministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat 
erläuterte, sei Bayern ist mit sei-
ner im März 2020 in Kraft getre-
tenen Bayerischen Gigabitrichtli-
nie europaweit Vorreiter bei der 
Förderung in Gebieten, wo be-
reits schnelles Internet mit min-
destens 30 Mbit/s verfügbar ist 
(sog. graue Flecken). Für die bay-
erischen Kommunen bestünden 
damit beste Rahmenbedingun-
gen, um den Ausbau der High-
speed-Netze voranzutreiben. 

Bayerische Kofinanzierungs- 
Gigabitrichtlinie

Im Zuge der bayerischen 
Breitbandförderung habe der 
Freistaat seit 2014 3.051 Förder-
bescheide übergeben und 1.815 
Gemeinden rund 1,2 Milliarden 
Euro Förderung zugesagt, wo-
bei der kommunale Eigenanteil 
330 Mio. Euro betrage. 800.000 
Haushalte würden erschlossen, 
davon über 155.000 direkt mit 
Glasfaser. Der Erfolg der vergan-
genen Jahre ist im Bericht Digi-
tale Infrastruktur in Bayern 2021 
mit regionalen Zahlen und Gra-
fiken dargestellt (www.schnel-
les-internet-in-bayern.de).

Am 1. August 2021 ist die neue 
bayerische Kofinanzierungs-Gi-
gabitrichtlinie (KofGibitR) zur 

Erschließung von Haushalten 
in grauen NGA Flecken in Kraft 
getreten. Besonders mit einer 
kombinierten Markterkundung 
von Bundesverfahren und bay-
erischer Gigabitrichtlinie kön-
nen die Möglichkeiten beider 
Verfahren nach Geislers Worten 
bestmöglich ausgeschöpft wer-
den. Nur mit der Verwendung 
von Bundesfördermitteln in Ver-
bindung mit bayerischer Kofi-
nanzierung werde eine flächen-
deckende Gigabitversorgung in 
Bayern zu erreichen sein. 

Mit Blick auf das Thema „Ei-
genwirtschaftlicher Ausbau und 
Gemeinden“ riet Direktor Stefan 
Graf vom Bayerischen Gemein-
detag vom Abschluss von Ko-
operationsvereinbarungen ab, 
da wettbewerbsrechtliche Scha-
densersatzansprüche gemäß § 9 
Satz 1 UWG drohten, und grund-
sätzlich zulässige Unterstüt-
zungsmaßnahmen wie z.B. das 
Bereitstellen von Strukturdaten 
durch eine vertragliche Zusiche-
rung zu Beihilfen werden könn-
ten. Möglich seien rein wege-
rechtliche Vereinbarungen, da 
sie keine Kooperationen im en-
geren Sinne darstellten. 

Unter dem Gesichtspunkt der 
Daseinsvorsorgeaufgabe Gigab-
itnetze könnten Gemeinden je-
doch allgemein Daten zur Ver-
fügung stellen, die TK-Unter-
nehmen bei ihrer Ausbauent-
scheidung unterstützen, ihre 
wegerechtlichen und straßen-
verkehrsrechtlichen Prozesse 
für einen effizienten Ablauf op-
timieren sowie in der Bevölke-
rung Aufklärungsarbeit hinsicht-
lich der Bedeutung von Gigabit-
netzen betreiben.

In Ausgabe 24/2021 unserer 
Zeitung (Erscheinungsdatum: 
16. Dezember) wird eine Son-
derdokumentation der Tagung 
veröffentlicht. Unter www.bay-
erisches-breitbandforum.de 
können demnächst bereits frei-
gegebene Vorträge mit dem 
Passwort „Das breite Band“ her-
untergeladen werden.  DK

Verantwortung vor ...

Neue Dimensionen ...

http://www.schnelles-internet-in-bayern.de
http://www.schnelles-internet-in-bayern.de
https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
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Wir nutzen unser innovativstes Tool schon seit über 170 
Jahren: echte Nähe. Denn nichts geht über persönlichen 
Kontakt vor Ort. Okay, wir bieten natürlich auch Online- 
und Mobile Banking, Apps sowie mobiles Bezahlen mit 
unseren Digitalen Karten. Wir sind ja nicht von gestern.

Für Kunden

da sein heißt

auch dort sein.

GVB und SVB:

Gemeinsame Leitplanken 
für künftige Bankenpolitik

Die politische Landschaft formiert sich neu. Es gilt, Rahmenbe-
dingungen zu definieren, innerhalb derer Wirtschaft, Banken und 
Sparkassen ihre volkswirtschaftliche Wirkkraft am besten entfal-
ten können. Vor diesem Hintergrund haben der Genossenschafts-
verband Bayern (GVB) und der Sparkassenverband Bayern (SVB) 
in einem gemeinsamen Pressegespräch „Leitplanken für eine 
überzeugende wirtschaftliche Entwicklung“ formuliert.

Gemeinsam setzen sich GVB 
und SVB für folgende Leitli- 
nien ein:
1. Starker Mittelstand: Der Mit-
telstand prägt den Wirtschafts-
standort. Er schafft Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze, ist In-
novations- und Wachstumstrei-
ber. Wer diesen Erfolgsfaktor 
will, muss die regionale mittel-
ständische Finanzstruktur leis-
tungsfähig erhalten. Das Mitein-
ander von mittelständischer Re-
al- und Finanzwirtschaft sichert 
den Wohlstand für die Zukunft.
2. Tragfähige Nachhaltigkeit: 
Nachhaltigkeit – hinter der die 
regionalen Kreditinstitute in 
Bayern stehen – muss markt-
wirtschaftlich tragfähig sein, um 
ökologisch wirksam zu werden. 
Sie lässt sich nicht über ständi-
ge Eingriffe, Verbote und Gebo-
te erreichen. Banken und Spar-
kassen sind gerne Lotsen der 
Nachhaltigkeit. Die Verantwor-
tung für den Umbau der Wirt-
schaft muss vorrangig bei den 
Wirtschaftsunternehmen selbst 
bleiben. Die Politik kann den 
Weg weisen, Impulse und Anrei-
ze setzen. Es ist nicht ihre Aufga-
be, über Produkte und Leistun-
gen zu entscheiden. Das kann 
der Markt besser.

3. Konsequente Subsidiarität: 
Regionale Strukturen in der Wirt-
schaft und im Finanzbereich sor-
gen für Stabilität und Wachstum. 
Kleinteilige Strukturen brauchen 
einfache und praktikable Regeln 
statt überbordender gleichma-
chender Bürokratie. Daher gilt 
es auch, das Drei-Säulen-System 
zu bewahren und ebenso die be-
währten Institutssicherungssys-
teme in Deutschland zu erhalten. 
Im Rahmen der europäischen 
Bankenunion muss der Fokus auf 
den Abbau von Risiken gerichtet 
werden. Eine Zentralisierung der 
Risiken über eine gemeinsame  
europäische Einlagensicherung  
ist abzulehnen. Kunden der regio- 
nalen Kreditinstitute brauchen 
sie nicht.

Verbraucher  
nicht entmündigen

4. Echter Verbraucherschutz: 
Verbraucherschutz muss vor Be-
trug und unseriösen Geschäfts-
praktiken schützen. Er darf aber 
Verbraucher nicht entmündi-
gen. Politik muss die Folgen von 
Markteingriffen bedenken: Ver-
botsorgien wie Preisdeckel auf 
Dispozinsen, Preisdeckel auf Ge- 
bühren für Geldautomaten oder 

ein Verbot der Provisionsbera-
tung können Verbraucherinter-
essen zuwiderlaufen. Ein Preis-
deckel auf Geldautomatenge-
bühren könnte zu einem Aus-
dünnen des Automatennetzes 
führen mit negativen Folgen 
für die Bargeldversorgung. Ein 
Zwang zur Honorarberatung 
würde de facto weite Teile der 
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher von Finanzberatung ab-
schneiden, die keine teuren Be-
ratungsleistungen in Anspruch 
nehmen können. 

Regulierungslasten abbauen

5. Corona-Jahre – lessons learned:  
Wo haben sich Entlastungen in 
der Regulatorik bewährt und 
wo nicht? Es ist Zeit, Lehren aus 
den vergangenen 18 Monaten 
zu ziehen. Ein einfaches Zurück 
zur regulatorischen Situation 
vor Beginn der Pandemie darf 
es nicht geben. Regulierungslas-
ten müssen jetzt dort weiter ab-
gebaut werden, wo ihre relative 
Belastung am höchsten und das 
Risiko am niedrigsten ist. 
6. Solide Zukunftspolitik: Die 
Politik muss die Grenzen ihrer 
Handlungswirksamkeit erkennen. 
Sie muss den Hebel an der rich-
tigen Stelle ansetzen und Ursa-
chen von Missständen bekämp-
fen, nicht allein die Symptome. 
So sorgt eine solide Fiskal-, Steu-
er- und Wirtschaftspolitik für 
Stabilität und Freiräume. Die Ne-
gativzinspolitik der EZB nimmt 
dagegen Reformdruck und führt 

in die Verschuldung. Das ange-
brochene Jahrzehnt muss zum 
Reformjahrzehnt werden – be-
sonders im Sinne der jungen Ge-
neration.

Wie GVB-Präsident Jürgen 
Gros im Münchner Presseclub 
feststellte, werde das politische 
München im Bund in Zukunft vor- 
aussichtlich „weniger eine Rolle 
spielen“. Umso wichtiger sei es, 
dass die Stimme der Wirtschaft 
in der Bundeshauptstadt hörbar 
bleibe. Innerhalb der sechs Leit-
planken müsse die mittelstän-
dische Wirtschaft mit Unter-
stützung der regionalen Kredit- 
institute ihre volkswirtschaftli-
che Wirkkraft entfalten können. 
Willkürliche Markteingriffe, Diri-
gismus und planwirtschaftliche 
Ansätze seien mit einem frei-
en Markt nicht vereinbar. „Die 
Prinzipien der Sozialen Markt-
wirtschaft müssen die alles um-
fassenden Klammern bleiben“, 
mahnte Gros.

Stabilität  
des Finanzplatzes

Nach Ansicht von SVB-Präsi-
dent Prof. Ulrich Reuter muss 
die Gesellschaft ein Interesse 
an der Stabilität des Finanzplat-
zes haben, „denn der Finanzsek-
tor ist das Bindeglied zur Real-
wirtschaft und die Regionalban-
ken sind das Scharnier zum viel-
fältigen deutschen Mittelstand. 
Wenn die Politik möchte, dass 
das Drei-Säulen-Modell auch 
künftig mittelständische Wirt-
schaftsstrukturen und über den 
Wettbewerb auch die Verbrau-
cherinteressen stärkt, muss sie 
die Grundlagen dafür legen und 
sie auch weiter pflegen.“ Als öf-
fentlich-rechtliche und genos-
senschaftliche Säulen hätten sie 
ein besonderes Gewicht für die 
flächendeckende Versorgung mit 

Finanzdienstleistungen für Be- 
völkerung und Mittelstand.

Starke Bankenverbände

Zusammen repräsentieren die 
beiden Bankenverbände 286 re-
gionale Kreditinstitute (64 Spar-
kassen, 222 Volks- und Raiffei-
senbanken) und ein Drittel der 
Bilanzsumme aller bayerischen 
Banken. Sie verwalten 46 Pro-
zent aller Bankeinlagen und rei-
chen 60 Prozent aller Wohnungs-
baukredite im Freistaat aus. Die 
Dienste von Sparkassen und Ge-
nossenschaftsbanken nehmen 
bei der Kreditaufnahme 92 Pro-
zent die bayerischen Handwerks-
betriebe in Anspruch, bei den 
Landwirten sind es 95 Prozent.

Der Mittelstand werde sich 
in den kommenden Jahren zu-
nehmend nachhaltig ausrich-
ten und seine Investitionen 
und Prozesse konsequent nach 
den Vorgaben des Green Deals 
der EU-Kommission ausrichten 
müssen, betonten die Präsiden-
ten. Die regionalen Kreditinsti-
tute seien bereit, die ökologi-
sche Transformation der Wirt-
schaft und Gesellschaft mitzu-
finanzieren. Im Vordergrund 
stünden nicht nur grüne Invest-
ments, sondern der Umbau von 
Wirtschaft und Gesellschaft. 
Dabei müssten aber auch die 
regulatorischen und aufsichtli-
chen Voraussetzungen für Un-
ternehmen wie die Banken 
stimmen.  DK

V.l.: GVB-Präsident Jürgen Gros gemeinsam mit SVB-Präsident 
Prof. Ulrich Reuter. Bild: CH

https://bayern.vr.de
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KGSt®-Forum 2021: 

Innovationen gemeinsam gestalten
Ein vielseitiges Programm mit über 90 Fachveranstaltungen ver-
zeichnete das diesjährige KGSt®-Forum in Bonn. Zum ersten Mal 
fand der dreitägige kommunale Fachkongress als Präsenzveran-
staltung sowie in digitaler Form statt. Alle drei Jahre wird er von 
der kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanage-
ment (KGSt) veranstaltet. 

Ob Digitalisierung, neue Ar-
beitswelten, Agilität oder nach-
haltige Haushaltssteuerung, ob  
Open Source, Klimaschutz, 
Kommunalfinanzierung, kommu 
nale Entwicklungspolitik, Stel-
lenbewertung 3.0 oder krea-
tives Personalmarketing: Auf 
dem KGSt®-Forum 2021 stan-
den spannende kommunale Zu-
kunftsthemen im Mittelpunkt. 

Vision 2050

Im Rahmen der Auftaktveran-
staltung unter dem Motto „Inno-
vationen gemeinsam gestalten“ 
begrüßten die Bonner Oberbür-
germeisterin Katja Dörner und 
der KGSt-Verwaltungsratsvorsit-
zende Prof. Dr. Hans-Günter Hen-
neke die Gäste, ehe Zukunftsfor-
scher Kai Gondlach die Zuschau-
er ins Jahr 2050 entführte. Zu-
mindest für den globalen Norden 
gebe es aus der Perspektive des 
Jahres 2050 keine Notwendigkeit 
für Wachstum, betonte Gond-
lach. Damit sei der Trend der 
Urbanisierung als Marketinglü-
ge enttarnt. Stattdessen sei der 
schon seit den 2020er Jahren zu 
beobachtende Zuzug in die Pe-
ripherie das wichtigere Thema. 
Im Jahr 2050 würde es kein Land 
mehr geben, denn die Stadt sei 
gleichzeitig Land.

Rathauschefin Katja Dörner 
hob die Bedeutung der Coro-
na-Pandemie hervor. Sie habe 
deutlich gemacht, was die kom-

munale Verwaltung beispielswei-
se auf der Ebene des Krisenma-
nagements leisten könne. Gleich-
zeitig habe sich auch gezeigt, was 
noch getan werden muss. Die 
Pandemie sei ein Katalysator für 
Themen wie Home Office oder 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, die die kommunale Familie 
schon länger beschäftige.

„Wenn wir über Innovatio-
nen in der öffentlichen Verwal-
tung reden, geht es nicht nur 
um technische Weiterentwick-
lungen, sondern zuerst um das 
Ziel, wo wir hinwollen“, erklär-
te der Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Landkreistages, 
Prof. Dr. Hans-Günter Henneke 
auch mit Blick auf den Verwal-
tungsrat der Kommunalen Ge-
meinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement, dessen Vor-
sitzender er seit 2016 war. Nach 
insgesamt 25 Jahren in verschie-
denen KGSt-Gremien erschien 
es ihm nun an der Zeit, die Ver-
antwortung in andere, ebenso 
bewährte Hände zu legen.

Fast ein Familientreffen

Aus Hennekes Sicht ist das Fo-
rum schon fast so etwas wie ein 
Familientreffen, das alle Kom-
munen aus Stadt und Land ver-
eine. Stets sei es der KGSt ge-
lungen, wichtige Hilfestellungen 
für die Verwaltungen von Land-
kreisen, Städten und Gemein-
den anzubieten und neue Ent-

wicklungen anzustoßen. „Ich bin 
sehr dankbar dafür, dass ich ei-
nen Beitrag dazu leisten konnte, 
dass die KGSt heute da steht, wo 
sie steht.“

Es gehe nun weiterhin darum, 
Innovationen gemeinsam zu ge-
stalten: „Wir brauchen Erneu-
erung, vor allem brauchen wir 
aber gemeinsam und jeder für 
sich eine gründliche Selbstver-
gewisserung, wo wir eigentlich 
stehen. Auf dieser Grundlage ist 
die KGSt mit ihrer fachlichen Ka-
pazität in der Geschäftsstelle, 
vor allem aber im organisierten 
interaktiven Austausch der Mit-
glieder von jeher ein großer In-
novationstreiber.“

Vernetzung und Verknüpfung 
von Verwaltungsleistungen

Henneke erinnerte an das 
Neue Steuerungsmodell, die 
Nutzerorientierung, die Schaf-
fung digitaler Basisinfrastruk-
turen, die Entwicklung neuer 
Arbeitsprozesse und Arbeits-
formen sowie neue Möglich-
keiten der Vernetzung und Ver-
knüpfung von Verwaltungsleis-
tungen. „In der Daseinsvorsor-
ge der Zukunft sind wir in den 
Bereichen Gesundheit, Schu-
le oder Mobilität, aber auch in 
der Ordnungsverwaltung mitten 
in sich rasant beschleunigenden 
Veränderungsprozessen. Inno-
vationsbedarf und Innovations-
potenzial gibt es also genug.“

Zu beachten sei dabei auch 
immer das Postulat gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse im ge-
samten Bundesgebiet. Dies sei 
gerade mit Blick auf die dezen-
trale Struktur Deutschlands 

und den großen Anteil ländli-
cher Räume von nicht zu unter-
schätzender Bedeutung: „Für al-
le diese Kommunen soll und will 
die KGSt passfähige alltagstaug-
liche Lösungen erarbeiten. Das 
war schon immer eine heraus-
fordernde Aufgabe und wird es 
auch bleiben. Umso mehr muss 
die KGSt weiterhin ihr gesamtes 
kommunales Gestaltungspoten-
zial nach innen erschließen, um 
dadurch die kommunale Selbst-

verwaltung zu stärken und ak-
tive Zukunftsgestaltung aus der 
kommunalen Gemeinschaft her-
aus zu betreiben.“

Dem stünden Zentralisie-
rungstendenzen auf Bundese-
bene etwa bei Themen Katast-
rophenschutz, Gesundheitsver- 
sorgung oder digitale Verwal-
tung ebenso entgegen wie die 
immer stärker anzutreffende 
Verwischung von Verantwor-
tung im Bundesstaat. „An die-

sen Stellen muss man beson-
ders wachsam sein und immer 
wieder die kommunale Fahne 
hochhalten“, unterstrich Henne-
ke, „denn Innovationen im Ver-
waltungsbereich, kraftvolle Auf-
gabenerfüllung und bürgerna-
he Dienstleistungen wird es im-
mer nur mit und nicht gegen die 
Kommunen geben können“. Er 
zeigte sich überzeugt, dass dies 
die Richtschnur der KGSt blei-
ben werde. DK

BVK Zusatzversorgung:

2020 trotz Corona 
krisenfest und leistungsstark

Im Oktober ist der Verwaltungsrat der Zusatzversorgungskasse 
der bayerischen Gemeinden – BVK Zusatzversorgung – nach ei-
ner knapp 24-monatigen „Präsenzpause“ erstmals wieder zu ei-
ner Präsenzsitzung im H4 Messehotel in München-Riem zusam-
mengetreten. Der Jahresabschluss für das Jahr 2020 wurde vom 
Verwaltungsrat zustimmend zur Kenntnis genommen, ebenso 
wie der dazugehörige Lagebericht und die Wirtschaftsplanung für 
das Jahr 2022. Der Verwaltungsrat erteilte der Geschäftsführung 
die Entlastung für das Geschäftsjahr 2020.

Dieses war auch bei der BVK Zu-
satzversorgung stark durch die 
Corona-Pandemie geprägt. Nahe-
zu alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter wechselten Mitte März 
2020 – zu Beginn des bundeswei-
ten Lockdowns – ins Homeoffice. 
Dass der Geschäftsbetrieb er-
folgreich aufrechterhalten wer-
de konnte, ist in erster Linie der 
Verdienst der Beschäftigten der 
BVK Zusatzversorgung. Zwar kam 
es durch den Lockdown zu Ein-
schränkungen beim Außendienst 
und im Kundencenter, jedoch 
konnten weggefallene Präsenz-
kontakte durch die Nutzung neu-
er digitaler Kanäle und Online-An-
gebote sowie durch verstärkten 
Telefonservice gut aufgefangen 
werden. 

Die von den Tarifvertragspartei-
en ermöglichte Kurzarbeit im öf-
fentlichen Dienst zeigte so gut wie 
keine Auswirkungen auf die Um-
lage- und Beitragseinnahmen der 
Kasse: Sie stiegen um 62 Mio. Euro 
auf knapp 1,9 Mrd. Euro. Die Net-
toverzinsung der Kapitalanlagen, 
d.h. die Verzinsung unter Berück-
sichtigung sämtlicher ordentlicher 
und außerordentlicher Erträge 
und Aufwendungen, betrug 3,4 %, 
im Vorjahr waren dies 3,3 %.

Kapitalanlagen  
und Investitionen

Vor allem im ersten Halbjahr 
2020 verursachte die Corona- 
Pandemie an den Finanzmärkten 
unerwartete und oftmals turbul-
ente Entwicklungen. In dieser Si-
tuation kam es der BVK Zusatz-
versorgung zugute, dass ihre Ka-
pitalanlagen unter dem Dach der 
Bayerischen Versorgungskammer 
professionell und weitsichtig ge-
managt werden. Da zum Beispiel 
die Immobilienmärkte zeitwei-
se nahezu zum Stillstand kamen, 
wurden Investitionsschwerpunk-
te kurzfristig verlagert. Die im 
Frühjahr stark gefallenen Börsen-
kurse wurden für Investitionen in 
Aktien genutzt, die sich als sehr 
lukrativ herausstellten. Insgesamt 
konnten Erträge aus Kapitalan-
lagen in Höhe von über 910 Mio. 
Euro erzielt werden. Über das ge-
samte Jahr wuchs der Bestand an 
Kapitalanlagen um rund 1,4 Mrd. 
Euro von rund 24,2 Mrd. Euro auf 
rund 25,5 Mrd. Euro. Das ent-
spricht einem Anstieg von 5,5 %.

Bestandsentwicklung

Die Zahl der Mitglieder der BVK 
Zusatzversorgung erhöhte sich 
im Jahr 2020 um 27 auf 5.907. 
Die Einnahmen aus Umlagen und 
Beiträgen stiegen im Vergleich 
zum Vorjahr um 3,4 % und betru-
gen knapp 1,9 Mrd. Euro. Die Zahl 
der Rentenbezieher stieg um 3,8 
% von 303.998 auf 315.594. Die-
ser demographisch bedingte An-
stieg der Rentnerzahlen wird sich 
in den nächsten Jahren fortset-
zen und ist in der Ausgabenpla-

nung berücksichtigt. Der leichte 
Einnahmenzuwachs von rund 62 
Mio. Euro resultierte vor allem aus 
dem Anstieg der Versicherungs-
verhältnisse in der Pflichtversi-
cherung um rund 40.000 oder  
2,6 % auf nun 1.544.219. In der 
freiwilligen Versicherung (Plus-
PunktRente) wurden insgesamt 
1.094 Neuabschlüsse erzielt – im 
Vergleich zu 1.074 Neuabschlüs-
sen im Jahr 2019. Den Neuab-
schlüssen standen nahezu genau-
so viele neue Rentenfälle gegen-
über. Bei der freiwilligen Versiche-
rung (PlusPunktRente) stieg der 
Vertragsbestand geringfügig auf 
insgesamt 44.560 Verträge an.

Bei der Betreuung der Versi-
cherten wird die BVK Zusatzver-
sorgung zukünftig verstärkt auf 

ihr Versicherten-Portal setzen – 
sowohl bei der Pflichtversiche-
rung als auch bei der freiwilligen 
Versicherung (PlusPunktRente). 
Die Basisentwicklung des Portals, 
das direkt im Internet erreichbar 
ist, wurde bereits Ende 2020 ab-
geschlossen. Seit Februar die-
sen Jahres können sich Versicher-
te für die Nutzung des Portals an-
melden.

Mehr Kundenbindung durch 
Online-Versicherten-Portal

Das Portal ist als Informations- 
und Serviceplattform angelegt, 
die den Versicherten nicht nur ei-
nen aktuellen Überblick ihrer Al-
tersvorsorge-Situation bietet, son- 
dern zum Beispiel auch die On-
line-Erstellung eines maßgeschnei-
derten Angebots der PlusPunkt 
Rente ermöglicht. Zur Erläuterung 
des Portals wurde ein Kurzvideo 
produziert, das auf der Internet-
seite der BVK Zusatzversorgung 
und bei YouTube gestreamt wer-
den kann. Die Funktionalitäten des 
Versicherten-Portals werden kon-
tinuierlich erweitert. r

BayernLB:

Nachhaltige Ausrichtung 
auch im Immobiliengeschäft
Die BayernLB richtet sich im Rahmen ihrer Fokussierung zukunfts-
fähig aus und fördert durch geschäftspolitische Entscheidungen 
und langfristige Zielsetzungen auch in ihrem Wachstumssegment 
Immobilien ein aktives nachhaltiges Geschäftsmodell. 

Die BayernLB übernimmt Ver-
antwortung durch die Beglei-
tung nachhaltiger Transforma-
tions- und Innovationsprozesse 
in der Realwirtschaft. In enger Zu-
sammenarbeit mit Unternehmen 
aus der Immobilienbranche enga-
gieren sich die BayernLB und ihre 
Immobilientöchter, um Transpa-
renz mit Blick auf relevante Nach-
haltigkeitskriterien und Steue-
rungsgrößen zu fördern und fest 
in den Transaktionsprozessen zu 
verankern. In Kooperation mit po-
litischen Entscheidungsträgern, 
Branchenführern, Kunden, NGOs 
und weiteren Stakeholdern för-
dert die BayernLB den Übergang 
zu einer nachhaltigen und treib-
hausgasarmen Wirtschaft und 
unterstützt entsprechend geän-
dertes Verhalten.

Ambitionierter Plan

„Mit Blick auf die Transforma-
tion unseres Kundenportfolios 
im Immobilienbereich haben 
wir uns einen Meilensteinplan 
für die kommenden Jahre vor-
genommen. Wir werden unse-
ren Portfolioanteil an ESG-kon-
formen Finanzierungen gegen-
über den Werten des Jahres 
2020 bis 2024 deutlich erhöhen. 
Dies erreichen wir insbesondere 
durch Zugrundelegung konkre-
ter Nachhaltigkeitsparameter in 
der Immobilienfinanzierung, die 
sich an der EU-Taxonomie orien-
tieren. Gleichzeitig haben wir ei-
ne adäquate Risikosteuerung 
implementiert, mit dem Ziel ei-
nes gut diversifizierten und be-
herrschbaren ESG-Risikoprofils 
in unserem Immobilienkredit-
portfolio“, erläutert Gero Berg-

mann, Vorstandsmitglied der 
BayernLB.

Die BayernLB präsentierte ihr 
Konzernnetzwerk auf der inter-
nationalen Gewerbeimmobili-
enmesse Expo Real unter dem 
Motto „360° RealEstate“ in der 
Neuen Messe München. Das 
Produktangebot reichte von der 
Projektentwicklung und Bewer-
tung über Mezzanine-Beteili-
gung bei Projektentwicklungen 
und der Finanzierung bis zu Fa-
cility-Management und Immo-
bilien-Assetmanagement. Unter 
dem Label „360° RE“ ist diese 
Immobilienkompetenz im Bay-
ernLB-Konzern gebündelt. So 
können die Kunden effizient in 
allen Belangen der Gewerbeim-
mobilie unterstützt und je nach 
Wunsch umfassend oder modu-
lar begleitet werden.

Standorte-Strategie

Ein besonderes Augenmerk 
legt die BayernLB auf die eu-
ropäischen Immobilienmärkte, 
wo sie mit Niederlassungen in 
London, Paris und Mailand gut 
aufgestellt ist. Darüber hinaus 
ist die BayernLB auch im nord-
amerikanischen Markt aktiv und 
baut ihre Präsenz dort weiter 
aus. Die Immobilienstützpunkte 
im Inland in Düsseldorf, Frank-
furt, Hamburg und Berlin kom-
plettieren die 4+4-Standorte- 
Strategie des Immobilienbe-
reichs.

Auch die Ansprechpartner 
aus den Inlandsbüros standen 
auf der Expo Real wieder für Ge-
spräche und zum Austausch 
über die Immobilienmärkte zur 
Verfügung. r

https://www.bayernlb.de/oeffentliche_hand
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Wie Sie Umwelt und
Umsatz gerecht
werden? Mit uns.

Weil’s ummehr
als Geld geht.
Große Schritte gehen Sie am besten
gemeinsammit uns. Ob in eine grüne
Zukunft, auf globalen Märkten oder in
digitalen Welten – als starker Partner
an Ihrer Seite unterstützen wir Sie bei
allen Themen, die Ihnen wichtig sind.
Mehr Infos auf
sparkasse.de/unternehmen

DSGV-Pressekonferenz:

„S-Mittelstands-Fitnessindex“
Die kleinen und mittelständischen Unternehmen in Deutschland 
haben die Corona-Krise bislang besser überstanden als von vielen 
erwartet. Das zeigt der S-Mittelstands-Fitnessindex, für den Ex-
perten des Deutschen Sparkassen- und Giroverbands (DSGV) die 
Jahresabschlüsse von rund 300.000 anonymisierten Unterneh-
mensbilanzen von Firmenkunden der Sparkassen ausgewertet, 
das Firmenkreditgeschäft der Sparkassen untersucht und Firmen-
kundenberater in ganz Deutschland befragt haben.

Laut DSGV-Präsident Helmut 
Schleweis zeigt die Analyse der 
Bilanzen von Unternehmen mit 
bis 250 Millionen Euro Umsatz, 
dass die Umsätze der Mittel-
ständler insgesamt nur um rund 
3 Prozent, und die Gewinne um 
gut 5 Prozent zurückgingen. Es 
wurde weiter Eigenkapital auf-
gebaut. Rechnerisch geben die 
Eigenkapitalquoten durch die 
noch stärker steigenden Bilanz-
summen allerdings etwas nach. 

Hohe Flexibilität

93 Prozent der Unternehmen 

haben auch 2020 noch einen 
Gewinn erzielt. Trotzdem gab es 
in jeder Branche zum Teil harte 
Schicksale. Der Anteil der Un-
ternehmen, die 2020 corona- 
bedingt einen bilanziellen Ver-
lust erlitten haben, beträgt im 
Durchschnitt knapp 7 Prozent. 
In den meisten Fällen reichten 
die Kapitalpuffer aus, um Ver-
luste zu kompensieren. Bei nur 
0,7 Prozent der Unternehmen 
überstiegen die Verluste das Ei-
genkapital und in rund der Hälf-
te dieser Fälle konnte durch 
Nachschüsse trotzdem ein posi-
tiver Eigenkapitalbestand erhal-

ten werden. Wie Schleweis be-
tonte, habe der deutsche Mit-
telstand, geprägt von der gro-
ßen Wirtschaftskrise 2009, eine 
hohe Flexibilität entwickelt und 
eine starke finanzielle Robust-
heit erworben. Dies ziehe sich 
wie ein roter Faden durch die 
Ergebnisse der jährlichen Analy-
sen. „Die insgesamt hohe Resili-
enz des deutschen Mittelstands 
ist somit bemerkenswert, aber – 
zumindest für uns – nicht über-
raschend“, so der Präsident. 

Starkes Wachstum in 
allen Branchen erwartet

Unter der Annahme, dass es 
keinen weiteren Lockdown gibt, 
erwartet der DSGV für 2021 ein 
starkes Wachstum in allen Bran-
chen. In einigen Branchen kön-
ne das Vorkrisenniveau in die-
sem Jahr aber noch nicht wie-
der erreicht werden. Das Gast-

gewerbe zum Beispiel werde mit 
rund 14 Prozent Umsatzwachs-
tum in diesem Jahr nur einen re-
lativ kleinen Teil seiner hohen 
Corona-Verluste wieder ein-
spielen, während der Metall-, 
Maschinen- und Fahrzeugbau 
aufgrund der guten Exportla-
ge und der wieder anziehenden 
heimischen Konjunktur deutli-
che Zuwachsraten verzeichnen 
kann. Hier spielten die intakten 
Wachstumstreiber und die tech-
nologische Spitzenposition der 
Unternehmen eine wesentliche 
Rolle. „Die Umsätze werden hier 
auch in den kommenden Jahren 
weiter wachsen“, prognostizier-
te Schleweis, „denn erstens ist 
das Vorkrisenniveau noch nicht 
wieder erreicht, und zweitens 
bedeutet der Umbau zu mehr 
Nachhaltigkeit kräftige Investi-
tionen“. 

IT- und Baubranche

In der IT-Branche werde die  
fortschreitende Digitalisierung 
weiterhin für stabiles Wachs-
tum sorgen – getrieben zum 
Beispiel durch mehr Home-Of-
fice und durch den höheren An-
teil von Software in industriel-
len Produkten und Anwendun-
gen, unterstrich der DSGV-Chef. 
Die Baubranche bzw. der bau-
nahe Handwerksbereich pro-
fitierten weiter von einer sehr  
guten Auftragslage. Allerdings 
behinderten aktuell die Mate- 
rialknappheit und vor allem der 
Fachkräftemangel einen noch 
deutlicheren Umsatzanstieg. 

Chemie- und Pharma-Unter-
nehmen würden insbesondere 
von der Entwicklung im Bereich 
Gesundheit positiv beeinflusst. 
Pandemiebedingt werde vie-
lerorts in neue Anwendungen  
investiert; dies bilde für die 
Branche die Grundlage für ei-

ne langfristig positive Entwick-
lung. 

Rückschläge sind bei all die-
sen positiven Prognosen nicht 
auszuschließen, erklärte Schle-
weis. Zu den Risikofaktoren, die 
die Erholung zum Teil ausbrem-
sen können, zählten die Knapp-
heit an spezifischen Vorproduk-
ten (Holz in der Baubranche und 
Chips für den Automobilbau), 
langwierige Genehmigungsver- 
fahren und bürokratische Hemm- 
nisse, sowie die Unsicherheit 
zum Fortgang der Pandemie 
und zur Wirksamkeit der Impf-
kampagnen. 

Umbau zu einer  
nachhaltigen Wirtschaft 
als Mammutaufgabe

„Wenn die Pandemie über-
wunden ist, steht mit dem Um-
bau zu einer nachhaltigen Wirt-
schaft die nächste Mammut- 
aufgabe an. Der Umbau zu mehr 
Nachhaltigkeit ist wahrschein-
lich das größte Investitionspro-
gramm dieser Dekade“, fuhr der 
Präsident fort. 

Firmenkunden der Sparkassen 
sehen diese Transformation 
überwiegend als Chance und er-
greifen bereits konkrete Maß-
nahmen. Umfragen unter den 
Firmenkundenexperten der 371 
Sparkassen belegen: Laut zwei 
Drittel der Befragten sehen ihre 
Firmenkunden den Wandel hin 
zu einer nachhaltigeren Wirt-
schaft eher als Chance, nur für 
rund 20 Prozent überwiegen die 
Risiken. Mehr als die Hälfte der 
befragten Experten berichtet, 
ihre Firmenkunden hätten be-
reits konkrete Maßnahmen er-
griffen, zum Beispiel Investiti-
onen in CO2-effiziente Produk- 
tionstechnologien. Ein weiteres 
Drittel der Experten weiß von 
Plänen ihrer Kunden für mehr 

Nachhaltigkeit, die demnächst 
umgesetzt werden sollen.

„Überall in Deutschland be-
gleiten Sparkassen ihre Firmen-
kunden auf dem Weg Richtung 
Nachhaltigkeit. Es geht jetzt da-
rum, vor Ort alle auf dem Weg 
zu mehr Nachhaltigkeit zu un-
terstützen und die nötigen In-
vestitionen zu finanzieren. Da-
für stehen die Sparkassen be-
reit. Es kann und darf dabei 
aber nicht darum gehen, die gu-
ten von den anderen Unterneh-
men zu unterscheiden“, erklärte 
Schleweis.

Sparkassen-ESG-Score

Für die Beurteilung, wie nach-
haltig Firmenkunden sind, ste-
he Sparkassen mit dem Spar-
kassen-ESG-Score ein zuverläs-
siges Modell zur Verfügung, das 
die durchschnittliche Betroffen-
heit einer Branche von Nach-
haltigkeitsaspekten misst. Ne-
ben Treibhausgasemissionen 
gingen auch Aspekte wie ange-
messene Entlohnung und faire 
Bedingungen am Arbeitsplatz 
mit ein. Demnach weisen ak-
tuell rund 20 Prozent der Bran-
chen im Durchschnitt erhöhte 
bzw. hohe Nachhaltigkeitsrisi-
ken auf.

„Kredite in Branchen mit er-
höhten und hohen Nachhal-
tigkeitsrisiken erfordern in Zu-
kunft eine besondere Begrün-
dung. Bei der Einschätzung von 
ökologischer, sozialer und öko-
nomischer Nachhaltigkeit zahlt 
sich die Nähe der Sparkassen 
zu ihren Kunden besonders aus. 
Nur mit einem tiefen Verständ-
nis des Geschäftsmodells eines 
Unternehmens lassen sich Ent-
wicklungspotenziale erkennen 
und Nachhaltigkeitsrisiken treff-
sicher beurteilen“, hob Schle-
weis hervor.  DK

Rolf Settelmeier, Vorstandsvorsitzender der Stadtsparkasse Augs-
burg, und Oberbürgermeisterin Eva Weber. Bild: Hanna Heckemann, sska

Stadtsparkasse Augsburg 
pflanzt Zukunft

Auf einer Fläche von rund 7.300 qm in der Gemarkung Inningen 
werden über 2.000 Baumsetzlinge gepflanzt. Der neue klimaresi-
liente Wald wird das klimarelevante Kohlendioxid binden und un-
terstützt so das Ziel der Stadtsparkasse bis 2030 klimaneutral zu 
werden. In den nächsten Jahren sollen weitere Baumpflanzungen 
auf verfügbaren Flächen stattfinden.

Oberbürgermeisterin Eva We-
ber äußert sich hocherfreut: „Ei-
ne wertvolle Investition in und 
für die Zukunft unserer Stadt. 
Meine Hoffnung ist, dass diese 
wegweisende Aktion der Stadt-
sparkasse Augsburg den Beginn 
für weitere Unternehmen oder 

stalten wir die Zukunft mit und 
nehmen Verantwortung wahr. 
Das Aufforstungsprojekt ist ei-
ner unserer Beiträge zum Um-
welt- und Klimaschutz, um die 
Schäden des Baumsterbens ein-
zudämmen und kommt letzt-
endlich allen, der gesamten 
Gesellschaft, zugute“, so Vor-
standsvorsitzender Rolf Settel-
meier. Ihm liegt die Aufforstung 
auch persönlich am Herzen: „Ich 
bewege mich gerne in der Natur, 
sie ist für mich Heimat. Wälder 
sind von unschätzbarem Wert, 
gleichzeitig sind sie zunehmend 
diversen Bedrohungen ausge-
setzt. Mehrere Trockenjahre in 
Folge und der dadurch begüns-
tigte Borkenkäferbefall stellen 
nur zwei der Probleme dar, de-
nen der Wald ausgesetzt ist.“

Pflanzung und Hintergrund

Die Bepflanzung erfolgt in Zu-
sammenarbeit mit der Forstver-
waltung der Stadt Augsburg im 
Frühjahr 2022. Geplant ist ein 
Laubmischwald, der auch län-
gere Trockenperioden und hö-
here Temperaturen aushält. Die 
Setzlinge stammen aus heimi-
schen, gesicherten Herkünften. 
Finanzreferent Roland Barth 
und Forstamtsleiter Jürgen Kir-
cher betonen in diesem Zusam-
menhang die vielfältigen Wald-
funktionen wie Bodenschutz, 
Grundwasserschutz, Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen, 
Erholung und CO2-Bindung in 
Form von Holz. Hinzu kommt, 
dass Holz einer der wichtigs-
ten nachwachsenden Rohstoffe 
ist, der ökologisch erzeugt wird 
und viele positive Folgewirkun-
gen in sich birgt. Voraussetzung 
ist eine naturnahe, nachhaltige 
Forstwirtschaft, die im Augsbur-
ger Stadtwald gelebt wird.

Fachgutachten

Das Aufforstungsprojekt füllt 
die gemeinsam von Finanzrefe-
rat und Umweltreferat auf den 
Weg gebrachte Beschlussvorla-
ge „Lokale Ausgleichsmaßnah-
men als Teil der Augsburger Kli-
maschutzstrategie“ weiter mit 
Inhalten. Dieses vom Augsbur-
ger Stadtrat im Mai einstim-
mig verabschiedete Vorgehen 
legt u. a. fest, dass die Stadt-
verwaltung ein System zum lo-
kalen CO2-Ausgleich entwickeln 
soll. „Das heißt speziell für die-
ses Projekt, dass für den neuen 
Wald genau ermittelt wird, wel-
che CO2-Bindewirkung er hat. 
Es wird also ein Fachgutachten 
erstellt, das abschließend auch 
zertifiziert wird“, so Umweltre-
ferent Reiner Erben. r

auch Privatleute markiert, eben-
falls Projekte zu unterstützen, 
die dem Erhalt unserer heimi-
schen Wälder und unserer Um-
welt dienen.“

„Die Stadtsparkasse Augs-
burg ist seit 1822 in der Region 
und für die Region tätig. Hier ge-

Bezirk Niederbayern:

Erhebliche Mehrkosten für 
Landkreise befürchtet

Der Bezirk Niederbayern befürchtet erhebliche Mehrkosten bei 
der Finanzierung von dringend notwendigen Werkstattplätzen für 
Menschen mit Behinderung, weil sich der Freistaat Bayern suk-
zessive aus den Zuschüssen zurückzieht – und der Bezirk dies aus-
gleichen müsste. Der Sozialausschuss des Bezirkstags war sich 
deshalb einig, dass es bei dieser Frage ein bayernweit einheitli-
ches Vorgehen braucht. Der Bezirk Niederbayern will diese „An-
gelegenheit von grundsätzlicher Bedeutung für alle bayerischen 
Bezirke“ deshalb dem Bayerischen Bezirketag sowie beim Zent-
rum Bayern Familie Soziales vortragen.

Im Kern geht es darum, dass 
das Bayerische Staatsministeri-
um für Familie, Arbeit und So-
ziales einen Antragsstopp für 
neue, ab 1.12.2020 zur Prüfung 
vorgelegte Werkstattprojekte 
beschlossen hat. Nicht gelöst ist 
allerdings die Frage, wie auf Sei-
ten der bayerischen Bezirke mit 
nach dem 1.12.2020 neu anfal-
lenden, dringenden Baumaß-
nahmen im WfbM-Bereich zu 
verfahren ist, zumal noch kein 
Zeitpunkt für eine Befristung 
des Antragsstopps bekannt ist.

Konkret heißt das für die Be-
zirke, dass sie die fehlenden Zu-
schüsse des Freistaats bei den 
davon betroffenen unaufschieb-

baren Baumaßnahmen ohne 
staatliche Förderung vollstän-
dig über die Investitionskosten 
finanzieren müssten. Diese Ver-
schiebungen vom Freistaat hin 
zum Bezirk belasten langfristig 
die Landkreise als Umlagenzah-
ler erheblich.

„Sollte der Freistaat seine 
Förderung nicht beibehalten 
und zeitnah auszahlen, führt 
dies in den nächsten Jahren zu 
massiven Erhöhungen der Be-
zirksumlagen“, betont Bezirks-
tagspräsident Dr. Olaf Heinrich, 
der kritisiert, dass damit in Zu-
kunft auf die gesamte kommu-
nale Familie große finanzielle 
Mehrbelastungen zukämen. r

https://mehralsgeld.sparkasse.de/unternehmen_und_wirtschaft
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Bayerisches Staatsministerium für
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie

Am 11. November 2021 stellen bayerische und israelische Studierende die 
Ergebnisse ihrer Workshops zur Gestaltung und Erreichbarkeit attraktiver 
Ortsmittelpunkte für die Gemeinden Neu-Ulm, Fuchstal und Spiegelau vor. 
Zudem präsentieren sich »Smart City Start-ups«. Michael Leidl [Arc Archi-
tekten] spricht eine Keynote.

[ Weitere Infos ] www.bayern-international.de/newsroom

[ Ort ] Munich Urban Colab | München 
 oder im Livestream

[ Zeit ] 11. November 2021 | 9.00 – 11.30 Uhr

[ Anmeldung ] florian.obermayer@stmwi.bayern.de

» Smart City Werkstatt « Bayern – Israel
Abschlussveranstaltung 

Melden Sie  

sich jetzt an!

V. l. Bayerns Finanz- und Heimatminister Albert Füracker, langjäh-
riger Vorstandsvorsitzender Dr. Otto Beierl, LfA-Vorstandschef Dr. 
Bernhard Schwab und Wirtschaftsstaatssekretär Roland Weigert. 
 Bild: Stefan Heigl

70 Jahre LfA Förderbank Bayern
430.000 Darlehen an Unternehmen und Kommunen zugesagt 

Dr. Bernhard Schwab folgt Dr. Otto Beierl als Vorstandsvorsitzender
Die LfA Förderbank Bayern wird in diesem Jahr 70 Jahre alt und 
begeht das runde Jubiläum mit einer eindrucksvollen Erfolgsbi-
lanz: Seit der Geschäftsaufnahme im Jahr 1951 hat die staatli-
che Förderbank den Mittelstand und die Kommunen in Bayern 
mit mehr als 430.000 zugesagten Darlehen und einem Fördervo-
lumen von rund 82 Milliarden Euro unterstützt. 

Die Anfänge der LfA standen 
im Zeichen des Wiederaufbaus 
Bayerns. Zunächst als Flücht-
lingsbank und schon bald als Fi-
nanzierungspartner für den ge-
samten Mittelstand sorgt die 
LfA seither für Chancengleich-
heit auf der Finanzierungssei-
te. Mittlerweile unterstützt die 
Spezialbank jährlich im Schnitt 
rund 5.000 kleine und mittle-
re Unternehmen sowie Gründer 
mit Krediten, Risikoübernahmen 
und Eigenkapitalangeboten. Zur 
Stärkung des Wirtschaftsstand-

orts Bayern finanziert die LfA 
zudem auch Infrastrukturvorha-
ben. Im Corona-bedingten Aus-
nahmejahr 2020 profitierten so-
gar mehr als 11.200 Unterneh-
men und Kommunen von den 
Finanzierungshilfen der LfA. 

Amtseinführung 
und Verabschiedung

In der Feierstunde wurde zu-
dem Dr. Bernhard Schwab, seit 
1. September neuer Vorstands-
vorsitzender der LfA, in sein Amt 

eingeführt. Gleichzeitig wurde 
der langjährige Bankchef Dr. Ot-
to Beierl (65) offiziell in seinen 
Ruhestand verabschiedet.

Bayerische Erfolgsgeschichte

„70 Jahre LfA sind auch sie-
ben Jahrzehnte bayerische Wirt- 
schafts- und Erfolgsgeschichte.  
Mit ihrem umfassenden und 
passgenauen Förderangebot ist 
sie ein wichtiger Partner für bay-
erische Gründer, mittelständi-
sche Unternehmen und die Kom-
munen. Die LfA hat den Wandel 
Bayerns zum modernen Innova-
tions- und Hightech-Standort we-
sentlich mitvorangetrieben und 
ist heute eine der tragenden Säu-
len der bayerischen Wirtschafts-
politik“, betonte Bayerns Wirt-

schaftsminister und LfA-Verwal-
tungsratsvorsitzender Hubert 
Aiwanger anlässlich des Jubilä-
ums.

Finanz- und Heimatminister Al-
bert Füracker hob hervor: „Die 
LfA ist ein Traditionsinstitut und 
prägt seit 70 Jahren Bayerns 
wirtschaftliche Entwicklung ent-
scheidend mit. Das Spezialkredi-
tinstitut ist für die Wirtschafts-
förderung in Bayern unverzicht-
bar. Die LfA bietet für viele bay-
erische Unternehmen nicht nur 
einen enorm wichtigen Rückhalt, 
sondern leistet mit ihrer Unter-
stützung bei Existenzgründungen 
und innovativen Investitionsvor-
haben einen wertvollen Beitrag 
für Bayerns Zukunft. Der Frei-
staat kann auch künftig auf sei-
ne schlagkräftige Förderbank 
zählen.“

Gleichzeitig gratulierten die 
Minister dem neuen Vorstands-
vorsitzenden. „Dank seines rei-
chen und vielseitigen Erfah-
rungsschatzes ist die Leitung 
der LfA bei Dr. Bernhard Schwab 
weiterhin in guten Händen. Für 
die verantwortungsvolle und 
wichtige Tätigkeit als Vorstands-
vorsitzender wünsche ich ihm 
alles Gute und viel Erfolg!“, so 
Füracker.

Strategisch wichtige Rolle

Dazu Aiwanger: „Die Bestel-
lung von Dr. Bernhard Schwab 
ist eine gute Entscheidung für 
die LfA und die gesamte bayeri-
sche Wirtschaft. Inmitten der di-
gitalen und ökologischen Trans-
formation ist unsere staatliche 
Förderbank für die heimischen 
Betriebe und Kommunen der 
Garant, wenn es um nachhal-
tige Finanzierungshilfen geht. 
Mit Dr. Bernhard Schwab an der 
Spitze wird die LfA diese strate-
gisch wichtige Rolle auch in Zu-
kunft mit großem Erfolg aus-
üben.“

Schwab übernimmt das Ruder 
in Zeiten einer weiterhin hohen 
Nachfrage nach den Finanzie-
rungshilfen der LfA. Die Förder-
bank hat die bayerischen Betrie-
be allein von Anfang Januar bis 
Ende August 2021 mit Darlehen 
in Höhe von rund 1,5 Milliarden 
Euro unterstützt. Diese inves-
tierten damit trotz Pandemie et-
wa in Maßnahmen zur Verbes-
serung der Energieeffizienz ihrer 
Betriebe sowie verstärkt auch 
in innovative Technologien und 
Digitalisierung. Insgesamt rund 
4.000 mittelständische Unter-
nehmen und Kommunen profi-
tierten in den ersten acht Mo-
naten des Jahres vom Angebot 
der LfA.

Bedeutende Akzente

Dem scheidenden Vorsitzen-
den Dr. Otto Beierl dankte Fi-
nanzminister Füracker für seine 
langjährige Tätigkeit im Diens-
te des Freistaats Bayern: „Otto 
Beierl hat auf herausgehobenen 
Positionen für den Freistaat im-
mer hervorragende Arbeit ge-
leistet. Das gilt für seine Tätig-
keit im Finanzministerium eben-
so wie an der Spitze der LfA, wo 
er bedeutende Akzente für die 
erfolgreiche wirtschaftliche Ent-
wicklung Bayerns gesetzt hat.“

Auch der LfA-Verwaltungs-
ratsvorsitzende, Wirtschaftsmi-
nister Aiwanger dankte Dr. Otto 
Beierl „für seine außerordent-
lichen Verdienste um die Bank 
und die Förderung des Wirt-
schaftsstandorts Bayern. In sei-
nen mehr als 13 Jahren im Vor-
stand, davon fast 10 Jahre als 
Vorstandsvorsitzender, hat sich 
die LfA zu einem modernen 
und kundenorientierten Finanz-
dienstleister entwickelt. Sowohl 
in konjunkturell guten als auch 
in stürmischen Zeiten konnte 
sich der Freistaat immer auf die 
LfA als kerngesunde, leistungs-
fähige und flexible Förderbank 
verlassen – eine Leistung aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, aber auch ein besonderer 
Verdienst von Otto Beierl“. r

Elektrisch über den Bauhof
Treffen des Kommunalen Energieeffizienz-Netzwerks

76 untersuchte kommunale Liegenschaften in 14 Gemeinden 
und über 1.800 Seiten an Berichten und Maßnahmenempfehlun-
gen: Das erste Jahr des Kommunalen Energieeffizienz-Netzwerks 
Ebersberg-München war gekennzeichnet von einer ausführlichen 
Bestandsaufnahme. „Diese Phase ist abgeschlossen. Jetzt geht es 
an die Umsetzung“, sagte Prof. Dr. Dominikus Bücker vom Institut 
für nachhaltige Energieversorgung GmbH (INEV) beim Netzwerk-
treffen in Kirchseeon – dem ersten in Präsenz seit der Gründung 
des Netzwerks im Oktober 2020.

Gemeinsam mit der Energie-
agentur Ebersberg-München 
wird das Rosenheimer Institut 
die Kommunen auf ihrem wei-
teren Weg begleiten – und da-
mit ein gewaltiges Potenzial nut-
zen, wie Dr. Willie Stiehler, Ge-
schäftsführer der Energieagen-
tur, erklärte: „Die Gemeinden 
haben sich zum Ziel gesetzt, mit 
den geplanten Maßnahmen ins-
gesamt 4.990 MWh pro Jahr Pri-
märenergie einzusparen. Das 
entspricht einer jährlichen Ein-
sparung von 1.331 Tonnen CO2. 
Das hilft der Umwelt, entlas-
tet nachhaltig die kommunalen 
Haushalte und ist zugleich ein 
Vorbild für die Bürgerinnen und 
Bürger. Denn die Kommunen 
beweisen damit, dass Energie-
effizienz und effektiver Klima-
schutz auch bei Bestandsbauten 
möglich sind.“

Das Netzwerktreffen zum En- 
de des ersten Jahres stand zwar 
auch im Zeichen einer Zwischen-
bilanz, den weitaus größeren 
Teil nahm jedoch der Blick auf 
das weitere Energiewendepo-
tenzial in den Gemeinden ein. 
Konkret ging es bei diesem Tref-
fen um das Thema Elektromo-
bilität. Den Auftakt machte Dr. 
Guido Weißmann von Bayern 
Innovativ. In seinem Fachvor-
trag entzauberte er zunächst 
ein paar der klassischen Mythen 

und Vorurteile rund um elektri-
sche Antriebe und bot dann ei-
nen Überblick über die derzei-
tigen Fördermöglichkeiten, mit 
denen die Verkehrswende in 
den Kommunen erleichtert wer-
den kann. 

Kommunaler Fuhrpark 
und Ladeinfrastruktur

Im Anschluss berichtete zu-
nächst Johanna Schmidt, Kli-
maschutzmanagerin aus Gras-
brunn, über die Neuerungen 
im kommunalen Fuhrpark und 
den Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur in ihrer Gemeinde. Auf ih-
ren Bericht folgte Zornedings 
Klimaschutzmanagerin Elisa-
beth Buchmann, die das neue 
Förderprogramm der Gemeinde 
zum Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur in Tiefgaragen und auf Gara-
genhöfen vorstellte. 

Mit Beginn der Mittagspau-
se verlagerte sich das Gesche-
hen auf den Bereich außen vor 
der Turnhalle des ATSV Kirch-
seeon, wo eine kleine Ausstel-
lung von elektrisch betriebenen 
Fahrzeugen und Gerätschaften 
für den Alltagsbetrieb der Bau-
höfe auf die Vertreterinnen und 
Vertreter der Kommunen war-
tete. Denn klar ist, das machte 
auch Hans Urban, zweiter Refe-
rent des Treffens, in seinem Vor-

trag sehr deutlich: Auch an den 
kommunalen Bauhöfen wer-
den Verkehrs- und Energiewen-
de nicht vorbeigehen. Damit der 
Übergang ohne größere Reibun-
gen funktioniert, wünschte sich 
Urban eine größtmögliche Flexi-
bilität bei den Kommunen und 
ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. Nicht jedes Spezial-
fahrzeug ließe sich durch ein 
Elektrofahrzeug ersetzen und 
auch in der Zukunft würden mit 
Kraftstoff betriebene Fahrzeuge 
in manchen Bereichen notwen-
dig bleiben, wenn auch dann be-
trieben durch synthetische statt 
mittels fossiler Treibstoffe. Für 
einen Großteil der Aufgaben auf 
Bauhöfen oder in der kommu-
nalen Grünpflege können aber 
bereits heute geeignete Elekt-
rofahrzeuge angeschafft und ge-
nutzt werden. Das sei ein wichti-
ger Beitrag zum Klimaschutz, da 
er den Einsatz von Verbrennern 
auf die absolut notwendigen Ar-
beiten reduziere, so Urban.

Dass dies nicht der einzige 
Vorteil elektrischer Fahrzeu-
ge und Geräte auf dem Bauhof 
ist, davon konnten sich die An-
wesenden anschließend selbst 
überzeugen – unter anderem 
bei einer Testfahrt mit einem 
Hoflader. Geräuscharm und oh-
ne störende Vibrationen zeigte 
das batteriebetriebene Gefährt, 
dass die Zukunft der Mobilität 
vor allem auch mehr Komfort 
für Nutzerinnen und Nutzer be-
deutet.

Das nächste Netzwerktreffen 
findet im Dezember statt. Wel-
ches Thema dort beleuchtet 
wird, ist noch offen und wird 
von den Kommunen entschie-
den. r

Erste intelligente Zähler 
in Velburg installiert

Der wettbewerbliche Messstellenbetrieb beim Bayernwerk nimmt 
weiter an Fahrt auf: Nach dem Vertragsabschluss über den „Mete-
ring.Service“ wurde im oberpfälzischen Velburg die Installation von 
60 neuen intelligenten Strommesssystemen abgeschlossen. Mit de-
ren Hilfe können von nun an die Energieflüsse in nahezu allen kom-
munalen Liegenschaften und Anlagen der flächenmäßig mit größ-
ten Gemeinde Bayerns visualisiert werden.

Ob Schule, Feuerwehrhaus 
oder Bauhof, aber auch Pump-
stationen für die Wasserver- 
und -entsorgung: Fast in Echt-
zeit, nämlich für jede Viertelstun-
de, wird der Stromverbrauch mit 
den neuen Messgeräten aufge-
zeichnet und im EnergiePortal 
des Bayernwerks übersichtlich 
dargestellt. Transparenz sowie 
intuitive Analysefunktionen wer-
den dadurch die Basis für unter-
schiedliche Maßnahmen zur Ef-
fizienzsteigerung. So lassen sich 
Energieeinsparziele systematisch 
setzen und deutlich besser er-
reichen. Nicht zu vergessen: Die  
Fernauslesung über eine hoch-
sichere Kommunikationseinheit, 
das sogenannte Smart Meter Ga-
teway, senkt in der Stadt Velburg 
mit seinen 53 Gemeindeteilen 
den Verwaltungsaufwand für die 
bisher manuell durchgeführten 
Ablesungen vor Ort.

Innovativer Schritt

Der Bürgermeister der Stadt, 
Christian Schmid, zeigte sich er-
freut, diesen innovativen und 
digitalen Schritt zusammen mit 
dem Bayernwerk gehen zu kön-
nen. „Neben der Visualisierung 
der Stromverbräuche hilft uns 
vor allem auch die stichtagsbe-
zogene Zählerfernauslesung wei-
ter. Unsere Energiekosten haben 
wir so jederzeit im Blick“, so der 
Bürgermeister. Die Stadt kann 
laut Andre Queissner, Mitarbei-
ter im städtischen Bauamt und 
Ansprechpartner für die neue 
Technik, somit die Ressourcen 
und Kollegen für die vormals ma-
nuelle Vorort-Ablesung nun für 
andere wichtige Aufgaben ein-
planen. Zusätzlich können nun 
überdurchschnittliche Stromlas-
ten in den städtischen Einrich-
tungen frühzeitig erkannt, abge-
stellt und somit CO2-Emmissio-
nen verringert werden.

„Wir sind froh, dass wir mit Vel-
burg einen weiteren kommuna-

len Partner für dieses Zukunfts-
thema und eine umfängliche 
Umrüstung – auch von kleine-
ren Liegenschaften – gewinnen 
konnten. Echte Kundenerfah-
rungen sind essenziell, um unse-
re Produkte laufend zu verbes-
sern. Im nächsten Schritt möch-
ten wir zusammen mit der Stadt 
unseren „EnergieWächter“ wei-
ter entwickeln. Dieser auf künst-
licher Intelligenz basierende Zu-
satzservice löst bei auffallendem 
Verbrauchsverhalten eine auto-
matische Alarmfunktion aus. Das 
soll helfen, technische Defekte 
frühzeitig zu erkennen und Kos-
ten zu minimieren,“ freut sich 
der Produktverantwortliche To-
bias Stahl von der Bayernwerk 
AG auf die Zusammenarbeit. Ne-
ben der Stadt Velburg haben sich 
bereits weitere bayerische Kom-
munen für eine frühzeitige und 
ganzheitliche Umrüstung auf die 
neuen Zähler entschieden, un-
ter anderem die Kommunen Lu-
he-Wildenau (Oberpfalz), Euras-
burg (Oberbayern) oder Groß-
ostheim (Unterfranken).

Intelligente Messsysteme 
(Smart Meter) sind zentraler Be-
standteil und Schlüssel einer zu-
kunftsfähigen Infrastruktur in der 
Energiewirtschaft. Deshalb ver-
pflichtet der Gesetzgeber Strom-
kunden mit einem jährlichen Ver-
brauch von mehr als 6.000 kWh 
sowie künftig auch Betreiber von 
Erzeugungsanlagen über 7 kW 
installierter Leistung nach und 
nach, diese zertifizierten intel-
ligenten Messsysteme zu nut-
zen. Ziel ist es, die Energiewen-
de nicht nur erneuerbar und de-
zentral, sondern auch digital 
zu gestalten. Denn die smarten 
Zähler sind in Zukunft elemen-
tar für stabile Netze und brin-
gen den Verbrauchern intelligent 
gesteuerten Strom, den sie z.B. 
für Wärmepumpen, Elektroau-
tos oder Batteriespeicher flexibel 
und effizienter nutzen können als 
in der Vergangenheit. r

Smarter Überblick über den Energieverbrauch: Mit 60 intelligen-
ten Zählern geht Velburg weiter in Richtung Energiezukunft. Für 
Bürgermeister Christian Schmid (Mitte), Dr. Roland Hofer (l.) und  
Tobias Stahl (r.) vom Bayernwerk ein Grund zur Freunde.  
 Bild: Michael Bartels / Bayernwerk
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Europas Branchentreffpunkt  
der Wasserkraft

Vom 25. bis 26. November steht das Messezentrum Salzburg wie-
der ganz im Zeichen der regenerativen Energiequelle Wasser. Die 
Fachmesse für Wasserkraft Renexpo Interhydro und der begleiten-
de Kongress vernetzen die verschiedensten Branchenvertreter und 
Entscheidungsträger aus Politik, Bau- und Ingenieurswesen.

Innovativ, ökologisch,  
nachhaltig

Dafür steht die Renexpo Inte-
rhydro. Experten aus ganz Eu-
ropa versammeln sich in Salz-
burg und nutzen die Fachmesse 

für Wasserkraft als Plattform für 
Wissenstransfer und Erfahrungs-
austausch. 

Rund 80 Aussteller und das 
facheinschlägige Bühnen- und 
Kongressprogramm bieten den 
Besuchern zwei Tage lang kom-

v.l.: Dr. Axel Berg, Wasserkraftwerke Baden-Württemberg e.V, Dr. Michael Losch, Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus, Wien, 
Angelika Pehab, Moderation, Dipl. Ing. Herfried Harreiter, VERBUND AG, Detlef Fischer, Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirt-
schaft e.V. (VBEW), Dirk Hendricks, European Renewable Energy Federation (EREF).  Alle Bilder: MZS / Philipp Habring

paktes Know-how aus erster 
Hand. Die Messe zeigt, welchen 
Beitrag Wasserkraft zu einer si-
cheren, nachhaltigen, bezahlba-
ren und klimaneutralen Energie-
versorgung leistet.

Erfrischendes  
Bühnenprogramm

Selbstverständlich ist auch 
auf der Bühne das Wasser der 
Hauptdarsteller. 

Im sogenannten Hydro-Fo-
rum finden spannende Fach-
vorträge und Podiumsdiskussio-
nen statt. Bereits die Eröffnung 
durch Bundesministerin für Kli-
maschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Tech-
nologie, Eleonore Gewessler BA, 
verspricht ein sofortiges Eintau-
chen ins Thema Wasserkraft 
und baut die erste Brücke zwi-
schen Gesetzgeber und gelebter 
Praxis. Als nächstes sticht auf 
der Agenda wohl Herbert Sau-
rugg, internationaler Blackout- 
und Krisenvorsorgeexperte, ins 
Auge, der mit einem Impuls-
vortrag und im anschließenden 
Energietalk mögliche Szenarien 
skizziert. 

Mit dem Fallbeispiel Schacht-
kraftwerk Großweil wird eine 
der neuesten technischen Ent-
wicklungen im Bereich der Was-
serkraft präsentiert: Eine Flut an 
Know-how ist gewiss!

Kongress mit Tiefgang

Auch ein Blick auf das Kongress- 
programm lohnt. Für noch mehr 
Insiderwissen und Expertenrat! An 
den zwei Tagen stehen drei Kern-
bereiche im Fokus. Der Donners-
tag, 25. November, widmet sich 
dem Thema „Wasserkraft & Sedi-
mente“, während am Freitag, 26. 
November, bei „Wasserkraft & 
Speicher“ sowie „Gewässerökolo-
gie“ Ideen ausgetauscht und inno-
vative Lösungen diskutiert werden.

Wasserkraft,  
die Wissen schafft

Zweifelsohne ist die Renexpo 
Interhydro als Fachmesse für Was-
serkraft europaweit unerreich-
bar was die Dichte und Qualität 
an Praxisbezug betrifft. Die inter-
nationale Ausrichtung des Mes-
seformats, sowie seinen vernet-
zender Charakter, schätzen Exper-
ten und Branchenkenner über die 
Grenzen Österreichs hinaus. Denn 
auch nur der gemeinsame Gedan-
ke und ein verbindendes Mitein-
ander können zu einer nachhalti-
gen Zukunft Europas beitragen.

www.renexpo-interhydro.eu r

V.l: Michael Amerer (Vorstand Donaukraftwerk Jochenstein AG), 
Landrat Raimund Kneidinger (Passau) und Andreas Auer (Werks-
gruppenleiter Grenzkraftwerke GmbH). r

E-Tankstelle beim Donaukraftwerk Jochenstein:

Offizielle Inbetriebnahme
VERBUND, Bayerns führendes Wasserkraftunternehmen mit  
22 leistungsstarken Wasserkraftwerken an Inn und Donau, hat ei-
ne Ladestation für Elektroautos beim Donaukraftwerk Jochen-
stein offiziell in Betrieb genommen. 

Naturstrom AG übernimmt  
Gemeindewerk-Kunden

Die Gemeindewerke Hemhofen stellen zum Jahresende ihren 
Stromvertrieb ein und übergeben ihre rund 2.300 Kundinnen 
und Kunden an die Naturstrom AG. Der Ökoenergieversorger 
wird die Kunden über seine Submarke NATURSTROM vor Ort 
mit Ökostrom beliefern, der größtenteils aus einem Solarpark 
in der Region stammt. Die Gemeinde und NATURSTROM haben  
eine weitergehende Zusammenarbeit vereinbart, unter ande-
rem wird ein Energiebeirat eingerichtet.

Bundesnetzagentur:

Innovationsausschreibungs- 
Verordnung vorgelegt

Bayerns Wirtschafts- und Energieminister Hubert Aiwanger be-
grüßt die Aufnahme der „besonderen Solaranlagen“, der Agri-Pho-
tovoltaik (Agri-PV), Floating-Photovoltaik und der Solaranlagen 
auf Parkplatzflächen im Rahmen der Innovationsausschreibun-
gen des Erneuerbaren Energien Gesetzes 2021 (EEG). Bayern hat-
te diese Möglichkeiten gefordert. Die Anforderungen an besonde-
re Solaranlagen nach der Innovationsausschreibungsverordnung 
waren von der Bundesnetzagentur fristgerecht vorgelegt worden.Unabhängige Gemeindewerke 

und kleine Stadtwerke sehen sich 
mehr und mehr komplexen ener-
giewirtschaftlichen Herausforde-
rungen gegenüber. Es sind vor al-
lem immer neuen regulatorische 
Auflagen, die kleinen Energiean-
bietern das Leben schwer ma-
chen. In letzter Zeit kommen ra-
pide steigende Energiepreise als 
Belastung hinzu. Die Gemeinde 
Hemhofen hat deshalb beschlos-
sen, ihr Geschäft einzustellen. In 
einem Ausschreibungsverfahren 
hat sich für die zukünftige Strom-
belieferung in Hemhofen die NA-
TURSTROM AG durchgesetzt.

„Wenn Gemeindewerke ihr 
Endkundengeschäft oder auch an-
dere energiewirtschaftliche Auf-
gaben abgeben wollen, kann ein 
engagierter Partner auf Augen-
höhe zumeist individuellere Lö-
sungen anbieten als der weit ent-
fernte Großkonzern“, so der NA-
TURSTROM-Vorstandsvorsitzen-
de Dr. Thomas E. Banning. „Wie in 
Hemhofen sind wir gerne bereit, 
kleinere kommunale Akteure zu 
unterstützen, Geschäftsaktivitä-
ten als Joint Venture weiterzufüh-
ren oder auch zu übernehmen. 
Das gilt nicht nur für den Strom-
vertrieb und die Ökostrom-Erzeu-
gung, sondern auch für die Wär-
meversorgung und Elektromobi-
litätsangebote.“ In einer Vielzahl 
von Projekten hat NATURSTROM 

bereits gezeigt, wie eine partner-
schaftliche Zusammenarbeit mit 
Kommunen aussehen kann.

Immer geht es NATURSTROM 
auch darum, gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern die de-
zentrale Energiewende vor Ort 
voranzubringen. So wie in Hem-
hofen: Mit jeder Kilowattstun-
de Strom, die die Kundinnen und 
Kunden verbrauchen, fließt ein 
fester Förderbetrag in Energie-
wende- und Nachhaltigkeitspro-
jekte vor Ort. Über die Einführung 
eines Energiebeirates können 
künftig Vertreter der Gemeinde-
verwaltung und des Gemeinde-
rates sowie Bürgerinnen und Bür-
ger zusammen mit NATURSTROM 
aktiv die Energiewende im Ort 
mitgestalten. 

„Wir haben mit NATURSTROM 
einen Partner gefunden, der un-
sere Kundinnen und Kunden wei-
terhin zuverlässig zu einem fairen 
Preis beliefert, und das trotz der 
aktuell enorm steigenden Ener-
giepreise“, kommentiert Ludwig 
Nagel, Erster Bürgermeister der 
Gemeinde Hemhofen. „Wir freu-
en uns, dass wir in dieser lang-
fristig angestrebten Zusammen-
arbeit über den Energiebeirat ge-
meinsam noch weitere Ideen zum 
Wohl der Bürgerinnen und Bür-
ger, der Gemeinde und der Um-
welt entwickeln und umsetzen 
können.“ r

Mit der Verordnung liegt nun 
eine genaue Definition des Anla-
genkonzepts „Agri-PV“ vor: Die 
Einhaltung des Standes der Tech-
nika gilt insbesondere als er-
bracht, wenn die Solaranlagen 
und der Nutzpflanzenanbau bzw. 
der Anbau von Dauerkulturen 
oder mehrjährigen Kulturen auf 
den Flächen über die gesamte 
Förderdauer die Anforderungen 
der DIN SPEC 91434:2021-05 er-
füllen. Diese DIN-SPEC klassifi-
ziert verschiedene Anlagentypen 
und legt Kriterien und Anforde-
rungen für die landwirtschaftliche 
Hauptnutzung, insbesondere be-
züglich des Flächenverlustes und 
der Flächennutzungseffizienz, fest. 
Ziel ist es, den Eingriff in die land-
wirtschaftliche Nutzung zu mini-
mieren und eine sogenannte Pseu-
do-Landwirtschaft auszuschließen.

Die von Bayern geforderte Er-
höhung des Ausschreibungsvolu-
mens von 50 auf 150 Megawatt 
(MW) wurde vom Deutschen Bun-
destag beschlossen. Die beihilfe-
rechtliche Genehmigung der Ge-
setzesänderung durch die Euro-
päischen Kommission steht je-
doch noch aus.  

Aiwanger fordert zusätzlich 
vom Bund, die nicht ausreichen-
den Rahmenbedingungen nachzu-
bessern, die durch das EEG 2021 

in Verbindung mit der Innovati-
onsausschreibungsverordnung 
für die besonderen Solaranlagen 
festgelegt wurden: „Dringend er-
forderlich ist eine Erhöhung der 
zulässigen Anlagengröße von zwei 
Megawatt. Schließlich sollen Kos-
tenvorteile schneller und besser 
erschlossen werden können. Die 
bisher zulässige Anlagengröße er-
scheint hierfür zu gering.“ Weiter 
plädiert Aiwanger für eine Verste-
tigung der speziellen Gebotster-
mine für besondere Solaranlagen 
über 2022 hinaus und für die Fest-
legung von mindestens zwei Aus-
schreibungsterminen jährlich, um 
mehr Planungssicherheit für die 
Bieter zu gewähren.

„Die Vorteile von Agri-Photo-
voltaik gegenüber herkömmli-
chen PV-Freiflächenanlagen lie-
gen klar auf der Hand. Ungenutzte 
Gewässer ohne Nutzungskonflik-
te und versiegelte Flächen könn-
ten für die Gewinnung von erneu-
erbaren Energien genutzt wer-
den. Die Agri-PV kann die Konkur-
renzsituation zwischen Land- und 
Energiewirtschaft entzerren und 
der Erhöhung der Pachtpreise 
entgegenwirken. Die Agri-PV bie-
tet Landwirten eine zusätzliche 
Einkommensquelle und kann an 
passender Stelle eine sinnvolle 
Option sein.“ r

Gemeinsam schalteten der 
Passauer Landrat Raimund Knei-
dinger, Untergriesbachs Erster 
Bürgermeister Hermann Duschl 
sowie der Geschäftsführer der 
VERBUND Hydro Power GmbH,  
Michael Amerer und der neue Jo-
chensteiner Kraftwerkschef An- 
dreas Auer die neue Ladesta-
tion ein. Weitere E-Tankstel-
len an den bayerischen VER-
BUND-Wasserkraftwerken sind  
geplant. Die Energie für die kli-
mafreundliche Elektromobilität 
stammt zu 100 Prozent aus klima- 
freundlichem Wasserkraftstrom.

In Anwesenheit von Landrat 
Kneidinger, Rathauschef Duschl 
und Christina Schmidt vom Haus 
am Strom betankte Michael  
Amerer, der auch Vorstand der 
Donaukraftwerk Jochenstein AG 
ist, erstmals ein E-Auto an der 
neuen Ladesäule. Das Donau- 

kraftwerk Jochenstein und die 
Umweltstation Haus am Strom 
entwickeln sich mit der neu-
en Lademöglichkeit für Elektro- 
und Hybrid-Autos zu einem rege-
nerativen E-Mobilitätszentrum. 
Schließlich befindet sich hier seit 
2011 auch eine öffentlich zu-
gängliche Auflademöglichkeit für 
E-Bike-Radwanderer.

„Wir brauchen nicht nur die op-
timale Technik zum Fahren. Wir 
brauchen auch die optimale Infra-
struktur dafür. Erst die Kombina-
tion macht E-Mobilität attraktiv“, 
betonte Passaus Landrat Roman 
Kneidinger, der auch Geschäfts-
führer des Hauses am Strom ist. 
Mit der Ladesäule am Donaukraft-
werk Jochenstein sei dies mit gro-
ßer Signalwirkung umgesetzt, und: 
„Wo sieht man schon so unmittel-
bar, wo der Strom herkommt, den 
man tankt!“, so der Landrat. r

http://www.renexpo-interhydro.eu
https://www.renexpo-hydro.eu/de/
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Echt fair für Ihre Zukunft  
erdgas-schwaben.de

Energie für heute 
und morgen
Mein ÖkoGas – 100 % CO2-neutral

Mit Gas 
geht´s

Der Stadtbus soll grüner werden
EU-Kommission genehmigt Förderung 

Start frei für den umweltfreundlichen Stadtbus: Die Europäi-
sche Kommission hat die Förderung alternativer Antriebsop-
tionen im Personenverkehr beihilferechtlich genehmigt. Die 
technologieneutrale „Richtlinie zur Förderung alternativer 
Antriebe von Bussen im Personenverkehr“ steht damit be-
reit. Gefördert werden Batterie-, Brennstoffzellen- und Batte-
rieoberleitungsbusse sowie biomethanbetriebene Busse der 
Fahrzeugklassen M2 und M3, sowie dafür erforderliche Infra-
struktur und Machbarkeitsstudien.

Die Richtlinie wendet sich gezielt an Verkehrsbetriebe. Nach 
derzeitiger Finanzplanung stehen bis 2024 insgesamt 1,25 Milli-
arden Euro für die technologieoffene Förderung zur Verfügung, 
für 2025 werden zusätzliche Mittel folgen.
Im Detail sind folgende Schwerpunkte förderfähig:
• die Beschaffung und Umrüstung von Bussen mit alternati-

ven Antrieben
• die Beschaffung der zum Betrieb notwendigen Infrastruktur 

mit 80 % der Investitionsmehrkosten zur Dieselreferenz für 
Batterie-, Brennstoffzellen- und Batterieoberleitungsbus-
se, 40 % Investitionsmehrkosten zur Dieselreferenz für Bio-
gas-Busse, 40 % der Investitionsvollkosten für die zum Be-
trieb notwendige, nicht öffentliche Infrastruktur sowie

• Machbarkeitsstudien.
Wie Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer erläuterte, 

soll bis 2030 die Hälfte der Busse im ÖPNV elektrisch fahren. 
„Das ist unser politisches Ziel aus dem Klimaschutzprogramm.“ 
Auch die Hersteller hätten die Notwendigkeit erkannt, saube-
re Alternativen auf die Straße zu bringen. „Wir machen deshalb 
Nägel mit Köpfen und fördern die konsequente Umstellung auf 
alternative Antriebe - seit vergangenem Monat schon bei den 
Nutzfahrzeugen, ab jetzt auch im Personenverkehr. Für das 
Umstellen der Busflotten, das Umrüsten der Betriebshöfe und 
Machbarkeitsstudien stellen wir bis 2025 mehr als eine Milliar-
de Euro Fördermittel bereit. So geht moderne Mobilität.“  DK

erdgas schwaben Gruppe in Offingen:

Nachhaltige Quartiersentwicklung
Hoch effizient und preiswert zugleich versorgt das Nahwärmenetz 
von erdgas schwaben und der 100-prozentigen Unternehmens- 
tochter schwaben regenerativ als Quartierslösung die Familien, 
die in das Neubaugebiet Ermle IV in der Marktgemeinde Offin-
gen einziehen. Gemeinsam mit Thomas Wörz, Erster Bürgermeis-
ter in Offingen, und Dr. Hans Reichhart, Landrat im Kreis Günz-
burg, setzte Markus Last, Sprecher der Geschäftsführung erdgas 
schwaben, jetzt offiziell den ersten Spatenstich.

Die ersten von insgesamt 52 ge-
planten Einfamilienhäusern und 
Doppelhaushälften sowie 24 Woh-
nungen in drei Mehrfamilienhäu-
sern werden ab Mitte 2022 mit kli-
maschonender Wärme und Strom 
beliefert. Zwei Blockheizkraftwer-
ke (BHKW) erzeugen kostengüns-
tig Wärme und Strom für die Be-
wohnerinnen und Bewohner des 
neuen Quartiers, das am Ortsrand 
von Offingen gelegen ist.

Das Wärmenetz fürs Ermle ist 

so ausgelegt, dass beim Hausbau 
jeder KfW-Standard erreicht wer-
den kann. Auch eine Elektro-La-
destation für E-Autos ist im Erm-
le fest eingeplant.

Bürgermeister Wörz sagte: „In 
Ermle IV gestalten die Bürger von 
Offingen die Energiewende aktiv 
mit. Das Wärmenetz ist ein 24/7 
Rundum-Sorglospaket ohne teu-
ren Baugrund für die Heizungs-
anlage, ohne Wartungs- und re-
gelmäßige Inspektionskosten. Das 

Energiekonzept weist einen gerin-
gen Primärenergiefaktor auf, so 
dass attraktive KfW-Förderungen 
bis hin zum Passivhausstandard 
möglich sind.“

Dr. Hans Reichhart, Landrat im 
Kreis Günzburg: „Die Energiewen-
de ist eine der größten Herausfor-
derungen unserer Zeit. Und die 
Frage, wie wir unsere Bürgerin-
nen und Bürger so klimafreund-
lich wie möglich mit Strom und 
Wärme versorgen können, eine 
zentrale Aufgabe für uns Kom-
munen und die Energieversorger. 
Ein Nahwärmenetz wie hier in Of-
fingen erfüllt die hohen Anfor-
derungen an Umwelt und Klima-
schutz und trägt so einen wichti-
gen Beitrag zu einer zukunftsfähi-
gen Energiewende bei.“

Zukunftsfähige Konzepte

„Innovative, zukunftsfähige 
Konzepte mit hocheffizienter 
Kraft-Wärme-Kopplung in Kombi-
nation mit Photovoltaik und Lade-
möglichkeit für Elektrofahrzeuge 
wie hier sind wichtige Bausteine 
für das Gelingen der Energiewen-
de“, erklärte Markus Last, Spre-
cher der Geschäftsführung erd-
gas schwaben. „Dieser integrale 
Lösungsansatz entspricht den ho-
hen Anforderungen an die Ener-
giestandards und ist optimal auf 
die Bedürfnisse der Nutzer zuge-
schnitten. Es ist ein herausragen-
des Beispiel für unsere Zusam-
menarbeit mit den Kommunen.“

„Im Wärmenetz für dieses Bau-
gebiet ist die Energiezukunft be-
reits mitgedacht: Es kann auch 
mit klimaneutralem Biomethan 
oder Wasserstoff betrieben wer-

den“, betonte Christian Arlt, Ge-
schäftsführer schwaben rege-
nerativ. Die künftigen Ermle-Be-
wohnerinnen und Bewohner be-
kommen mit dem Anschluss ans 
Wärmenetz ein Rundum-sorg-
los-Paket: Eigeninvestition und 
Platzbedarf sind gering, ein Hei-
zungskeller ist überflüssig – und 
Serviceleistungen wie die War-
tung sind inbegriffen.

Dezentrale Quartierslösungen 
mit Wärmenetzen wie das Kon-
zept von erdgas schwaben und 
schwaben regenerativ sind ein 
wichtiger Baustein für die Energie-
versorgung der Zukunft. Die BH-
KW in unserer Heizzentrale haben 
einen sehr hohen Wirkungsgrad 
und können in Zukunft auch mit 
Biogas betrieben werden. Auch 
für die Energiezukunft mit Was-
serstoff sind sie schon heute ge-
rüstet. Denn zukünftig können die 
Gasnetze auch als großer Speicher 
für das im Zuge der Energiewen-
de immer grüner werdende Gas 
dienen. Fließt heute noch über-
wiegend Erdgas durch die Rohr-
netzleitungen, soll in Zukunft ne-
ben Biomethan auch Wasserstoff 
als innovativer und klimaschonen-
der Energieträger im bestehenden 
Gasnetz transportiert werden. 
Wasserstoff kann vollständig aus 
erneuerbaren Quellen gewonnen 
werden. Er kann für industrielle 
Zwecke eingesetzt werden, aber 
auch um Strom und Wärme in Pri-
vathaushalten zu erzeugen. r

Bayern hat eine sehr 
zuverlässige Stromversorgung

Weiterhin sehr niedrige Stromausfallzeit im Freistaat

Bayern hat im deutschlandweiten wie im internationalen Ver-
gleich eine sehr zuverlässige Stromversorgung. Im Jahr 2020 
lag die durchschnittliche Stromunterbrechungsdauer bei gera-
de mal 8,64 Minuten. „Es gibt derzeit keine Hinweise, dass der 
zunehmende Anteil Erneuerbarer Energien im Stromnetz in 
Bayern zu mehr Unterbrechungen in der Stromerzeugung füh-
ren würde“, fasst Detlef Fischer, Geschäftsführer des Verbands 
der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft e. V. – VBEW, 
die Zahlen zusammen. 

„Die bayerischen Stromver-
sorger haben die Herausfor-
derungen durch schwankende  
Stromeinspeisungen aus der 
Photovoltaik und der Windener-
gie gut im Griff“, unterstreicht 
Fischer.

Kennzahlen der BNetzA

Die Bundesnetzgentur veröf-
fentlicht regelmäßig Kennzah-
len aus den von den Stromnetz-
betreibern übermittelten Daten 
zu Versorgungsunterbrechun-
gen. Sie gibt die durchschnittli-
che Versorgungsunterbrechung 
je angeschlossenen Letztver-
braucher (Nieder- und Mittel-
spannung) in Minuten an. Im 
Jahr 2020 lag Bayern mit einer 
Versorgungsunterbrechung von 
8,64 Minuten im Bundeslän-
dervergleich mit Hessen nach 
Mecklenburg-Vorpommern auf 
dem zweiten Platz und war da-
mit noch besser als der eh schon 
sehr niedrige Bundesdurch-
schnitt von 10,73 Minuten.

Hohe Einsatzbereitschaft 
des Personals

Die Zuverlässigkeit der Strom-
versorgung in Deutschland und 
in Bayern entwickelte sich auch 
im historischen Rückblick sehr 
gut. „Im Jahr 2020 waren sowohl 
in Bayern als auch deutschland-
weit die niedrigsten Werte seit 
2008 zu beobachten, d. h. we-
der die Energiewende noch die 
Corona-Einschränkungen haben 
im vergangenen Jahr die Sicher-
heit der Stromversorgung be-
einträchtigt. Dies ist insbeson-
dere der hohen Einsatzbereit-
schaft und dem Know-how des 
eingesetzten Personals in den 
Kraftwerken und bei den Netz-
betreibern zu verdanken“, be-
tont Detlef Fischer. 

„Damit der positive Trend 
auch nach dem Abschalten der 

letzten beiden bayerischen 
Kernkraftwerke Ende 2021 und 
Ende 2022 anhält, ist ein zügiger 
Ausbau der Stromerzeugung, 
der Stromnetze und der Strom-
speicher notwendig“, so der 
VBEW-Geschäftsführer weiter, 
„denn alles drei ist für den Weg 
zu einer klimaneutralen Strom-

versorgung unter Aufrechter-
haltung der hohen Versorgungs-
sicherheit unerlässlich.“

Der VBEW repräsentiert mit 
seinen rund 400 Mitgliedsunter-
nehmen die bayerische Strom-, 
Gas-, Fernwärme-, Wasser- und 
Abwasserwirtschaft. Der Ver-
band vertritt gemeinsame Anlie-
gen der Mitgliedsunternehmen 
und ihrer Kunden gegenüber Po-
litik, Wirtschaft, Verwaltung so-
wie in der Öffentlichkeit. Ziel ist 
es, die bestmöglichen Rahmen-
bedingungen für eine zukunfts-
orientierte, nachhaltige und ver- 
braucherfreundliche Energie- 
und Wasserversorgung zu schaf-
fen. r

Dr. Hans Reichhart, Landrat im Kreis Günzburg, Thomas Wörz, Ers-
ter Bürgermeister in Offingen, und Markus Last, Sprecher der Ge-
schäftsführung erdgas schwaben, (v.l.) beim Spatenstich für das 
Nahwärmenetz im Baugebiet Ermle IV in der Marktgemeinde Of-
fingen. Bild: Henrik Dresemann/erdgas schwaben

Baustart für Erdkabel-
Leitung in Altenerding

Seit Anfang Oktober laufen die Bauarbeiten für die 110- 
Kilovolt-Erdkabelleitung zwischen dem neuen Umspannwerk  
Altenerding und der bestehenden Freileitung bei Kempfing. Der 
rund drei Kilometer lange Neubau verbindet das Umspannwerk 
mit dem Hochspannungsnetz. Die Bauarbeiten dauern voraus-
sichtlich bis Mitte 2022.

Die Stadtwerke Erding ha-
ben mit ihrer Tochter Überland-
werk Erding ein Umspannwerk 
an der Münchener Straße, na-
he der Auffahrt zur Bundesstra-
ße 388 im Süden Altenerdings, 
errichtet. Das Bayernwerk als 
vorgelagerter Netzbetreiber be-
ginnt jetzt mit dem Bau der An-
bindungsleitung zwischen dem 
Umspannwerk und der beste-
henden Freileitung zwischen 
Isarau und Pfrombach. Die Ka-
beltrasse beginnt am neuen 
Kabelendmast östlich der Ort-
schaft Kempfing in der Gemein-
de Moosinning, verläuft von 
dort zunächst in südöstlicher 
Richtung parallel zum Mittle-
ren Isarkanal, kreuzt die Flugha-
fentangente und die Straße zur 
Therme Erding, verläuft dann 
weiter in östlicher Richtung pa-
rallel zur Bundesstraße 388 und 
endet am neuen Umspannwerk 
Altenerding.

Leerrohre im Kabelgraben

Sobald die archäologische Vor- 
untersuchung abgeschlossen ist, 

kann der Bau der Leitung begin-
nen. Zunächst heben die Bauar-
beiter einen Kabelgraben aus. 
Der Kabelgraben muss dabei 
nicht über die ganze Länge gleich-
zeitig geöffnet werden, sondern 
in Teilabschnitten von rund 100 
bis 200 Metern, in die dann Leer-
rohre eingebracht werden. 

Rund 4,5 Mio. Euro Kosten

Die Abschnitte können suk-
zessive wieder verfüllt wer-
den, sobald die Leerrohre ver-
legt sind. Nachdem der Graben 
wieder verfüllt ist, werden die 
Stromkabel in die Leerrohre ein-
gezogen. Gearbeitet wird werk-
tags zwischen 7 und 18 Uhr. An 
einzelnen Tagen kann es zu Um-
leitungen des Straßenverkehrs 
und des Radverkehrs kommen.

Das Bayernwerk baut die Erd-
kabelleitung im Auftrag des 
Überlandwerks Erding. Die Tief-
bauarbeiten erfolgen durch das 
Bauunternehmen Josef Pfaffin-
ger. Die Kosten für die Erdkabel-
leitung belaufen sich auf rund 
4,5 Millionen Euro. r

https://www.erdgas-schwaben.de/kommunen
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Vorher Nachher

Wo bisher langwierige und aufwendige Handarbeit notwendig war, setzt die Firma Schlamp Kommunaldienstleistungen aus Wettstetten auf 
maschinelle Lösungen und innovative Materialien. Das Ergebnis: Bis zu sechsmal höhere Flächenleistung als mit herkömmlichen Verfahren, 
keine langfristigen Straßensperrungen und zufriedene Bauhofmitarbeiter.

Wolfgang Hiebinger (links), Kreisbauhofleiter Beilngries, zeigt 
sich mit dem Ergebnis sehr zufrieden. „Für unsere Mitarbeiter ist 
das eine echte Erleichterung. Wir sind froh, dass wir mit Schlamp 
Kommunaldienstleistungen endlich jemanden gefunden haben, 
die das Problem an der Wurzel angepackt und nachhaltig gelöst 
haben. Diese Straßenrinne hier haben wir vor 10 Monaten sanieren 
lassen. Und sie sieht immer noch aus wie neu. Insbesondere die 
Steigung der Straße war eine große Herausforderung. Da ist vor 
allem die Konsistenz und Ausbringung des Fugenmaterial ent-
scheidend.“

Thomas Schlamp (rechts), Geschäftsführer von Schlamp Kom-
munaldienstleistungen, sitzt oft selbst in der Kehrmaschine. 
So erkennt er gemeinsam mit seinem Team die Probleme und 
Bedarfe dort, wo sie entstehen. Laut Thomas Schlamp werden 
daraufhin die Fahrzeuge und Methodiken entsprechend opti-
miert und den Anforderungen angepasst.

INNOVATIVES VERFAHREN ZUR 
RINNENSANIERUNG

Die Methode

Schneller, effizienter, sauberer und nachhaltiger

„Meine Leute sagen, das ist eine 
Supersache!“FRÄSEN UND ABSAUGEN

  Maschinelles Hochdruckwaschen inkl.  
 Absaugen in einem Arbeitsgang wird mit  
 einer speziell dafür ausgerüsteten  
 Kehrsaugmaschine durchgeführt.

  Brüchiges Fugenmaterial wird per   
 Wasserstrahl herausgefräst und der  
 Spritzschutz ermöglicht sauberes Arbeiten.

AUS DER REGION FÜR DIE REGION

Ansässig im Landkreis Eichstätt, sind wir seit 14 Jahren für unsere 
Kunden in ganz Bayern unterwegs. Straßenreinigung, Rinnensanie-
rung, Unkrautbekämpfung, Baumfällung, Landschaftspflege und 
vieles mehr – wir sind Ihr professioneller und innovativer Partner im 
kommunalen Ganzjahreseinsatz.

VERFUGEN

  Das individuell entwickelte Fugenmaterial  
 ist optimal auf die Witterungsverhältnisse  
 und die Anforderungen der Straßenrinnen  
 abgestimmt.

  Ein eigens entwickeltes System sorgt für  
 die perfekte Konsistenz und optimale  
 Ausbringung des Pflasterfugenmörtels.

  Abschließend erfolgt die Verteilung   
 des flüssigen Fugenmaterials durch   
 Ihre oder unsere Mitarbeiter.

WASCHEN

  Nachdem das Fugenmaterial angesteift  
 ist, wird die übrige Schlämme mit unserer  
 Kehrmaschine in einem Arbeitsgang   
 abgewaschen und abgesaugt.

Mehr Informationen auf  
www.schlamp-dienstleistungen.de/ 
rinnensanierung

Schlamp Kommunaldienstleistungen GmbH | Rackertshofener Str. 27 | 85139 Wettstetten 
Telefon: 0841 232 387 79 | info@schlamp-dienstleistungen.de | www.schlamp-dienstleistungen.de

SCHLAMP
 KOMMUNALDIENSTLEISTUNGEN
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Positionspapier unterzeichnet:

Verdopplung des ÖPNV bis 2030
Die Verkehrsministerkonferenz hat in den vergangenen Monaten das 
Ziel definiert, zur Erreichung der Klimaziele die Fahrgastzahlen des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) bis zum Jahr 2030 zu ver-
doppeln. Insgesamt 115 Städte, Landkreise und Verkehrsverbünde 
aus ganz Deutschland unterzeichneten nun unter Federführung von 
Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter und Ebersbergs Land-
rat Robert Niedergesäß ein Positionspapier, das diesen Beschlüssen 
Nachdruck verleiht. Das Papier stellt dar, unter welchen Prämissen 
die Verdoppelung des öffentlichen Nahverkehrs bis zum Jahr 2030 
gelingen kann – zeigt aber auch auf, welche Anstrengungen diese 
Verdoppelung für Politik, Behörden und ÖPNV-Branche bedeutet.

Bezug nimmt das an die Spitzen 
der deutschen Politik versand-
te Positionspapier auf Beschlüs-
se der Verkehrsministerkonfe-
renz im Jahr 2021 zum gemeinsa-
men Ziel von Bund und Ländern, 
das „hochwertige Angebot im 
straßengebundenen ÖPNV und 
SPNV ungekürzt vorzuhalten und 
zugleich gemeinsam die Vorbe-
reitungen zu treffen, um bis 2030 
zur Erreichung der Klimaziele des 
Bundes die Fahrgastzahlen ge-
genüber 2019 zu verdoppeln.“ 
Oberbürgermeister Dieter Reiter: 
„Wenn sich 115 deutsche Städte 
in einem gemeinsamen Positions-
papier für die Verdoppelung des 
öffentlichen Verkehrs einsetzen, 
dann zeigt das, dass sich Prioritä-
ten ändern müssen. Ob auf dem 
Land oder in der Stadt: Wir brau-
chen einen starken und ausge-
zeichnet vernetzten öffentlichen 
Verkehr. Gerade Metropolen wie 
München, mit einem sehr großen 
Anteil an Pendlerverkehren aus 
der Region, brauchen eine zuver-
lässige, direkte und bezahlbare 
Alternative, damit die Menschen 
vom eigenen Auto umsteigen.“

Ebersbergs Landrat Robert Nie-
dergesäß, Sprecher der MVV-Ver-
bundlandkreise: „Die Verkehrs-
wende kann nur gelingen, wenn 

die Menschen auch außerhalb 
der großen Städte verstärkt auf 
den öffentlichen Verkehr setzen. 
Das setzt in diesen Räumen ei-
nen erheblichen ÖV-Ausbau im 
Sinne attraktiver Takte und kur-
zer Reisezeiten bei gleichzeitig 
erschwinglicher Kosten für die 
Fahrgäste voraus. Damit Verkehr 
umweltverträglich sichergestellt 
werden kann, müssen wir Mobi-
lität verstärkt gesamthaft denken 
und dabei die Fragen im Blick ha-
ben, die die Menschen bewegen. 
Nur so schaffen wir statt mehr In-
dividualverkehr mehr individuel-
le Mobilität. Überregionale Mo-
bilitätsplanung und ein attrak-
tives Verkehrsangebot sind die 
Schlüssel zur Verkehrswende. 
Hierzu wollen die Kommunen ih-
ren Beitrag leisten.“

Verbindliche  
Rahmenbedingungen

Die Unterzeichner des Positi-
onspapiers unterstreichen ihre 
Bereitschaft, die Umsetzung des 
ambitionierten Ziels nach Kräften 
zu unterstützen. Zugleich fordern 
sie aber die für die Erreichung ver-
bindlichen gesetzlichen und ver-
lässlichen finanziellen Rahmen-
bedingungen. Nur mit der von 

der Sonder-Verkehrsministerkon-
ferenz im Juni 2021 geforderten 
Erhöhung der Regionalisierungs-
mittel zwischen 2022 und 2030 
um mindestens 1,5 Milliarden Eu-
ro gegenüber dem jeweiligen Vor-
jahr sei dies überhaupt möglich. 
Daneben sei es sinnvoll, die bishe-
rige GVFG-Bewertungslogik durch 
„Zielbeiträge für Klimaschutz und 
Nachfragesteigerung“ sowie „Ver-
besserung der Erschließungswir-
kung“ zu ersetzen. Die Kommu-
nen und Verbünde werden die 
Zielorientierung der zu fördern-
den Investitionen in den ÖPNV 
durch entsprechende fachliche 
Planungen absichern.

Zudem fordern sie, Bundesför-
derungen künftig stärker in Ko-
operation mit den Ländern zu 
verwalten. Dabei solle der Bund 
die Förderziele setzen und den 
Erfolg der jeweils landesbezogen 
dotierten Programme kontrollie-
ren. Die Länder ihrerseits sollen 
sich mit relevanten Eigenantei-
len an der Förderung beteiligen. 
Die Kommunen wiederum wür-
den im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten die Wirtschaftlichkeit des ÖP-
NV stärken.

Mehr Mobilität  
mit weniger Verkehr

Ein starker öffentlicher Verkehr, 
so heißt es darüber hinaus im Pa-
pier, leistet einen relevanten und 
in hohem Maße sozialverträgli-
chen Beitrag zum Klimaschutz ge-
rade in Metropolregionen, wo ein 
großes Umstiegspotential auf Bus 
und Bahn besteht. Die Verdop-
pelung des öffentlichen Verkehrs 
sei aber auch eine Chance, bis-
her schlecht erschlossene Räume 

besser erreichbar zu machen und 
dadurch aufzuwerten.

ÖPNV als Rückgrat 
des Umweltverbundes

Eine Verdoppelung der Nach-
frage im ÖPNV kann laut Positi-
onspapier nur gelingen, wenn die-
ser in der Mitte der Gesellschaft 
ankommt. Durch Aufwertung der 
Angebote, durch deren selbstver-
ständliche Nutzung und durch ge-
zielte Thematisierung und Wert-
schätzung des ÖPNV werde sein 
Status – gemeinsam mit dem des 
Fuß- und Fahrradverkehrs – ge-
zielt angehoben. Dafür sei es not-
wendig, das Verkehrsangebot als 
ein durchgängiges Gesamtsystem 
aus der Perspektive der Kunden 
weiterzuentwickeln.

Das Positionspapier beschei-
nigt der Erhöhung der Nachfra-
ge im ÖPNV vor allem bei Wegen 
mittlerer Länge (7,5 bis 75 Kilo-
meter) einen hohen Klimaschutz-
effekt. Da Wege mittlerer Län-
ge aber regelmäßig die Grenzen 
von Gebietskörperschaften über-
schreiten, solle in Zukunft noch 
besser dafür gesorgt werden, 
dass es über diese Grenzen hin-
weg ein nahtloses ÖPNV-Angebot 
in hoher Qualität gibt. Der ÖPNV 
solle eine vollwertige Alternative 
zum eigenen Auto werden, bei-
spielsweise indem möglichst wei-
te Teile mit einem 24/7-Angebot, 
erschlossen werden.

Multimodales Zusammenspiel

Die Sicherheit, Attraktivität 
und Länge des Fuß- oder Radwe-
ges von und zur Haltestelle oder 
zum Bahnhof seien, heißt es wei-
ter, für die Attraktivität und Ak-
zeptanz des ÖPNV oft von ent-
scheidender Bedeutung. Durch 
attraktive und gesicherte Fahr-
radabstellanlagen und Fahrrad-

mietmöglichkeiten an Haltestel-
len und Bahnhöfen sowie durch 
Angebote zur Fahrradmitnahme 
möchten die Unterstützer das 
Zusammenspiel umweltfreundli-
cher Verkehrsmittel verbessern.

Notwendige Investitionen 
planen und zügig umsetzen

Wirksamer Klimaschutz erfor-
dert zügige Verbesserung des 
ÖPNV. Noch vorhandene Potenzi-
ale auf Kapazitätsverdichtungen 
im Bestandsnetz des Schienen-
verkehrs und qualitativ hochwer-
tiger Busverkehr seien innerhalb 
von drei bis zehn Jahren organi-
sierbar. Bei hohem Nachfrage-

potenzial seien weiterhin Schie-
nenverbindungen das Mittel der 
Wahl, welche aber erst mittel- bis 
langfristig realisierbar seien.

Damit der ÖPNV seinen Beitrag 
zur Klimaneutralität im Sektor 
Verkehr rechtzeitig leisten könne, 
müssten die Planungen für mittel- 
bis langfristig realisierbare Maß-
nahmen deshalb in den nächsten 
Jahren verbindlich gestartet wer-
den. Dafür seien neben der not-
wendigen Finanzierungssicher-
heit eine Vereinfachung des Pla-
nungsrechts wie auch angemes-
sene personelle Kapazitäten auf 
den Ebenen der Planfeststel-
lungsbehörden und der Gerichts-
barkeit unabdingbar.  r

Gutachten von VDV und Güterbahnen in Deutschland:

100-Tage-Programm für 
mehr Schienengüterverkehr
Gemeinsam mit ihrem Branchenverband VDV haben die Güterbah-
nen in Deutschland ein Gutachten vorgestellt, in dem der Hand-
lungsbedarf im Schienengüterverkehr zur Erreichung der Wachs-
tums- und Klimaschutzziele bis 2030 untersucht wurde. 

Um den angestrebten Markt-
anteil der Güterbahnen von 
mindestens 25 % bis 2030 zu er-
zielen, sind laut Gutachter Ro-
land Berger Gesamtinvestitio-
nen von 52 Milliarden Euro so-
wie zahlreiche Verbesserungen 
bei ordnungspolitischen Rah-
menbedingungen notwendig.

Um die Klimaschutzziele im 
Verkehrssektor bis 2030 zu er-
reichen, muss der Güterverkehr 
dem Gutachten zufolge seine 
CO2-Emissionen bis dahin von 
55 Mio. Tonnen im Jahr 2019 auf 
31 Mio. Tonnen CO2 reduzieren. 
Dies ist nur über eine deutliche 
Verlagerung von Gütertranspor-
ten von der Straße auf die Schie-
ne möglich. Zudem müssen 

zahlreiche weitere Maßnahmen 
unter hohem Zeitdruck voran-
getrieben werden. Empfohlen 
wird deshalb die schnelle Um-
setzung eines „100-Tage-Pro-
gramms“ durch die neue Bun-
desregierung. Damit soll eine 
unmittelbare Anschubwirkung 
im Schienengüterverkehr für die 
gesamte Legislaturperiode er-
zielt werden.

Wenn dies gelingt, könne die 
Transportleistung des Schienen-
güterverkehrs bis 2030 auf jähr-
lich ca. 213 Mrd. Tonnenkilome-
ter und damit auf einen Markt-
anteil von 25 % gesteigert wer-
den. Dies entspräche einer um 
ca. 64 % höheren Leistung der 
Güterbahnen als heute. DK

https://www.schlamp-dienstleistungen.de/
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DStGB-Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Verkehr: 

Handlungsbedarf  
bei der Mobilitätswende

Wie der Ausschussvorsitzen-
de, Bürgermeister Ingo Hacker 
(Neuhausen auf den Fildern) 
sowie Bürgermeister Andreas 
Grund (Neustrelitz) betonten, 
komme den Städten und Ge-
meinden in den Anwendungsfel-
dern alternativer Antriebe und 
dem Aufbau entsprechender In-
frastruktur eine Schlüsselrolle 
zu. Die Kommunen und kommu-
nalen Unternehmen hätten be-
reits erhebliche Anstrengungen 
unternommen, um öffentliche 
Ladeinfrastruktur aufzubauen. 

Seit vielen Jahren bereits wer-
de in den Städten und Gemein-
den im Interesse einer gestei-
gerten Lebensqualität an neuen 
Mobilitätskonzepten gearbeitet. 
Diese Aufgabe sei komplex, be-
nötige Zeit und Ressourcen und 
höre nicht an Verwaltungsgren-
zen auf. 

Umfassende  
Finanzierungsoffensive

Aus Sicht der Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister benötigt 
der ÖPNV eine umfassende Fi-
nanzierungsoffensive und einen 
Modernisierungsschub. Anläss-
lich der Ausschusssitzung ver-
öffentlichte der DStGB ein Posi-
tionspapier „Ein starker ÖPNV 
als Kernelement der Verkehrs-
wende“. Darin schließen sich die 
Städte und Gemeinden auch ei-
ner Forderung der Verkehrsmi-
nisterkonferenz der Länder vom 
Juni 2021 an. Zur Finanzierung 
des klimaschutzbedingen Mehr-
bedarfs im ÖPNV bedürfe es ei-
ner zusätzlichen Anhebung der 
sog. Regionalisierungsmittel des 
Bundes ab dem Jahr 2022 und 
bis 2030 in Höhe von mindes-
tens 1,5 Milliarden Euro gegen-
über dem jeweiligen Vorjahr.

Bessere Anbindung  
der ländlichen Räume

Zudem brauche Deutsch-
land eine bessere Erschließung 
und Anbindung der ländlichen 
Räume durch den Ausbau des 
Schienenpersonennahverkehrs, 
durch flexible Busangebote (so 
genanntes Ridepooling) und den 
Ausbau der Ladeinfrastruktur 
auch abseits der Metropolregi-
onen. Durch gute Erreichbarkeit 
würden Ballungsräume entlas-
tet und ländliche Strukturen im 
Sinne gleichwertiger Lebensver-
hältnisse gestärkt. Bei der De-
batte um die Mobilitätswende 
dürfe nicht vernachlässigt wer-
den, dass mehr als die Hälfte der 
Menschen bundesweit im länd-
lichen Raum lebt. 

Aufgrund ihrer Leistungsfähig-
keit stelle die Schiene das Rück-
grat umwelt- und klimaschonen-
der Mobilität dar, hieß es weiter. 
Hierfür bedürfe es weiterer In-
vestitionen in Elektrifizierung und 
Digitalisierung der Netze sowie in 
die Reaktivierung von Bahnstre-
cken. Die Angebote im Nah- und 
Fernverkehr seien „im Sinne der 
Erreichung des Deutschlandtak-
tes“ auszuweiten. 

Auch müsse der Umstieg auf 
alternative Antriebe weiter for-
ciert werden. Grüner Wasser-
stoff sei zur Marktreife zu brin-
gen und Elektromobilität müs-
se in den kommenden Jahren 
flächendeckend verfügbar wer-
den. Hierzu diene insbesondere 
der Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur. Das bundesweite Schnell-
ladenetz sei konsequent umzu-
setzen und auch das Laden im 

halböffentlichen und privaten 
Bereich solle weiter gefördert 
werden. Neben Fördermitteln 
müssten Bund und Länder auch 
die koordinierende Funktion der 
Kommunen vor Ort durch Perso-
nalförderung in Form von Elekt-
romobilitätsmanagern stärken.

„Es bedarf einer klaren Strate-
gie und Förderung des Bundes, 
um die Vernetzung klimascho-
nender Alternativen zum moto-
risierten Individualverkehr zu er-
möglichen“, lautet eine weite-
re Forderung. Einheitliche Aus-
kunfts- und Buchungssysteme 
müssten forciert werden und 
auch die physische Vernetzung 
durch Park+Ride oder Fahrrad-
abstellanlagen an Knotenpunk-
ten seien auszubauen. Insbeson-
dere das Konzept der Mobilitäts-
stationen biete dabei nicht nur in 
den Städten, sondern auch auf 
dem Land erhebliche Potenziale.

Handlungsbedarf sehen die 
Kommunalpolitiker auch bei der 

Radverkehrsoffensive des Bun-
des. Diese müsse ausgewei-
tet und über 2023 hinaus fort-
gesetzt werden. Die Radver-
kehrsförderung verschiedener 
Bundesministerien sei zudem 
untereinander abzustimmen. 
Nach der „Radverkehrsnovel-
le“ der Straßenverkehrsordnung 
2020 brauche es im nächsten 
Schritt auch eine „Fußverkehrs-
novelle“, um die Nahmobilität 
im Straßenverkehrsrecht wei-
ter zu stärken. Hierbei müssten 
Aspekte der Verkehrssicherheit 
und Aufenthaltsqualität im öf-
fentlichen Raum eine besonde-
re Rolle spielen.

Jetzt die Weichen stellen

„Die kommende Bundesre-
gierung muss jetzt die Weichen 
stellen, indem sie den finan- 
ziellen und den rechtlich-regu-
latorischen Rahmen für Mobili-
tätswende spürbar verbessert. 
Nur mit dem notwendigen Ge-
staltungsspielraum können die 
Kommunen ihren Beitrag für 
eine nachhaltige Mobilität in 
Stadt und Land leisten,“ unter-
strich Ausschussvorsitzender 
Hacker abschließend.  DK

Mit der Frage, wie sich die Ladeinfrastruktur in der Fläche ausbau-
en lässt, befasste sich der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und 
Verkehr des Deutschen Städte- und Gemeindebundes (DStGB). 
Die in dem Gremium vertretenen Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister aus dem gesamten Bundesgebiet sehen insbesondere 
Bedarf bei der personellen Unterstützung der Kommunen, um den 
Ladeinfrastrukturausbau in Deutschland zu beschleunigen.

Eine positive Bilanz zogen die Landräte v.r.: Raimund Kneidinger (Passau) Sebastian Gruber 
(Freyung-Grafenau), Rita Röhrl (Regen) und Christian Bernreiter (Deggendorf) zusammen mit Micha-
el Karmainski von der Regionalbus Ostbayern GmbH nach gut einem Monat Verbundtarif DonauWald. 
Erste Busse im neuen VDW-Design sind bereits unterwegs und symbolisieren mit dem Farbverlauf von 
blau nach grün den Zusammenschluss im Verbundtarif auf dem Gebiet von der Donau bis in den Baye- 
rischen Wald.                                  Bild: LRA Passau

Verbundtarif DonauWald: 

Positive Zwischenbilanz
Deggendorf/Freyung-Grafenau/Passau/Regen. Bayer. Eisenstein/
Passau. Vier Landkreise. Ein Tarif. Mit der Einführung des neuen 
Verbundtarif DonauWald (VDW) kommt das Förderprojekt der 
ILE Bayerwald, einen einheitlichen „Bayerwald-Wabentarif“ für 
die vier Landkreise Deggendorf, Freyung-Grafenau, Passau und 
Regen zu entwickeln zur Umsetzung. Die RBO hat 2016 den Zu-
schlag dafür erhalten. Nun haben sich 21 Verkehrsunternehmen 
unter Federführung der RBO zu einer Verkehrsgesellschaft zu-
sammengeschlossen und bieten seit 1. September 2021 den „Ver-
bundtarif DonauWald – VDW“ an.

Landrätin Rita Röhrl (Regen) 
sowie die Landräte Christian 
Bernreiter (Deggendorf), Se-
bastian Gruber (Freyung-Gra-
fenau) und Raimund Kneidin-
ger (Passau) bescheinigten dem 
neu gegründeten Tarif-Zusam-
menschluss am Rande der Land- 
räte-Tagung in Bayer. Eisenstein 
einen gelungenen Start.

„Gut ein Monat seit dem Start 
des neuen Tarifs ist nun vergan-
gen – bis dato bekommen wir 
aus der Bevölkerung nur posi-
tives Feedback“, lobt Landrat 
Kneidinger den neuen ÖPNV-Ta-
rif. „Eltern und Schüler freu-
ten sich gerade zum Beginn des 
neuen Schuljahres über die ge-
fallenen Preise der Schüler-Um-
weltjahreskarten im Landkreis 
Passau, deren Preisniveau nun 
auf die Nachbarlandkreise an-
geglichen wurde. Mit den On-
line-Anträgen auf der neuen 
VDW-Homepage wurde zudem 
Bürokratie abgebaut und ein 
schnelleres Antragsverfahren 
geschaffen“, führt Kneidinger 
weiter aus. Auch der Senioren-
tarif des VDW mit einer Erspar-
nis von 50% gegenüber den re-
gulären Einzeltickets kommt bei 
dieser Zielgruppe sehr gut an, so 
Kneidinger.

Gemeinsamer Wabenplan

Für Landrat Gruber ist der ge-
meinsame Wabenplan ein Mei-
lenstein: „Durch den gemein-
samen Tarif können Fahrkarten 
nun endlich auch über die Land-
kreisgrenzen hinweg gelöst wer-
den. Doppelter Ticketkauf und 
Bedienverbote gehören somit 
der Vergangenheit an“, so Gru-
ber. Der Landkreis Freyung-Gra-
fenau erhielt erstmals zum April 
2021 einen eigenständigen Wa-
benplan, welcher zum 1. Sep-
tember mit den Wabenplänen 
der Nachbarlandkreise zusam-
mengeführt wurde.

Bayernweite 
Verbundbestrebungen

Landrätin Rita Röhrl sieht die 
Einführung des VDW als Zwi-
schenschritt auf dem Weg zur 
Einführung eines leistungsfähi-
gen Verkehrsverbundes. Hier 
haben sich die VDW-Landkrei-
se zusammen mit der Stadt Pas-
sau sowie den Landkreisen Din-
golfing-Landau und Rottal-Inn 
dafür ausgesprochen, im Rah-
men der bayernweiten Ver-

kehrsverbundbestrebungen ei-
ne Grundlagenstudie in Auftrag 
zu geben, die neben der tarifli-
chen Betrachtung auch die Ver-
kehrsbeziehungen in Augen-
schein nimmt. „Unser nächstes 
Ziel muss dann lauten: gemein-
same Planungen zur Verbesse-
rung und Ausweitung der Lini-
enverkehre und eine vollwerti-
ge Integration der Bahnlinien im 
Verbundraum“, so Röhrl.

Landrat Christian Bernrei-

ter lobt vor allem die neue Ver-
bund-App „vdw.mobil“, die kos-
tenlos im App-Store (iOS) und 
Google-Play-Store (Android) er-
hältlich ist. „Wichtig für die ÖP-
NV-Nutzer heutzutage ist, alle 
Informationen mobil und schnell 
aus einer Hand zu bekommen. 
Besonders die Live-Auskünfte 
über den Busstandort und das 
neu eingeführte E-Ticketing ge-
fallen mir sehr gut und bringen 
einen deutlichen Mehrwert für 
unsere Fahrgäste“, unterstrich 
Bernreiter.

Michael Karmainski, Sprecher 
der neu gegründeten Verkehrsge-
sellschaft „VerbundTarif Donau-
Wald“ freute sich über die posi-
tive Resonanz der Landrätin und 
Landräte und stellte bei dieser 
Gelegenheit einen Niederflurbus 
im neuen VDW-Design vor.  r

Stadtverkehr steht vor großen Herausforderungen:

Mobilität muss  
bezahlbar bleiben

ADAC positioniert sich auf dem Mobilitätskongress 2021  
für den Mobilitätserhalt durch örtlich angepasste Lösungen  

Nürnberg. „Mensch und Verkehr im urbanen Umfeld“ lautete 
das Motto des Mobilitätskongresses 2021 in Nürnberg. Städ-
te stehen vor der Herausforderung, die vom Straßenverkehr 
mitverursachten Probleme wie Staus, Luftverschmutzung und 
Treibhausgasausstoß zu entschärfen. Gleichzeitig ist die ver-
fügbare Fläche begrenzt, wie auch Oberbürgermeister König in 
seiner einleitenden Rede deutlich machte. Hier sind zukunfts-
weisende Gesamtkonzepte gefragt, die die Stärken der jewei-
ligen Verkehrsmittel optimal nutzen, ohne die Mobilitätsbe-
dürfnisse der Menschen einzuschränken. 

Jürgen Hildebrandt, Leiter Ver-
kehr, Technik und Umwelt beim 
ADAC Nordbayern stellte fest: 
„Digitalisierung und technische 
Innovationen bieten für alle Ver-
kehrsarten ungeheure Potenzia-
le sowohl für die Lebensqualität 
in urbanen Räumen als auch für 
eine umweltfreundlichere Mo-
bilität. Hierbei muss man beach-
ten, dass die Menschen zwar Kli-
maschutz wollen, aber keine Ein-
schränkungen in Ihrer Mobilität. 
Es muss demnach gelingen, unse- 
re Mobilitätsangebote umwelt-
freundlich zu gestalten und gera-
de im urbanen Raum mehr Men-
schen davon zu überzeugen, Al-
ternativen zum PKW zu nutzen.“

Den Bestand berücksichtigen

Dabei muss Mobilität in erster 
Linie bezahlbar bleiben, der Preis 
ist aber nicht das einzige Kriteri-
um. Alternative Lösungen müs-
sen technologieoffen, schnell, zu-
verlässig, sauber und bedarfsge-
recht sein. Bei der angestrebten 
Dekarbonisierung des motori-
sierten Individualverkehrs sollte 
daher der Blick nicht nur auf bat-
terieelektrische Fahrzeuge ge- 
richtet, sondern auch der Be-
stand berücksichtigt werden. 

Das Durchschnittalter der 
Fahrzeuge steigt. Der ADAC plä-
diert deshalb bei herkömmlichen 
Antriebslösungen für regenera-
tiv hergestellte eFuels. Auch der 
Wasserstoff könne eine wichti-
ge Rolle spielen. Gute Speicher-
fähigkeit sowie Synergien zwi-
schen den Sektoren Strom, Wär-
memarkt und Verkehr sprächen 
für beide Kraftstoffe.

Für die urbane Mobilität sind 
zukunftsweisende Gesamtkon-

zepte gefragt, die eine höhere 
Aufenthaltsqualität zum Ziel ha-
ben. Bei der Neugestaltung der 
Straßenräume dürfen jedoch 
keine neuen Gefahrenquellen 
im Verkehr entstehen. Zudem 
muss die Leistungsfähigkeit der 
Straßen auch für den ÖPNV und 
den Wirtschaftsverkehr erhal-
ten bleiben. Eine Flächenumver-
teilung allein zugunsten des Rad-
verkehrs auf Hauptverkehrsstra-
ßen ist daher aus Sicht des ADAC 
Nordbayern nicht zielführend. 
Eine Alternative stellt vielmehr 
der Ausbau von Fahrradwegen in 
weniger frequentierten Neben-
straßen dar.

Auch vor dem Hintergrund, 
dass die meisten Menschen mit 
unterschiedlichen Verkehrsmit-
teln unterwegs sind und z.B. 
Fahrrad, Auto und ÖPNV je nach 
Bedarf nutzen, sollte die Diskus-
sion versachlicht werden. Einer 
Umfrage des ADAC unter Stadt-
bewohnern ab 16 Jahren zufolge, 
werden vor allem attraktive Auf-
enthaltsflächen für den Fußver-
kehr, sichere und breite Radwe-
ge sowie mehr Bus- und Umwelt-
spuren gewünscht. Allerdings 
würde gleichzeitig ein Viertel der 
städtischen Autofahrer auch bei 
optimalen Radwegen nicht auf 
das Fahrrad umsteigen und alle 
Verkehrsteilnehmergruppen ha-
ben gleichermaßen das Gefühl, 
dass für ihre Verkehrsart mehr 
getan werden müsste. 

„Eine Lösung von Zielkonflik-
ten im Stadtverkehr kann folglich 
nur gemeinsam unter Einbezie-
hung aller Interessensgruppen 
gelingen und sollte dabei stets 
die individuellen örtlichen Gege-
benheiten berücksichtigen,“ er-
läutert Hildebrandt.  r

Erfolgsmodell MVV-RufTaxi
Erholung der Fahrgastzahlen erkennbar

Schon seit dem Jahr 2015 verkehrt das MVV-RufTaxi im Landkreis 
Fürstenfeldbruck, es etablierte sich schnell. Doch auch hier bra-
chen die Fahrgastzahlen seit Beginn der Corona-Pandemie stark 
ein. Nun zeigen sich deutliche Anzeichen einer Erholung: Die An-
zahl der Fahrgäste des MVV-RufTaxis im Landkreis Fürstenfeld-
bruck (und in den angeschlossenen Gebieten der Landkreise 
Starnberg und Dachau) stieg im Juli linienübergreifend auf den 
höchsten Wert seit Beginn der Corona-Pandemie. Ebenso die An-
zahl der durchgeführten Fahrten. Die bedarfsgesteuerte Bedien-
form ist ein Erfolgsmodell.

Flächendeckender öffentlicher 
Nahverkehr, rund um die Uhr, 
auch in Randlagen: Das ist die 
grundlegende Idee hinter dem 
MVV-RufTaxi-Angebot, wie es im 
Landkreis Fürstenfeldbruck be-
trieben wird.

Schon im Frühjahr 2013 begann 
man mit Planung und Ausschrei-
bung eines flächendeckenden 
bedarfsgesteuerten Verkehrs- 
angebotes für den Landkreis. 
Heute sind neben dem gesamten 
Kreisgebiet auch Fahrten in Tei-
le der angrenzenden Landkreise 
Starnberg und Dachau mit dem 
MVV-RufTaxi möglich.

Rückgang der Fahrten

Wie auch im übrigen MVV-
Raum brachen die Fahrgast-
zahlen der sieben MVV-RufTa-
xi-Linien im Landkreis Fürsten-
feldbruck mit Beginn der Co-
rona-Pandemie stark ein. In 
gleichem Maße ging dann auch 
die Fahrtenanzahl des nachfra-
gegesteuerten Angebotes zu-
rück. Entsprechend den jeweils 
geltenden Corona-Beschränkun-
gen nahmen die Zahlen über die 
Monate der Pandemie entspre-
chend zu oder ab. Mit den Lo-
ckerungen und Öffnungen im Ju-
ni und Juli erholten sich die Zah-
len erstmals deutlich: Insgesamt 
wurden im Juli 2021 3.039 Fahr-
ten durchgeführt, knapp 40 Pro-
zent mehr als noch im Januar 
2021.Dabei wurden im Juli 2021 

rund 6.750 Fahrgäste auf den sie-
ben MVV-RufTaxi-Linien beför-
dert – und damit mehr als in den 
„Vor-Corona-Monaten“.

„Wir wollen den Fahrgast- 
service über innovative Ange-
bote attraktiv gestalten. Insbe-
sondere Digitalisierung ist ein 
entscheidender Schlüssel. Mit 
der Möglichkeit der elektroni-
schen Buchung und Bezahlung 
über die MVV-App hat der Land-
kreis zusammen mit dem MVV 
seit letztem Jahr die Erfolgssto-
ry „MVV-RufTaxi“ fortgeführt“, 
so Landrat Thomas Karmasin zu 
den erfreulichen Zahlen.“

„Für Personen im Schicht-
dienst und in systemrelevan-
ten Bereichen, die auf die öf-
fentlichen Verkehrsmittel ange-
wiesen waren und sind, ist das 
MVV-RufTaxi ein wichtiger Mo-
bilitätsbaustein – gerade in Co-
rona-Zeiten. Das MVV-RufTa-
xi zeigt auch in der Pandemie, 
dass es ein Erfolgsmodell ist“, so 
MVV-Geschäftsführer Dr. Bernd 
Rosenbusch. „Zusammen mit ei-
nem taktstarken MVV-Regio- 
nalbusverkehr in den Haupt-
verkehrszeiten ermöglichen die 
Landkreise den Fahrgästen so 
eine flexible und komfortab-
le Nutzung des ÖPNV rund um 
die Uhr. Und das bei einem mög-
lichst wirtschaftlichen Mittelein-
satz der Aufgabenträger. Beson-
ders freut uns aber, dass das Ver-
trauen in den ÖPNV offensicht-
lich wieder da ist.“ r
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Umweltminister Thorsten Glauber:

Maßnahmen für mehr  
Hochwasserschutz

Hochwasserschutz ist für die Kommunen eine entscheidende 
Zukunftsaufgabe. Dies betonte Bayerns Umweltminister Thors-
ten Glauber bei der Einweihung von zwei Rückhaltebecken ver-
schiedener Hochwasserschutzmaßnahmen im Landkreis Ost-
allgäu und im Günztal sowie anlässlich der Freigabe der neuen 
Schutzbauwerke im Bereich der Isarmündung an der Donau im 
Landkreis Deggendorf.

Durch die beiden Hochwasser-
schutzprojekte im Ost- und Un-
terallgäu werden insbesondere 
Maßnahmen zum Rückhalt des 
Wassers in der Fläche realisiert. 
Das Hochwasserrückhaltebe-
cken Eurishofen in der Gemein-
de Jengen bildet den Abschluss 
von insgesamt zehn Becken des 
Zweckverbandes Gennach-Hüh-
nerbach. Elf Kommunen haben 
sich 2007 zu dem Zweckverband 
zusammengeschlossen und un-
ter finanzieller Beteiligung des 
Freistaats Bayern einen umfas-
senden Hochwasserschutz aus 
Rückhaltebecken sowie Gewäs-
serausbau- und Renaturierungs-
maßnahmen entlang der Flüsse 
Gennach und Hühnerbach rea-
lisiert.

Glauber zufolge hat der Zweck-

verband Gennach-Hühnerbach 
in Rekordzeit ein Vorzeigepro-
jekt umgesetzt. Die zehn Rück-
haltebecken und weitere Maß-
nahmen vor Ort seien dezen-
traler Hochwasserschutz in 
Reinkultur. Sie schützten die 
Bürgerinnen und Bürger entlang 
von Gennach und Hühnerbach 
vor einem hundertjährlichen 
Hochwasser. Auch ein Klimazu-
schlag sei dabei berücksichtigt 
worden, stellte der Minister an-
lässlich der Einweihungsfeier 
des Rückhaltebeckens Eurisho-
fen fest. 

Die Gesamtkosten der Bau-
maßnahmen liegen bei rund 30 
Millionen Euro und bieten im 
Hochwasserfall ein Rückhalte-
volumen von rund 1,7 Millionen 
Kubikmetern Wasser. Freistaat 

und EU fördern die Hochwasser-
schutzmaßnahmen mit bis zu 75 
Prozent.

Neue Rückhaltebecken

Auch im Günztal wird der 
Hochwasserschutz vom Frei-
staat vorangetrieben. Mit dem 
Hochwasserrückhaltebecken El-
dern wurde das erste von ins-
gesamt fünf Rückhaltebecken 
fertiggestellt. Bei der Einwei-
hung in Ottobeuren bezeichne-
te Glauber dieses als Kernstück 
des überregionalen Hochwas-
serschutzprojekts entlang der 
Günz. Die umfassenden Schut-
zeinrichtungen bedeuteten ein 
deutliches Plus an Sicherheit für 
die Menschen vor Ort. Sie böten 
Schutz vor einem 100-jährlichen 
Hochwasserereignis samt Klima-
zuschlag.

Die Günz einschließlich ih-
rer Zuflüsse bildet das längs-
te Bachsystem Bayerns. Dem 
Schadenspotenzial bei einem 
100-jährlichen Hochwasser wird 
mit insgesamt fünf Rückhalte-

becken in Eldern bei Ottobeu- 
ren, Westerheim, Engetried, 
Sontheim sowie Frechenrieden 
mit einem Gesamtrückhaltevo-
lumen von über 8 Millionen Ku-
bikmetern sowie weiteren Maß-
nahmen begegnet. Für das ers-
te Hochwasserrückhaltebecken 
in Ottobeuren wurden rund 800 
Meter Dämme mit bis zu 11 Me-
tern Höhe errichtet. Rund 1,6 
Millionen Kubikmeter Hochwas-
serabfluss können dadurch zwi-
schengespeichert werden. 

Das Gesamtvolumen der 
Hochwasserschutzmaßnahmen 
im Günztal beträgt rund 75 Mil-
lionen Euro. Die von der Maß-
nahme profitierenden Gemein-
den haben sich zu einem Hoch-
wasserschutz-Zweckverband 
zusammengeschlossen und un-
terhalten die Anlagen nach ih-
rer Fertigstellung für die nächs-
ten hundert Jahre eigenverant-
wortlich.

Mustergültiger Schutz  
für die Menschen

Anlässlich der Freigabe der 
neuen Schutzbauwerke am Stö-
germühlbach in der Gemeinde 
Moos (Landkreis Deggendorf) 
wies Glauber darauf hin, dass 
gerade im Bereich der Isarmün-
dung die Menschen 2013 mit 
Schrecken hätten erleben müs-
sen, welche Schäden ein Hoch-
wasser anrichten kann. „Der 
Schutz der Menschen wurde 
hier vor Ort mustergültig voran-
gebracht. Das Landratsamt Deg-
gendorf hat großartige Arbeit 
geleistet und das notwendige 
Verfahren in Rekordzeit abgewi-
ckelt. Auch der Bevölkerung gilt 
unser Dank: Durch den Verkauf 
von Anwesen im Bereich der 
Isarmündung wurden die Maß-
nahmen überhaupt erst mög-
lich. Das ist gelebte Solidarität 
und absolut vorbildlich“, beton-
te der Minister.

Fischverträgliche Technologie

Im Rahmen der Baumaßnah-
me wurden mehr als fünf Kilome-
ter begrünte Deiche als zusätzli-
che zweite Deichlinie neu er-
richtet. Zusätzlich wurden zwei  
neue Schöpfwerke mit innova-
tiver und noch fischverträgli-
cherer Technologie gebaut. In 
den neu entstandenen Rück-
halteräumen können über neun 
Millionen Kubikmeter Wasser 
zurückgehalten werden. 42 Mil-
lionen Euro wurden im Rahmen 
der Baumaßnahmen investiert.

Der Hochwasserschutz in Bay-
ern soll auch in Zukunft kraftvoll 
ausgebaut werden: Geplant ist, 
insgesamt zwei Milliarden Euro 
im Rahmen des laufenden Ge-
wässer-Aktionsprogramms bis 
Ende 2030 zu investieren. Wei-
tere 150.000 Menschen sollen 
damit in Bayern gezielt vor ei-
nem Jahrhunderthochwasser 
geschützt werden.  DK

Ohne Teichwirte steht die 
Artenvielfalt auf dem Spiel 

Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel auf Sommertour  
mit der Fischereifachberatung

Auch große Fische haben einmal klein angefangen. Davon überzeug-
te sich Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel im Rahmen seiner Som-
mer-Tour mit der Fischereifachberatung in der Fischzucht Gerstner 
in Volkach. Entlang des romantischen Tals der Volkach reiht sich auf 
rund 1.500 Meter Länge Teich an Teich. Aber die Idylle täuscht. Der 
Traditionsbetrieb in vierter Generation kennt viele Probleme, wie  
Fischwirtschaftsmeisterin Michaela Gerstner-Scheller berichtet. Sie 
leitet den Betrieb seit 2004.

Dabei denkt sie nicht nur an 
die üblichen Handicaps in Zusam-
menhang mit der Wasserarmut 
auf der fränkischen Trockenplat-
te. Und auch nicht daran, dass 
es in Jahren mit viel Starkregen 
und Hochwasser Fischen gelin-
gen kann, aus ihrer Anlage auszu-
büxen. Sie denkt dabei auch nicht 
an die Konkurrenz aus Übersee, 
die exotische Fischarten und sel-
tene Meeresfrüchte in den Su-
permärkten anbietet. Viel mehr 
Kummer bereiten ihr (und ih-
ren Kolleginnen und Kollegen in 
ganz Bayern) fischfressende Vö-
gel wie insbesondere die Kormo-
rane. Wenn die in einem dichten 
Schwarm über ein Gewässer her-
fallen, fangen sie bis zu neunzig 
Prozent der Fische eines Teichs. 
„Damit ist unter Umständen jah-
relange Mühe umsonst!“

Vormarsch der Fischotter 

Mit Sorge beobachten die un-
terfränkischen Teichwirte zudem 
den Vormarsch der Fischotter. 
Die putzigen Tierchen haben kei-
ne natürlichen Feinde und verur-
sachen bereits jetzt in den Ober-
pfälzer Teichanlagen verheeren-
de Schäden. „Das Schlimmste an 
den Fischottern ist, dass die in ei-
nen regelrechten Blutrausch ver-
fallen können“, so die Fischwirt-
schaftsmeisterin. Das bayerische 
Landwirtschaftsministerium ha-
be allein für das Jahr 2019 einen 
Gesamtschaden durch Fischotter 
von weit mehr als einer Million 
Euro errechnet.

Der materielle Verlust sei dabei 
nur die eine Seite der Medaille, 
wie Fischereifachberater Micha-
el Kolahsa ergänzte: „Fischteiche 
bieten zahlreichen seltenen Tier- 
und Pflanzenarten ideale Lebens-
räume.“ Diese immense Arten-
vielfalt stehe auf dem Spiel, wenn 
Teichwirte gezwungen wären, ih-
re Betriebe aufzugeben. Gerst-
ner-Scheller war aus Frust wegen 
der ständigen Kormoranschä-
den vor fünfzehn Jahren selbst 
schon drauf und dran aufzuhö-
ren. Mittlerweile gebe es aber die 
Möglichkeit, die gefräßigen Vögel 
nachhaltig zu verscheuchen. Was 
man gegen Fischotter unterneh-
men könnte, ist allerdings noch 
ein Rätsel.

Gerade die Karpfenteich-Wirt-
schaft ist ausgesprochen natur-

nah. Die Schuppenträger decken 
ihren Eiweiß-Bedarf nämlich im 
Wesentlichen durch die natürli-
che Nahrung, die sie im Teich fin-
den wie zum Beispiel Insekten-
larven oder Wasserflöhe. „Nur 
in Ausnahmefällen wird zugefüt-
tert“, erklärte Gerstner-Scheller. 
Karpfen durchpflügen auf der Su-
che nach Nahrung den Teichbo-
den. „Das Wasser eines Karpfen-
teichs muss braun sein, das ist die 
Natur“, betonte Gerstner-Schel-
ler. Fische sind wechselwarme  
Tiere, weswegen sie in ver-
gleichsweise kühlen Sommern 
wie heuer weniger Fleisch an-
setzen. Die bayerischen Karpfen-
züchter rechnen daher in dieser 
Saison mit einem unterdurch-
schnittlichen Ertrag – statt der 
5.300 Tonnen wie im vergange-
nen Jahr könnten es heuer nur 
5.000 Tonnen werden!

Teichwirtschaft gibt es insbe-
sondere in Nordbayern seit mehr 
als tausend Jahren. In diesem Jahr 
hat die UNESCO die traditionelle 
Karpfenteichwirtschaft sogar als 
immaterielles Kulturerbe aner-
kannt. Gerstner-Scheller sieht da-
rin eine Anerkennung der baye-
rischen Fischzüchter. Karpfentei-
che würden schließlich die fränki-
schen Landschaften prägen.

In ihrem Betrieb züchtet sie frei-
lich nicht nur Karpfen. Rege nach-
gefragt würden auch Raubfische, 
insbesondere Zander. Und noch 
eine Besonderheit: in den Tei-
chen der Gerstner’schen Anlage 
schwimmen Koi-Karpfen aus ei-
gener Nachzucht. „Bunt, robust, 
winterhart, ideal für heimische 
Gartenteiche“, lobt die Fischwirt-
schaftsmeisterin ihre Exoten.

Am Schluss holt sie mit dem Kä-
scher noch einen prächtigen Stör 
aus einem der Hälterungsbecken. 
Mit einem routinierten Griff hält 
sie ihn hinter den Kiemen fest 
und zeigt ihn den Besuchern. Der 
Fisch mit den markanten Barteln 
vor dem Maul ist fast einen Me-
ter lang, aber er verhält sich er-
staunlich still. Wie er denn heiße, 
frägt jemand aus der Runde. „Kei-
ne Namen!“, antwortet Michaela 
Gerstner-Scheller, „keine persön-
liche Bindung!“ Schließlich wird 
der stattliche Flossenträger eines 
Tages in irgendeiner Feinschme-
cker-Küche enden und dann soll es 
zuvor keinen traurigen Abschied 
aus dem Tal der Volkach geben. r

Bäderlandschaft in Nürnberg:

100 Jahre Naturgartenbad
Mit seinen drei städtischen Freibädern verfügt Nürnberg über ei-
ne attraktive Bäderlandschaft. Besonders ragt neben dem West-
bad und dem Stadionbad dabei das Naturgartenbad heraus: 
Eingebettet in dichtes Grün, fast ländlich idyllisch, besteht das 
„Natsger“ nun bereits seit 100 Jahren. So alt das Bad an Jahren 
ist, so wechselvoll ist seine Geschichte.

Nachdem der „Verein zur Ver-
schönerung Erlenstegens“ im-
mer wieder die Errichtung ei-
ner öffentlichen Badeanstalt an-
geregt hatte, war es 1920 end-
lich so weit: Der Kneipp-Verein, 
der Naturheilverein, der Versi-
cherungsverein a.G. sowie der 
bereits bestehende Verein zur 
Förderung des Nürnberger Na-
turgartens schlossen sich zu-
sammen zur „Gesellschaft Na-
turgarten Erlenstegen – Nürn-
berger Luft- und Sonnenbad und 
Erholungsheim GmbH“. Diese 
nahm die Planungen einer Erho-
lungsstätte für die Nürnberger 
Bevölkerung auf. 

Publikumsmagnet

Noch zur Sommersaison 1921 
wurde der Badebetrieb aufge-
nommen. Seine idyllische Lage 
mit den weitläufigen Föhrenwäl-
dern und die gute Erreichbarkeit 
machten das Naturbad Erlens-
tegen zu einem Publikumsmag-
neten, der bereits in seinen ers-
ten Betriebsjahren rund 40.000 
Gäste verzeichnete. Die Becken 
hatten einen Sandboden und 
waren verschalt, beziehungs-
weise mit Brettern vertäfelt und 
ihre Ausmaße überstiegen die 
heutigen deutlich.

Im Jahr 1938 kaufte die Stadt 

Nürnberg die Anlage für 98.000 
Reichsmark und verpachtete sie  
an den Kneipp-Verein e.V. In den 
Kriegsjahren herrschte zwar ein 
reger Badebetrieb, dennoch war  
der Verein auf zinslose Vor-
schüsse der städtischen Kämme-
rei angewiesen. Ende Juli 1941 
beschädigte ein Hochwasser die  
Anlage schwer. Eine schnelle 
und vollständige Wiederinstand-
setzung war wegen der Kriegssi-
tuation nicht möglich, was dazu 
führte, dass die Liegewiesen im-
mer stärker versumpften und an 
heißen Tagen ein lästiger Geruch 
auftrat. Für das Jahr 1943 hin-
gegen verzeichnete der Kneipp-
verein schon wieder eine Steige-
rung der Besucherzahl um fast 
11.000.

Schwere Tage in dunkler Zeit

Die Nationalsozialisten stell-
ten selbst die öffentlichen Bade-
einrichtungen in den Dienst ih-
rer Ideologie. Wie alle anderen 
Gesundheitsvereine wurde der 
Kneipp-Verein auf Anordnung 
der Reichskanzlei im Jahr 1943 
aufgelöst und ging im Deutschen 
Volksgesundheitsbund auf. 

Und so erhielt auch der Natur-
garten Erlenstegen einen neuen 
Namen: Der „Gesundheitspark 
der Stadt der Reichsparteitage“ 

war Nichtariern und Angehö-
rigen aller „Feindstaaten“ ver-
schlossen. Ein Jahr später führ-
ten erhebliche Fliegerschäden 
und die Nutzung der Schwimm-
becken als Löschwasserbecken 
zur Sperrung des Naturgartens. 
Nach Kriegsende wurde die 
stark beschädigte Anlage von 
der Militärregierung beschlag-
nahmt. 

Provisorisches Badevergnügen

Ab Mai 1951 stand den Nürn-
bergern ein, wenn auch immer 
noch provisorisches, Badever-
gnügen offen. Dies war umso 
wichtiger, als bald danach die 
Flussbäder Laufamholzhammer 
und Mögeldorf wegen der star-
ken Verschmutzung der Peg-
nitz geschlossen werden muss-
ten. Bereits ab 1955 häuften 
sich allerdings Klagen über eine 
massive Überlastung der städti-
schen Badeeinrichtungen gene-
rell, somit auch des Naturgar-
tenbads. Ende der 1960er Jahre 
gab der immer kleiner werden-
de Kneipp-Verein die Betriebs-
führung an die Stadt Nürnberg 
ab und erhielt im Gegenzug eine 
kleine Anlage im Westbad. 

Attraktives Naturbad

Trotz seiner idyllischen Lage 
verlor das „Natsger“ in den sieb-
ziger Jahren viele Gäste an sei-
ne moderneren Konkurrenten. 
Erst mit dem Einbau eines neu-
en Edelstahlbeckens für rund 
drei Millionen DM gewann der 
Naturgarten wieder an Attrakti-
vität. Das Wasser für die Füllung 
der Becken liefert ein zehn Me-
ter tiefer Brunnen. Erfrischung 
ist auch bei größter Hitze garan-
tiert, denn das Becken ist unbe-
heizt.

Seit einigen Jahren erfährt 
das Naturgartenbad eine wei-
tere Nutzung: Seit 2006 werden 
jeden Sommer an sechs Aben-
den Filme aus dem aktuellen 
Open-Air-Kinoprogramm auf ei-
ner schwimmenden Leinwand 
präsentiert. Genuss pur unter 
dem Sternenhimmel bei lau-
schigem Sommerflair. So gehört 
die Anlage heute nicht nur den 
Schwimmbegeisterten, sondern 
ist mit ihren einzigartigen Liege-
wiesen und ihrem stimmungs-
vollen Ambiente sommerlicher 
Treff und Naherholungsgebiet 
zugleich. DKBadevergnügen im „Natsger“ in früherer Zeit. Bild: Archiv/Stadt Nürnberg

http://kanalbau.com/de/
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Gemeinde Sulzemoos hat 
ca. 3.300 Einwohner, das Ver-
bandsgebiet der WestAllianz 
mit Sitz in unserer Gemeinde 
erstreckt sich über sieben Kom-
munen mit mehr als 70.000 
Einwohner.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

01.05.2020
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Es hat sich einfach so erge-
ben. Ich hatte zuvor über vie-
le Jahre ehrenamtliche Funkti-

tät, Wirtschaft/Bildung, Kul-
tur, Tourismus oder zu neuen 
Wohnformen. Ich selbst be-
schäftige mich sehr stark mit 
der Perspektive entlang der 
Autobahn A8 eine Bahnverbin-
dung herzustellen.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Nachhaltiges Handeln und 
Klimaschutzaktivitäten fort-
zusetzen bzw. zu intensivie-
ren bestimmt unsere Politik 
weiterhin. Darüber hinaus ha-
ben wir verschiedene kleine-
re und größere Zukunftspro-
jekte für die Menschen in un-

Johannes Kneidl
Erster Bürgermeister  

der Gemeinde Sulzemoos (LK Dachau), 
Zweckverbandsvorsitzender  

WestAllianz München

onen in Vereinen bzw. in der Öffentlichkeit, bin 
dann 2002 das erste Mal als Gemeinderat an-
getreten und hatte ein großartiges Ergebnis bei 
der Stimmenanzahl. Das Vertrauen hat mich 

unheimlich bestärkt weiter zu machen. Sich für 
die Heimat einzubringen macht einfach Spaß.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Kommunalpolitisch war sicherlich meine 
langjährige Erfahrung eine super Vorbereitung 
auf das Amt des Bürgermeisters. Ich war vor-
her 18 Jahre im Gemeinderat, davon sechs Jah-
re Dritter Bürgermeister und sechs Jahre Zwei-
ter Bürgermeister. Vor allem aber hatte ich in 
meinem vorherigen Beruf in einem Finanzkon-
zern über die vielen Jahre Erfahrungen aus viel-
fältigen Aufgaben und Verantwortungsberei-
chen gesammelt, die mir zu Gute kommen.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Unsere Gemeinde wurde über viele Jahr-
zehnte hervorragend geführt und gestaltet. 
Mein Vorgänger hat mir also ein „gut bestell-
tes Haus“ überlassen. Das hat vieles einfach 
gemacht. Diese Arbeit dann mitten in einer 
Pandemie anzufangen, mit allen Konsequen-
zen daraus, begleitet den Start nachhaltig. Ich 
hätte gerne ein paar Dinge ad hoc umgesetzt, 
die dadurch leider nicht möglich waren. Mei-
ne Kolleginnen und Kollegen in der Verwal-
tung haben es mir leicht gemacht, mit ihnen 
zusammenzuarbeiten und einen guten Start zu 
haben.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die Gemeinde Sulzemoos liegt in der Boom-
region um München. Wir haben uns mit allem, 
was zu einem Wachstumsraum gehört zu be-
schäftigen und gestalten die damit verbundenen 
Herausforderungen. Dabei steht die Schaffung 
von Wohnraum und Gewerbeflächen aktuell im 
Fokus der Gemeinde. Alles was wir tun, wird un-
ter Klimaschutzaspekten geprüft. In der West- 
Allianz arbeiten wir an unterschiedlichen The-
menfeldern, wie Energie/Klimaschutz, Mobili-

serer Gemeinde auf der Umsetzungsliste – von 
Radwegen und Spielplätzen bis hin zu Jugend- 
treffs und Ortsmittengestaltung. Ich persönlich 
setze mich auch für den Bau einer Einrichtung 
zur Seniorenbetreuung (Tagespflege) ein. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Bleib so wie du bist und lass dich nicht ver-
biegen.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Mir ist der persönliche Austausch extrem 
wichtig. Ich bin für alle immer direkt ansprech-
bar. Meine Handynummer steht auf meiner 
Homepage, da melden sich dann auch Men-
schen, die ich bisher noch nicht persönlich ken-
nenlernen konnte. Auch mal zuhören und be-
obachten spielt dabei eine wichtige Rolle. An-
sonsten veröffentliche ich vieles auf meinen 
Social-Media-Kanälen. Das kommt ganz gut 
an. Das Ziel ist immer auch Entscheidungen so 
kommunizieren, dass sie gar nicht mehr erklä-
rungsbedürftig sind.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Wir werden sicherlich unserer Arbeitsmetho-
dik verändern, digitale Ratsinfosysteme oder 
papierloses Arbeiten in der Verwaltung sind nur 
die ersten Beispiele dafür. Die Digitalisierung 
wird uns aber vor allem Chancen bringen, an 
die wir auf kommunaler Ebene heute vielleicht 
nur im Ansatz denken – mit Begleiterscheinun-
gen, die auch Geld kosten werden. Dies betrifft 
Infrastruktur für neue Mobilitätsformen genau-
so wie andere Zukunftsinvestitionen, die sich 
aber langfristig lohnen werden. Ich freue mich 
auf diese Entwicklungen.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Nein, ich bin zu vielfältig unterwegs für ein 
einziges Motto. Wenn ich aber zwischendurch 
mal einen schönen Spruch lese, dann denke ich 
mir schon: „stimmt“!
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Damit beschäftige ich mich „Null“. Ich habe 
keine Intentionen, mir durch die Arbeit als Bür-
germeister Denkmäler zu setzen. Wenn spätere 
Generationen mal sagen könnten, der hat ins-
gesamt einen guten Job gemacht und die Men-
schen in der Gemeinde zusammen gebracht, 
dann wäre das natürlich schön.  r
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Ende der Gartenschauen in Ingolstadt und Lindau:

Positive Bilanz 
Trotz strenger Corona-Auflagen und wechselhaftem Wetter haben 
die Veranstalter der diesjährigen Landesgartenschau in Ingolstadt 
und der Gartenschau in Lindau eine positive Bilanz gezogen. Mit den 
Besucherzahlen zeigten sie sich weitgehend zufrieden.

Nach 166 Tagen schloss die Lan-
desgartenschau Ingolstadt am 
3. Oktober ihre Tore. Bürgermeis-
terin Dr. Dorothea Deneke-Stoll 
übergab in einer feierlichen Ze-
remonie die Gartenschaufahne 
an Dr. Olaf Heinrich, Bürgermeis-
ter der Stadt Freyung – dort wird 
2023 die nächste bayerische Lan-
desgartenschau ausgerichtet. 

Über 380.000 Besucher wur-
den in den zurückliegenden Mo-
naten auf dem Gartenschauge-
lände gezählt. Von Studierenden 
über junge Familien bis hin zum 
Rentnerpaar war das Publikum 
bunt gemischt. Thomas Hehl, Ge-
schäftsführer der Stadtwerke In-
golstadt Freizeitanlagen GmbH, 
zeigte sich von den positiven Rück-
meldungen begeistert: „Wir sind 
sehr froh, wie gut die Besucher un-
ser Konzept angenommen haben. 
Besonders der Landschaftssee 
und der Wasserspielplatz haben 
viel Anklang gefunden.“ Mit der 

Schließung der Landesgarten-
schau Ingolstadt beginnen nun 
die umfangreichen Rückbauar-
beiten der temporären Ausstel-
lungsbeiträge. Als Teil der Dau-
erparkanlage bleiben der Land-
schaftssee, Wasserspielplatz, 
Spielhügel, Piussteg, die Wasser- 
sowie die Partnerstadtgärten er-
halten. Ab dem Frühjahr 2022 
wird das Gelände der Öffentlich-
keit als frei zugänglicher Park zur 
Verfügung stehen.

Bis zum 10. Oktober 2021 wa-
ren Lindau und die Region Gast-
geber der Bayerischen Garten-
schau. Sie verwandelte die Stadt 
in ein sinnliches Erlebnis aus 
Gärten, Wasser und Panorama. 
Herzstück des Gartenschau-Ge-
ländes wurde ein Bürgerpark, 
der auf einem ehemaligen Park-
platz auf der Ostseite der Insel 
angelegt worden war. Auf rund 
17.000 Quadratmetern wurden 
dort unter anderem ein Skate-

park, Sportflächen und ein Spiel-
platz errichtet, die auch nach 
der Schau erhalten bleiben sol-
len. Laut Veranstalter schaf-
fen die neuen Grünflächen eine  
Frischluftschneise und verbessern 
damit das Stadtklima. Nieder-
schlagswasser könne nun direkt 
vor Ort versickern. Gleichzeitig 
entstanden neue Lebensräume 
für heimische Tiere und Pflanzen.

Hervorragendes Ergebnis

Seit der Eröffnung am 20. Mai 
strömten etwa 290.000 Besu-
cher an den „Gartenstrand“ auf 
der Hinteren Insel – laut Bürger-
meister Mathias Hotz trotz eini-
ger Wetterkapriolen „ein hervor-
ragendes Ergebnis“. Zeitweise 
musste das Gelände sogar we-
gen Sturmschäden gesperrt wer-
den. Statt der erwarteten 7.000 
Dauerkarten wurden knapp 
8.300 verkauft, die meisten da-
von an Anwohner und Jugendli-
che, wie Geschäftsführerin Clau-
dia Knoll erfreut feststellte.  DK

v.l.: Gerhard Zäh, Vorsitzender der Bayerischen Landesgartenschau GmbH, Dr. Dorothea Deneke - Stoll, 
Bürgermeisterin der Stadt Ingolstadt, Dr. Olaf Heinrich, Bürgermeister der Stadt Freyung und Sebastian 
Gruber, Landrat des Landkreises Freyung-Grafenau. Bild: ©HD-Photography, Landesgartenschau Ingolstadt 2020 GmbH

v.l. Robert Bäumler (Fischereiverein Neunburg vorm Wald), Walter Drexler, Dr. Stefan Spindler, Michael 
Throner, Birgit Höcherl, Axel Bartelt, Martin Birner, Mathias Rosenmüller. Bild: Reg. Opf./Kammermeier

Wie birgt man eine Muschel? 
Schulkinder und Regierungspräsident lernen am Eixendorfer See

Es war nicht nur eine außergewöhnliche Aktion in Sachen Umwelt-
bildung, sondern auch ein Signal des Zusammenhalts vor Ort: Die 
Umweltbildungsaktion „Muschelbergung am Eixendorfer See“.

Gemeinsam mit Schülerinnen 
und Schülern der Grund- und Mit-
telschulen Neunburg vorm Wald 
und Rötz informierten sich der 
Regierungspräsident der Ober-
pfalz, Axel Bartelt, die Ersten Bür-
germeister der Stadt Neunburg 
vorm Wald, Martin Birner und der 
Stadt Rötz, Dr. Stefan Spindler, so-
wie die stellvertretende Landrätin 
des Landkreises Schwandorf, Bir-
git Höcherl, über die Hintergrün-
de und die Vorgehensweise der 
Muschelbergung. Auch der Leiter 
des Wasserwirtschaftsamts Wei-
den, Mathias Rosenmüller, der 1. 
Vorsitzende des Fischereivereins 
Neunburg, Michael Throner, so-
wie Vertreter der Koordinations-
stelle für Muschelschutz in Bay-
ern an der Technischen Universi-
tät München (TUM) nahmen teil.

Der Eixendorfer See wird der-
zeit abgesenkt, um Baumaßnah-
men durchzuführen. Durch die 
Absenkung des Wassers müssen 
die im See lebenden Muscheln, 
darunter auch geschützte Arten 
wie die Große Teichmuschel und 
die Malermuschel, geborgen und 
in sogenannten Ersatzhabitaten 
in Sicherheit gebracht werden. 
Angeleitet und umgesetzt wird 
dies von der Koordinationsstelle 
für Muschelschutz der TUM. 

Die Experten standen den in-
teressierten kleinen und gro-
ßen Besuchern der Umweltbil-

dungsaktion für die vielen Fra-
gen, wie z.B. „wie pflanzen sich 
Muscheln fort?“, „woran erkennt 
man das Alter von Muscheln?“, 
etc. zur Verfügung und erklärten 
Wissenswertes rund um die Mu-
scheln im Eixendorfer See.

Umwelt- und Artenschutz

„Dass sich heute über 150 
Schülerinnen und Schüler an der 
Umweltbildungsaktion beteilig-
ten, zeigt, wie sehr sich schon un-
sere Jüngsten für den Eixendor-
fer See und alles, was zu ihm ge-
hört, interessieren“, bekräftigte 
der Regierungspräsident. Als In-
itiator des Runden Tisches setzt 
er sich seit Jahren für einen intak-
ten Eixendorfer See ein. Bartelt 
dankte allen Beteiligten, insbe-
sondere dem Wasserwirtschaft-
samt, dem Fischereiverein Neun-
burg vorm Wald, den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der TUM 
und den Schulen, diese Aktion er-
möglicht zu haben. „Es war zum 
einen sicherlich sehr spannend zu 
erleben, wie Umwelt- und Arten-
schutz in der Praxis funktionieren, 
und nicht nur in der Theorie eines 
Schulbuchs“, so Bartelt. „Wir ha-
ben heute erneut gesehen, dass 
wir, wenn wir alle zusammenhel-
fen, gemeinsam viel erreichen 
können. Insbesondere wenn es 
um unsere Heimat  geht.“ r

Staatsministerin Michaela Kaniber:

Klimafreundliches  
Dorfgemeinschaftshaus

Mit der Schlüsselübergabe für das Dorfgemeinschaftshaus „Dorfhaus 
am See“ hat Staatsministerin Michaela Kaniber dem vitalen Dorfleben 
in Ermetzhofen ein neues Zuhause gegeben. Das Gebäude ist ein Bau-
stein der seit 2007 laufenden Dorferneuerung der Gemeinde Ergers-
heim. Mit der Initiative „Innen statt Außen“ wurde das neue Gebäude 
mit über 600.000 Euro über das Amt für Ländliche Entwicklung Mit-
telfranken vom Freistaat gefördert. „Jedes Dorf lebt von einem Mit-
einander seiner Bürgerinnen und Bürger. Vor allem bei Projekten der 
Dorferneuerung ist es besonders wichtig, dass sich alle Interessens-
gruppen in den Gestaltungsprozess mit einbringen. Umso schöner ist 
es, dass wir dem Ortsteil Ermetzhofen jetzt wieder einen neuen Treff-
punkt für Jung und Alt bieten können. Und dank seiner CO2-neutralen 
Bauweise dient das neue Dorfgemeinschaftshaus auch noch im be-
sonderen Maße dem Klimaschutz. Eine wahre Win-Win-Situation für 
alle“, sagte Staatsministerin Michaela Kaniber bei der Einweihung.

Durch ein innovatives Lüf-
tungskonzept und die Nutzung 
von Hackschnitzeln und Sonnen-
energie ist das Gebäude beson-
ders energie- und ressourcen- 
effizient. Für das Projekt Dorfge-
meinschaftshaus am See in Er-
metzhofen hat die Gemeinde 
Leerstand erworben. Anschlie-
ßend wurde mit der Dorfgemein-
schaft ein umfangreiches Nut-
zungskonzept unter dem Motto 
„Unsere gemeinsame Zukunft“ 
aufgestellt. Die Innenentwick-
lung ist ein wesentlicher Schwer-

punkt der Dorferneuerung, der 
Gemeindeentwicklung und der 
Integrierten Ländlichen Entwick-
lung (ILE) zur Unterstützung kom-
munaler Allianzen. Durch die ge-
zielte Nutzung von Leerständen 
in den Ortskernen, soll aktiv der 
Flächenverbrauch an den Orts-
rändern reduziert werden. Mit 
der Initiative „Innen statt Au-
ßen“ unterstützt der Freistaat Ge-
meinden in der Dorferneuerung, 
die vorrangig auf diese Innenent-
wicklung und das Flächensparen 
setzen. 

Seit Beginn der laufenden Dor-
ferneuerung hat die Gemeinde Er-
gersheim Investitionen von rund 
sechs Millionen Euro getätigt. Die-
se Investitionen hat der Freistaat 
wiederum mit 2,4 Millionen Euro 
unterstützt. 

Breite Bürgermitwirkung

In der Dorferneuerung wurden 
in den vier Ortsteilen Ergersheim, 
Seenheim, Neuherberg und Er-
metzhofen eine Vielzahl von Maß-
nahmen wie Spielplätze, Ortstra-
ßen, Gehwege, und Platzgestal-
tungen mit breiter Bürgermitwir-
kung realisiert. Dies spiegelt das 
breite Spektrum der Dorferneue-
rung in der Erfolgsgeschichte „40 
Jahre Dorferneuerung“ wider.  r
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„Endlich mal eine wegwei-
sende Entscheidung, die des 
Preises würdig ist.“ Der Bürger-
meister kommentierte die Ver-
gabe des Friedensnobelpreises 
an zwei aufrechte Journalis-
ten, die Philippina Maria Ressa  
und den Russen Dimitri Andre- 
jewitsch Muratow. Damit wur-
den gleich mehrere Fliegen mit 
einer Klappe geschlagen: Ers-
tens wurde auf die Bedeutung einer freien Pres-
se in einer immer unfreier werdenden Welt auf-
merksam gemacht. Zweitens auf die schlei-
chende Erosion der Pressefreiheit überall auf 
der Welt, in Europa wie in Asien, in Afrika wie 
in Lateinamerika. Und drittens wurde durch die 
Preisvergabe an zwei profilierte, wenngleich 
über die Grenzen ihres Landes hinaus wenig be-
kannte Personen auch symbolisch ein im besten 
Sinne des Wortes universales Rechtsprinzip ge-
ehrt: Die Pressefreiheit als solche.

Denn wer erinnert sich schon noch an die 

Preisträger der letzten Jahre? Barack Obama, 
der zu Beginn seiner Amtszeit den Preis erhielt 
und dann doch acht Jahre permanent Kriege 
führte. Der äthiopische Ministerpräsident, der 
voller guten Willens sein Land derzeit in Cha-
os und Hunger führt. Das Welternährungspro-
gramm der UNO, das als anonyme Organisati-
on keine Emotionen hervorrufen konnte. Ärz-
te, Menschenrechtsaktivisten, Opfervertreter, 
die alle für sich genommen natürlich Heraus-
ragendes leisteten, aber keine umspannende 
Idee repräsentierten.

Da ist doch Freedom of the press, wie es 
der erste Zusatzartikel der US-Verfassung seit 
1791 postuliert, ein ganz anderes Kaliber. Lei-
der wurde die Aufmerksamkeit der deutschen 
Öffentlichkeit in den letzten Tagen und Wo-
chen viel zu sehr von tagesaktuellen Themen 
gefesselt wie die Kanzlerwerdung des Cum-Ex-
Schlumpfes, das Scheitern Berlins von der Ver-
waltung bis zum Flughafen oder der dramati-
sche Linksruck der SPD. Da war keine Zeit, sich 
mit der historischen Rolle der Presse und des 
Journalismus‘ für die Entwicklung, Bewahrung 
und Stabilisierung von Demokratie und Freiheit 
zu beschäftigten. 

Leider gibt es auch so gut 
wie keine Auseinandersetzung 
mit der Tatsache, dass in vie-
len Ländern der Erde der Beruf 
des Journalisten einer der ge-
fährlichsten überhaupt ist und 
schnurstracks ins Gefängnis 
führen kann. In Russland wer-
den über die Jahre hin immer 
wieder Journalisten auf merk-
würdige Weise getötet, und 

auch der frischgebackenen Nobelpreisträger 
Dmitri Muratow wurde vom Kreml schon da-
vor gewarnt, sich als Preisträger nicht zu sicher 
zu fühlen und zu aufmüpfig zu werden. In der 
Türkei sitzen so viele Journalisten im Gefäng-
nis wie in kaum einem anderen Land. In Af- 
ghanistan werden Reporter verprügelt und ein-
geschüchtert. In Ländern wie Kuba und China 
darf sowieso nur schreiben und senden, wer 
voll auf Staats- oder Parteilinie ist. (Das war 
übrigens auch in der DDR so, als die Partei al-
leine regierte, die jetzt in Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern ohne Not wieder mitregie-
ren soll.)

Aber nicht nur Staaten, auch Kriminelle ha-
ben es auf Journalisten abgesehen. In Malta 
wurde eine mutige Frau in die Luft gejagt, in 
der Slowakei ein junger Mann samt Partnerin 
erschossen, weil sie in der Presse über illegale 
und korrupte Machenschaften berichtet oder 
dazu recherchiert hatten.

Wer sich über das gesamte Ausmaß der Be-
drohung der Pressefreiheit weltweit und über 
die Gefahren, die Journalisten und Reportern 
rund um den Erdball drohen, informieren will, 
dem sei die Website www.reporter-ohne-gren-
zen.de ans Herz gelegt. Die Einblicke dort sind 
erschreckend.

Der Bürgermeister ärgert sich natürlich 
manchmal über den einen oder anderen Artikel 
in unserer Heimatzeitung. Wie sollte es anders 
sein? Aber er respektiert die Arbeit und freut 
sich darüber, dass die Menschen im Städtchen 
sich noch über das lokale Geschehen aus ers-
ter Hand informieren können. Denn wie sagte 
es der erste und letzte demokratisch gewählte 
Ministerpräsident der DDR, Lothar de Maiziè-
re: „Lokalzeitungen erklären Zusammenhänge 
anhand von kleinen Ereignissen und bringen 
damit die große Welt in die Wohnzimmer der 
Menschen“.

 Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Die Bedrohung  
der Pressefreiheit

14. Wunsiedler Forum:

Kampf gegen  
Diskriminierung und Rassismus

Unter dem Motto „Die Würde des Menschen ist unantastbar – 
Bayern gegen Diskriminierung und Rassismus“ fand heuer das 
14. Wunsiedler Forum statt. An dem Fachtag zu aktuellen The-
men der Arbeit gegen Rechtsextremismus nahmen etwa 80 Ver-
treter aus Politik und Zivilgesellschaft aus ganz Bayern teil. Ver-
anstalter des Wunsiedler Forums sind das Bayerische Bündnis 
für Toleranz, die Festspielstadt Wunsiedel und der Landkreis 
Wunsiedel im Fichtelgebirge. 

Die Themen Rassismus und 
Diskriminierung werden nach Ex-
perteneinschätzung inzwischen 
viel offener diskutiert als noch 
vor einigen Jahren. „Es gibt ein 
Problembewusstsein. Instituti-
onen und Gruppierungen wol-
len sich mit dem Thema befas-
sen“, erklärte Martin Becher, Ge-
schäftsführer des Bayerischen 
Bündnisses für Toleranz. Seit 
dem Erstarken der Black Lives 
Matter (BLM) -Bewegung zöger-
ten auch staatliche Stellen nicht 
mehr, das Thema Rassismus of-
fen anzugehen. Dies sei ein völlig 
anderer Diskurs als noch vor fünf 
oder zehn Jahren. Die Sensibilität 
sei gewachsen, gerade auch vie-
le junge Menschen gingen inzwi-
schen an die Öffentlichkeit und 
träfen nicht mehr auf eine Mau-
er des Schweigens. „Es gibt einen 
Resonanzboden“, so Becher.

Vernetzung  
in einem geschützten Raum

Das Wunsiedler Forum wolle 
Vernetzung ermöglichen, fuhr der 
Geschäftsführer fort: Diejenigen, 
die sich gegen menschenfeindli-

che Einstellungen, gegen Abwer-
tungen und damit auch gegen die 
extreme Rechte engagieren, aber 
nicht betroffen sind, müssten sich 
mit denen verbünden, die von 
Rassismus betroffen sind. „Die di-
rekt Betroffenen müssen das Ge-
fühl haben, dass sie nicht allein 
sind.“ Alltagsrassismus sei für sie 
alltäglich erlebter Rassismus. Für 
nicht direkt Betroffene bleibe er 
abstrakt. Diese Lücke gelte es zu 
schließen. Das Wunsiedler Forum 
wolle einen geschützten Raum 
bieten, damit beide Seiten sich 
begegnen könnten.

Bayerns Innen- und Integrati-
onsminister Joachim Herrmann 
rief zum Kampf gegen Rassismus 
und Diskriminierung im Land auf: 
„Wir müssen unsere Werte wie 
Menschlichkeit, Respekt und To-
leranz jeden Tag aufs Neue ver-
teidigen. Keiner darf bei rassis-
tischen Anfeindungen und All-
tagsdiskriminierungen tatenlos 
zusehen. Jeder Einzelne ist hier 
gefordert“, machte Herrmann 
mit Blick auf die besorgniserre-
genden Entwicklungen in den 
vergangenen Jahren deutlich.

Die Bayerische Staatsregie-

rung habe mit dem Bayerischen 
Handlungskonzept gegen Rechts-
extremismus eine Grundlage ge-
schaffen, um Rassismus, Extre-
mismus und Antisemitismus in 
Bayern schon im Ansatz zu ver-
hindern, einzudämmen und zu 
verfolgen. So leiste beispielswei-
se die Bayerische Informations-
stelle gegen Extremismus (BIGE) 
seit 2009 hervorragende Präven-
tionsarbeit. 

Der Minister unterstrich auch 
seine „Null-Toleranz-Haltung“ 
gegenüber Rassisten und Extre-
misten jeglicher Couleur bei der 
Bayerischen Polizei und betonte, 
dass Verfehlungen konsequent 
verfolgt werden. Zudem hob er 
die Bedeutung erfolgreicher In-
tegration hervor: „Denn Diskri-
minierung trifft häufig dort auf 
fruchtbaren Boden, wo Vorurtei-
le herrschen. Unsere vielfältigen 
Integrationsprojekte stärken das 
Verständnis zwischen den Kultu-
ren und bauen Barrieren ab.“

Auf den gewachsenen Bedarf 
in vielen Institutionen, Antwor-
ten auf aktuelle gesellschaftli-
che Entwicklungen wie Globali-
sierung und Protektionismus zu 
finden, Menschen vor Diskrimi-
nierung zu schützen und men-
schenfeindliche Orientierungen 
in die Schranken zu weisen, re-
agiert das Münchner Zentrum 
für Analyse, Beratung und Trai-
ning „Den Menschen im Blick“ 
in Zusammenarbeit mit der LMU 
München. Wie Gründungsdirek-
torin Dr. Britta Schellenberg im 
Rahmen eines Workshops erläu-
terte, ist es das zentrale Ziel des 
Projekts, Grundlagen und prakti-
sches Material dafür zu schaffen, 
Führungskräfte und Mitarbeiten-
de von staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Institutionen zu be-
fähigen, souverän und professio-
nell mit Beschäftigten und Klien-
ten in einer zunehmend diversen 
Gesellschaft umzugehen und sie 
fit zu machen für einen sicheren 
Umgang mit rassistischen und 
andere menschenfeindlichen Ori-
entierungen. 

Die Expertise „Den Menschen 
im Blick – kompetent gegen Ras-
sismus und Diskriminierung“ un-
terstützt Verwaltungen, kommu-
nale Träger, Wohlfahrtverbände 
und Unternehmen. Für die Ent-
wicklung der Schulungen werden 
– je nach Zweckmäßigkeit und 
Kapazitäten – engere Kooperati-
onen mit einzelnen Institutionen 
ausgelotet.

Onlineplattform

Der zweite Schwerpunkt des 
Projekts liegt in der Etablierung ei-
ner Onlineplattform. Hier werden 
internationale und interdisziplinä-
re Forschungsbefunde zum (Um-
gang mit) Rassismus vorgestellt 
und diskutiert, Erfahrungen aus 
der Alltagspraxis dargestellt sowie 
Projektergebnisse (pädagogische 
Handreichungen, Schulungsmodu- 
le und multimediale Materialien) 
zur Verfügung gestellt.

„Qualifizierte Antidiskriminie-
rungsberatung in der Praxis“ bie-
tet unter anderem die Münch-
ner Beratungsstelle BEFORE – 
Beratung und Unterstützung bei 
Diskriminierung, Rassismus und 
rechter Gewalt. Laut Antidiskri-
minierungsberaterin Lea Tesfaye 
kommen zu BEFORE zahlreiche 
Ratsuchende, die in ihrem beruf-
lichen Umfeld diskriminiert wer-
den. Starke Abhängigkeiten und 
steile Hierarchien begünstigten 
oft ein diskriminierendes Klima 
am Arbeitsplatz. Es brauche da-
her in allen Unternehmen Me-
chanismen zur Vermeidung von 
und den Umgang mit Diskrimi-
nierungen wie Beschwerdemög-
lichkeiten und Unterstützung für 
die betroffenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

Minister Joachim Herrmann. Bild: Projektstelle gegen Rechtsextremismus

Über die Strukturen der Anti- 
Diskriminierungsarbeit in Baden- 
Württemberg informierte Andre- 
as Foitzik, adis e.V. und Co- Spre-
cher der Landesarbeitsgemein-
schaft Anti-Diskriminierungs-
beratung Baden-Württemberg. 
Die LAG Antidiskriminierungsbe-
ratung Baden-Württemberg ist 
ein Zusammenschluss der beste-
henden und teilweise im Aufbau 
befindlichen lokalen Beratungs-
stellen und Netzwerke gegen 
Diskriminierung in Baden-Würt-
temberg. In Kooperation mit 
der Landesantidiskriminierungs-
stelle (LADS) Baden-Württem-
berg, die im Ministerium für So-
ziales und Integration angesie-
delt ist, wird am Aufbau eines 
flächendeckenden und qualifi-
zierten Beratungsangebotes im 
Land gearbeitet. Weitere wichti-
ge Partner sind u.a. die Antidis-
kriminierungsstelle des Bun-
des, der Antidiskriminierungs-
verband Deutschland (advd), 
das Demokratiezentrum Ba-
den-Württemberg, die Opfer- 
beratungsstelle LEUCHTLINIE und 
das Netzwerk LSBTTIQ Baden- 
Württemberg.

Ein Schwerpunkt der Arbeit 
liegt Foitzik zufolge in der Quali-
tätssicherung der Beratung über 
Fort- und Weiterbildung sowie 
Supervision und Intervision. Zu-
dem liegt das Augenmerk auf 
der finanziellen Absicherung der 
in der LAG ADB BW engagierten 
Beratungsstellen gegen Diskrimi-
nierung. Um im Land ein flächen-
deckendes Beratungsangebot 
zu ermöglichen, wird der Auf- 
bzw. Ausbau von Beratungsstel-
len in bisher nicht versorgten Re-
gionen angestrebt. Zudem wird  
das lokale Beratungsangebot um 
ein online-Beratungsangebot er-
gänzt.  DK

Deutscher Nachbarschaftspreis 2021: 

Wunschgroßeltern  
in Altmühlfranken

Die nebenan.de Stiftung verkündete die 16 Landessiegerprojekte 
des diesjährigen Deutschen Nachbarschaftspreises. Aus hunder-
ten Bewerbungen bundesweit wurde mithilfe von Expertenjurys 
das beste Nachbarschaftsprojekt für jedes Bundesland ausge-
wählt. In Bayern geht der Landespreis an die Initiative„Wunsch-
großeltern in Altmühlfranken“ aus Weißenburg. Für ihr Engage-
ment erhalten die Siegerprojekte ein Preisgeld von je 2.000 Euro.

Ziel des Deutschen Nachbar-
schaftspreises ist es, engagierte 
Initiativen zu würdigen, die sich 
für ihre Mitmenschen und ihre 
Nachbarschaft einsetzen und da-
durch den sozialen Zusammen-
halt stärken. Genau das leistet 
das Siegerprojekt „Wunschgroßel-
tern aus Altmühlfranken“. Die In-
itiative vermittelt seit 2014 akti-
ve Senioren und Seniorinnen aus 
der Nachbarschaft an Familien mit 
Kindern von null bis drei Jahren. 
Eine zentrale Koordinierungsstel-
le hilft dabei, dass Familien und 
Großeltern zueinander finden und 
begleitet den Kennenlernprozess. 
Das Projekt „Wunschgroßeltern in 
Altmühlfranken“ legt Wert auf ei-
nen leichten Zugang und ehren-
amtliche Teilnahme. So entsteht 
eine familiäre Atmosphäre, von 
der alle drei Generationen sozi-
al profitieren. Die nachbarschaft-
lichen Wunschgroßeltern holen 
zum Beispiel ihre Wunschenkel 
aus der Kita, wenn die Eltern kei-
ne Zeit haben. Die gemeinsame 
Zeit mit den Kindern stellt für die 

Wunschgroßeltern eine Bereiche-
rung in deren Alltag dar.

Starkes Zeichen 

„Die Landessiegerprojekte ste-
hen stellvertretend für die vie-
len Menschen, die sich über-
all in Deutschland um ihre Mit-
menschen und ihr lokales Umfeld 
kümmern. Sie tun das oft still und 
bescheiden, aber setzen dabei 
ein sehr starkes Zeichen für eine 
nachbarschaftliche Gesellschaft. 
Deshalb sollen sie viel mehr Auf-
merksamkeit erhalten als die we-
nigen, aber sehr lauten, polari-
sierenden und spaltenden Stim-
men in der Öffentlichkeit.“ Ne-
ben den Landessiegerprojekten 
werden beim Deutschen Nach-
barschaftspreis auch fünf The-
mensiegerprojekte gekürt. Die-
se werden am 3. November 2021 
bekanntgegeben. Details zu den 
Landessiegerprojekten unter ht-
tps://www.nachbarschaftspreis.
de/de/Projekte/siegerprojek-
te-2021/.  r

Schloss Steinenhausen:

Kompetenzzentrum  
für Strahlenschutz geplant

In Kulmbach soll schon bald ein neues Kompetenzzentrum für Strah-
lenschutz entstehen. Der Haushaltsausschuss des Bayerischen Land-
tags hat entsprechenden Planungen zugestimmt. Das neue Strahlen-
schutz- Kompetenzzentrum soll an der Außenstelle des Landesamtes 
für Umwelt am Schloss Steinenhausen gebaut werden. Der Neubau 
wird eine Bruttogrundfläche von über 3.700 qm haben. 15 neue Ar-
beitsplätze sollen dorthin verlagert werden. Die Kosten für den Bau 
werden derzeit auf rund 33 Millionen Euro geschätzt.

„Der Freistaat Bayern hält 
Wort. Wie in der Heimatstrategie 
2015 versprochen werden wei-
ter Behörden in den ländlichen 
Raum verlagert. In diesem Fall 
wird ein wichtiges Kompetenz-
zentrum mit hochwertigen Ar-
beitsplätzen von Augsburg nach 
Kulmbach gebracht. Ein gutes 
Zeichen für die Region“, so der 
heimische Landtagsabgeordnete 
Martin Schöffel. Auch die Stadt 
Kulmbach hat bereits ihr OK für 
die weiteren Planungen gegeben.

Das Strahlenschutzlabor wird 
sowohl Messaufgaben, als auch 
Kontrollaufgaben beim Rückbau 
der Kernkraftwerke überneh-
men. 

Die Planungen für das Kom-
petenzzentrum sind noch in ei-
nem recht frühen Stadium. Nach 
der jetzigen Freigabe durch den 
Haushaltsausschuss wird die Pla-
nung vertieft fortgesetzt. Für den 
Baubeginn braucht es später eine 
weitere Genehmigung durch den 
Haushaltsausschuss.  r

Bezirk Mittelfranken:

Gefragte und neutrale Beratungsstelle
1996 mit Unterstützung des Bezirks Mittelfranken ins Le-

ben gerufen, ist die Mittelfränkische Gesellschaft zur Förde-
rung erneuerbarer Energien und nachwachsender Rohstoffe 
e. V. (MER) bis heute eine neutrale und unabhängige Informa-
tions- und Beratungsstelle. Der Verein verfolgt den Zweck, die 
Entwicklung und die Nutzung erneuerbarer, umweltfreund-
licher Energieversorgungstechnologien (beispielsweise Son-
nenenergie, Wasserstoff, Windkraft), die Methoden der ra-
tionellen Energienutzung und ihre Anwendung unter Praxis-
bedingungen in Mittelfranken zu fördern. Der Verein arbeitet 
eng mit dem Netzwerk Erneuerbare Energien Westmittelfran-
ken zusammen. In seiner jüngsten Sitzung hat sich der Bezirk-
sausschuss einstimmig dafür ausgesprochen, die zukunftsori-
entierte Arbeit der MER auch in diesem Jahr mit einer Förde-
rung in Höhe von 25.600 Euro zu unterstützen.  r

http://www.reporter-ohne-grenzen.de
http://www.reporter-ohne-grenzen.de
https://www.nachbarschaftspreis.de/de/Projekte/siegerprojekte-2021/
https://www.nachbarschaftspreis.de/de/Projekte/siegerprojekte-2021/
https://www.nachbarschaftspreis.de/de/Projekte/siegerprojekte-2021/
https://www.nachbarschaftspreis.de/de/Projekte/siegerprojekte-2021/
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Vorschau auf GZ 21
In unserer Ausgabe Nr. 21, die am 5. November 2021 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
• Kommunaler Bau l Ortskernbelebung
• Gestaltung öffentlicher Räume l Stadtmobiliar
• Renovierung l Denkmalschutz
• Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

Informationssicherheit /  
Datenschutz

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von 
Lüftungs- und Klimaanlagen

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Energiebeschaffung

enplus-pellets.de/ausschreibungsvorlage

Kostenfreie  
Ausschreibungs-
vorlagen!
Für hochwertige Pellets  
und Hackschnitzel.

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Landkreis Amberg-Sulzbach fördert einmaliges Projekt:

Auf das Huhn gekommen
Drittklässler kümmern sich um drei besondere Mitschülerinnen

Die Grund- und Mittelschule Ursensollen ist nicht auf den Hund, 
sondern auf das Huhn gekommen. In einer Ecke auf dem Pausenhof 
wurde eine Großraumvoliere angelegt, in dem seit kurzem drei Hüh-
ner untergebracht sind. Vor wenigen Wochen sind Uschi, Lotte und 
Berta in dem großzügigen Gehege eingezogen und seither kümmern 
sich die Schülerinnen und Schüler der 3b mit Klassenleiterin Sabine 
Süß jeden Tag um die Tiere. Die Idee dazu stammt von Magdalena 
Neidl, die sich für ihre Zulassungsarbeit für das erste Staatsexamen 
mit dem Thema „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ auseinander-
setzte. Der Gedanke: Die Hühner sollen bestmöglich in den Schulall-
tag integriert werden und den Kindern nicht nur Selbstständigkeit 
vermitteln, sondern auch ihre Nachhaltigkeitsbildung stärken.

Bei Schulleiter Peter Großmann 
und Konrektorin Sigrid Kerschl 
rannte die Lehramtsstudentin 
aus Ursensollen offene Türen ein. 
Und sie fand weitere Mitstreiter. 
Der Landkreis Amberg-Sulzbach 
unterstützt das Projekt im Rah-
men der Leitbild-Strategie „Dei-
ne Zukunft 2030. Amberg-Sulz-
bach.“ Rund 80 Prozent der Kos-

ten, zum Beispiel für den Käfig 
und den kleinen Hühnerstall mit-
ten in der Voliere, übernimmt 
der Landkreis, berichtete die Re-
gionalmanagerin des Landkrei-
ses Amberg-Sulzbach, Kathari-
na Schenk, die für die Umsetzung 
der Leitbild-Strategie verantwort-
lich zeichnet. „Das sind knapp 930 
Euro.“ Die restlichen Kosten, un-

ter anderem für das Futter der 
Tiere, werden von der Gemeinde 
Ursensollen bezuschusst.

Hoher Besuch zur Halbzeit

Landrat Richard Reisinger und 
Bürgermeister Albert Geitner 
statteten der Grund- und Mit-
telschule Ursensollen zur Halb-
zeit des Projekts einen Besuch ab, 
um sich vor Ort über die Umset-
zung zu informieren. „Ein tolles 
Projekt, das wir so im Landkreis 
Amberg-Sulzbach noch nicht hat-
ten“, freute sich der Landrat. „Das 
ist eine echte Bereicherung des 
Schulalltags und bringt den Kin-
dern die Natur ein Stück näher.“ 
Der Ursensollener Bürgermeister 
zeigte sich ebenfalls begeistert: 
„Die Kinder bekommen einerseits 
die Verantwortung für Lebewe-
sen vermittelt, andererseits er-
langen sie auch Wissen um nach-
haltigen Konsum.“

Am Wochenende

Die „Schulhühner“ sind seit 
kurzem Teil des Heimat- und 
Sachkundeunterrichts. Dort ler-
nen die Drittklässler alles über 
Hühner, und das eben nicht nur 

Hinten v.l: Magdalena Neidl, Bürgermeister Albert Geitner, Landrat 
Richard Reisinger, Nicole Graf, Regionalmanagerin Katharina Schenk, 
Schulleiter Peter Großmann, Klassenleiterin Sabine Süß und Konrek-
torin Sigrid Kerschl mit den Kindern. Bild: Christine Hollederer

in der Theorie, sondern auch in 
der Praxis. Liebevoll umsorgen 
die Schülerinnen und Schüler ih-
re drei Hühner, geben ihnen fri-
sches Wasser, Grün- und Körner-
futter, sammeln die gelegten Eier 
ein und halten den Käfig sauber. 
Das sind die täglichen Aufgaben 
für die Kinder. „Die Bereitschaft 
ist groß, alle kümmern sich um 
die Hühner. Auch am Wochenen-
de finden sich immer genug Frei-
willige“, lobt Magdalena Neidl 
den Einsatz der Drittklässler der 
Grund- und Mittelschule.

Eine Win-win-Situation

Einer von ihnen ist Xaver. Er darf 
heute nachsehen, ob Uschi, Lot-
te und Berta Eier gelegt haben. 
Ein kurzer Blick in den Hühner-
stall, dann ruft er die gute Nach-
richt freudig seinen Mitschülern 
zu: „Zwei Eier!“ Xaver und seine 
Mitschüler sind begeistert von 
den lebenden Hühnern auf dem  
Pausenhof und verbringen gerne 
Zeit mit ihnen. Eine Win-win-Situ-
ation, wenn man so will. Glückli-
che Hühner und glückliche Kinder. 

Versorgt  
auch nach Ende des Projekts

Das Projekt „Schulhühner“ 
läuft noch ein paar Wochen. Da-
nach kümmert sich voraussicht-
lich Magdalena Neidl zu Hause 
um die drei Hühner.  r

Amerang:

Wohnkompetenzzentrums eröffnet
Ende September wurde das erste Wohnkompetenzzentrum 
des wissenschaftlichen Projekts DeinHaus 4.0 der Technischen 
Hochschule Rosenheim und ihrem Partner, der Ernst Freiber-
ger-Stiftung, eröffnet. Hier wird erforscht, wie digitale Technik 
pflegebedürftige Menschen im Alltag zu Hause unterstützen 
und was die eigene Wohnung dabei alles leisten kann.

Das Forschungsprojekt DeinHaus 4.0 will Bedarfe und Be-
dürfnisse von Menschen mit Behinderung, Post-Reha-Patien-
tinnen und Patienten, Menschen mit Pflegegrad und Seniorin-
nen und Senioren analysieren und verstehen. Das Wohnkom-
petenzzentrum wird dazu mit technischen Assistenzsystemen, 
unterstützenden Produkten und Dienstleistungen ausgestat-
tet. Dadurch können Wege aufgezeigt werden, wie ein selbst-
bestimmtes Leben möglichst lange in den eigenen vier Wänden 
stattfinden kann. Entsprechend ausgestatteter Wohnraum soll 
so zentraler Bestandteil der Versorgungskette im Alter, bei Pfle-
gegraden, bei der Übergangsversorgung und in Post-Reha Situ-
ationen sein. r



Präsenz-Veranstaltung:

Bayerisches
FachkräfteForum 
Strategien zur Gewinnung von Fachkräften
mit Migrationshintergrund 
im Landkreis Ebersberg

Mittwoch, 27. Oktober 2021, 1700 bis 1930Uhr
Ebersberg, Kreissparkassensaal, Kolpingstraße 1

Veranstaltungsort
Kreissparkassensaal, 85560 Ebersberg, Kolpingstraße 1

Termin 
Mittwoch, 27. Oktober 2021, 1700 Uhr bis 1930 Uhr
Einlass ab 1630 Uhr
Veranstalter

MigraNet – IQ Netzwerk Bayern
und der Landkreis Ebersberg
mit freundlicher Unterstützung 
des Bayerischen Integrationsministeriums
in Partnerschaft mit dem Bayerischen Landkreistag
Organisation: Bayerische GemeindeZeitung 
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH, Geretsried

So erreichen Sie den Sparkassensaal:

Unsere PartnerOrganisatorische Hinweise

www.gemeindezeitung.de

Link zur Teilnahme am Bayerischen FachkräfteForum
bildungsportal.lra-ebe.de/anmeldung-fachkraefteforum
Tagungsbeitrag 
Die Teilnahme ist kostenfrei
Anmeldung
bitte bis Freitag, 22. Oktober 2021
Hygienehinweise
l Voraussetzung für die Teilnahme ist der Nachweis über 3G 
(Impfung, Genesung, negativer Testnachweis)
l Wo der Mindestabstand von 1,5 m nicht eingehalten 
werden kann, gilt Maskenpflicht

Für Rückfragen
Mirjana Simic, Landratsamt Ebersberg, Bildungskoordination 
Eichthalstraße 5, 85560 Ebersberg
Telefon: 08092 823 - 124
Mirjana.Simic@lra-ebe.bayern.de

https://t1p.de/lqv1
https://bildungsportal.lra-ebe.de/anmeldung-fachkraefteforum
mailto:Mirjana.Simic%40lra-ebe.bayern.de?subject=Fachkr%C3%A4fteforum%20Ebersberg


Die Zukunft des Wirtschaftsstandortes Bayern hängt in 
entscheidendem Maße davon ab, wie gut es gelingen 
wird, die Fachkräftebasis in allen Regionen des Freistaats 
zu sichern. 

Die globale Bedrohung durch das Corona-Virus hat die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in jüngster Zeit 
gravierend verändert. Gleichwohl haben nach wie vor 
zahlreiche Unternehmen und teilweise komplette Wirt-
schafts- und Dienstleistungszweige große Schwierigkei-
ten, geeignete Fachkräfte zu finden. Ein zu berücksich-
tigender Faktor ist dabei auch, dass der demografische 
Wandel sich künftig weiter verstärken wird.

Gemeinsam mit dem Bayerischen Landkreistag laden Migra-
Net – IQ Netzwerk Bayern und die Bayerische Gemeinde-
Zeitung mit freundlicher Unterstützung des Bayerischen 
Integrationsministeriums zum Bayerischen FachkräfteForum 
„Strategien zur Gewinnung von Fachkräften mit Migrations- 
hintergrund“ in jeden Regierungsbezirk ein.

Mit unserer Veranstaltungsreihe vertiefen wir das Thema 
„Fachkräftegewinnung vor Ort“ und zeigen Strategien zur  
Gewinnung von Fachkräften mit Migrationshintergrund auf.  
Die Veranstaltungsreihe ermöglicht die gezielte Kommunika-
tion relevanter Akteure vor Ort mit ausgewiesenen Fachleuten.
 
Das Thema Fachkräfteeinwanderung sowie die Chancen des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes werden ebenso erläutert 
wie die Anerkennung ausländischer Abschlüsse, Sprach- 
erwerb und Arbeitsrecht.

Die Veranstaltung richtet sich an Arbeitgebende, Personal-
verantwortliche, Mitglieder von Betriebs- und Personalräten 
sowie Verantwortliche in den Kommunen.

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme.

Programm:

1645

1700

1710

1720

1750

1805

1820

1830

1900

Ankommen

Grußwort 
und Vorstellung Wirtschaftsstandort LK Ebersberg
Stv. Landrat Walter Brilmayer

Vorstellung Netzwerk MigraNet:
Anne Güller-Frey, MigraNet – IQ Netzwerk Bayern

Keynote iab –  
Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung
Fachkräfte gesucht? Welche Möglichkeiten bietet 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz?
Tanja Fendel, iab

Anerkennung von ausländischen Qualifikationen – 
Unterstützung für die Arbeitgeber
Daniel O. Salaja (M.A.), Landeshauptstadt München, 
Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration
Servicestelle zur Erschließung ausländischer Qualifi-
kationen; Fachinformationszentrum Einwanderung 
München – FIZE 

Vortrag Fördervoraussetzungen für Weiterbildung 
Beschäftigter im Landkreis Ebersberg
Monika Tillger, Arbeitgeberservice der BA Ebersberg

Vorstellung der Bildungsträger im Landkreis Ebersberg
bfz: Verena Ponjavic 
ipb: Britta Kuhlendahl-Kraft 
vhs: Stefanie Horten 
wbb: Karin Wiedenhöfer 
 
Podiumsdiskussion, anschließend offene Diskussion
Unternehmer aus dem Landkreis Ebersberg mit 
Praxisbeispielen zur Integration von Fachkräften mit 
Migrationshintergrund

Get-together mit kleinem Imbiss
Markt der Möglichkeiten
Bildungsträger, Arbeitsagentur, MigraNet, Ausländeramt 

MigraNet – IQ Netzwerk Bayern
Das Förderprogramm „Integration durch Qualifizie-
rung (IQ)“ zielt auf die nachhaltige Verbesserung der 
Arbeitsmarktintegration von Erwachsenen mit Migra-
tionshintergrund ab. Das Programm wird durch das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
gefördert. Partner in der Umsetzung sind das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
und die Bundesagentur für Arbeit (BA).

Folgen Sie MigraNet
Internet: www.migranet.org
Facebook: https://fb.com/migranet.bayern
Newsletter: https://www.migranet.org/newsletter

 Stand: 4. Oktober 2021; Änderungen vorbehalten

Für die Region:
Virtueller Bildungsmarkt online

Die Jobcenter und Arbeitsagenturen in den Landkrei-
sen Dachau, Erding, Ebersberg und Freising setzen ver-
stärkt auf digitale Angebote. Der „Virtuelle Bildungs-
markt“ wird als E-Service online angeboten.

Bildungsinteressierte können sich hier unkompliziert 
einen Überblick über das Kursangebot regionaler Bil-
dungsträger verschaffen, dazu Flyer und Imagefilme 
einsehen. Auch eine Kontaktaufnahme mit den An-
sprechpartner*innen bei Jobcentern, Arbeitsagentu-
ren und Bildungsträgern ist unkompliziert möglich.  

Interessiert? 
Dann ran an Smartphone, Tablet, Laptop oder PC und 
www.bildungsmarkt-freising.de aufrufen, damit durch 
WEITER:BILDUNG! aus Herausforderungen Chancen 
werden.

http://www.migranet.org 
https://fb.com/migranet.bayern
https://www.migranet.org/newsletter
http://www.bildungsmarkt-freising.de

